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Präsident Meiser:
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ich eröffne die 53. Land-
tagssitzung. Im Rahmen der Einführung von Grup-
pen in die Parlamentsarbeit ist heute die Fachschaft
Wirtschaftswissenschaften der Universität des Saar-
landes unter Leitung von Frau Anna Reichert bei
uns zu Gast. Ich heiße Sie herzlich willkommen.

(Beifall des Hauses.)

Im Einvernehmen mit dem Erweiterten Präsidium
habe ich den Landtag des Saarlandes aus Anlass
der Einigung des Bundes und der Länder vom 14.
Oktober 2016 zur Neuordnung der Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehungen zu seiner 53. Sitzung für heute,
09.00 Uhr, einberufen und die Ihnen vorliegende Ta-
gesordnung festgesetzt.

Ich erteile Frau Ministerpräsidentin Annegret Kramp-
Karrenbauer das Wort zur

Abgabe der Regierungserklärung zum Thema
„Erfolg bei den Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen - Zukunftsfähigkeit des Landes gesichert.
Den saarländischen Weg fortsetzen.“

Ministerpräsidentin Kramp-Karrenbauer:
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Liebe Saarländerinnen und Saarländer, die Sie
heute Morgen die Gelegenheit haben, diese Land-
tagssitzung live bei der Übertragung des Saarländi-
schen Rundfunks mitzuverfolgen! Dass dies ein be-
sonderer Tag, eine besondere Sitzung ist, sehen Sie
genau daran, dass es eine Live-Übertragung des
Saarländischen Rundfunks gibt. Das hat durchaus
auch seinen Grund, weil der Saarländische Rund-
funk selbst mit seinen erfolgreichen Finanzverhand-
lungen vor einigen Monaten die Blaupause für uns
geliefert hat, wie man durch konsequente Konsoli-
dierung Vertrauen erarbeitet und durch kluges Ver-
handeln seine Zukunftsfähigkeit sichert. Insofern
freue ich mich sehr, dass die Kolleginnen und Kolle-
gen des SR heute auch hier sind.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in wenigen
Wochen, am 01. Januar 2017, begehen wir den
60. Geburtstag des Saarlandes als deutsches Bun-
desland. Seit vielen Jahrzehnten bestimmt die dra-
matische Haushaltslage des Saarlandes die Politik
in diesem Land. Die engen Spielräume im Haushalt
selbst sowie die ständigen Auseinandersetzungen
um den Länderfinanzausgleich haben den Rahmen
noch für jede Landesregierung in diesem Land ge-
setzt. In dieser Legislaturperiode sind diese Fragen
besonders dringend geworden, ja geradezu existen-
ziell. Zum einen werden die Vereinbarungen zu den
Konsolidierungshilfen, zum Solidarpakt und zu den
Bund-Länder-Finanzen am 31. Dezember 2019 aus-
laufen, zum anderen wird ab dem 01.01.2020 die
Schuldenbremse ihre volle Wirkung in den Ländern
entfalten und der Weg in die Neuverschuldung nicht
mehr möglich sein.

Deswegen haben sich die saarländische Landesre-
gierung unter meiner Führung und die sie tragenden
Parteien im Koalitionsvertrag ein großes Ziel ge-
setzt, nämlich alles zu tun, was nötig ist, um die Ei-
genständigkeit und die Zukunftsfähigkeit des Landes
zu sichern. Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine
sehr geehrten Damen und Herren, ich kann heute
feststellen, mit dem Beschluss der Regierungsche-
finnen und Regierungschefs von Bund und Ländern
vom 14. Oktober dieses Jahres sind wir diesem Ziel
einen großen, ja sogar einen entscheidenden Schritt
nähergekommen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wie sieht das Ergebnis für unser Land nun aus? Für
das Jahr 2020 können wir nach der Einigung mit
Einnahmen aus dem bundesstaatlichen Finanzaus-
gleich von 1,15 Milliarden Euro rechnen. Nach gel-
tendem Recht macht das eine finanzielle Besserstel-
lung von 490 Millionen Euro aus. Das ist die Situati-
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on im Jahr 2020. Für die Folgejahre werden die Be-
träge weiter wachsen. Die Einigung wird uns im Ver-
gleich zum geltenden Recht des Jahres 2020 im
Jahresdurchschnitt 500 Millionen Euro pro Jahr
mehr einbringen.

Die von mir genannten rund 500 Millionen Euro pro
Jahr setzen sich im Wesentlichen aus zwei Elemen-
ten zusammen, erstens den Verbesserungen inner-
halb des Ausgleichssystems, von denen alle west-
deutschen Länder in etwa gleichmäßig profitieren -
das sind im Jahr 2020 zunächst rund 90 Millionen
Euro, Tendenz steigend auf der Zeitachse im Jah-
resdurchschnitt auf 100 Millionen Euro -, zweitens
den sogenannten Sanierungshilfen oder Verstär-
kungshilfen von jährlich 400 Millionen Euro.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es lohnt
sich, die Höhe und den Charakter dieser Hilfen et-
was näher zu betrachten. Sämtliche bisherigen
Sonderhilfen - also die erste Teilentschuldung, die
Verlängerung der Teilentschuldung, die Konsolidie-
rungshilfen - waren von vornherein zeitlich befristet.
Die zeitliche Befristung der Konsolidierungshilfen ist
sogar im Grundgesetz festgeschrieben. Ich verweise
auf Art. 143d Absatz 2 GG. Mit den Sanierungshilfen
haben wir jetzt nicht nur diese zeitlichen Hürden
überwunden, sondern wir erhalten zum ersten Mal
eine bundesstaatliche Unterstützung, die nicht von
vornherein befristet ist, und das ist ein sehr großer
Mehrwert, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Mit Blick auf den Verzicht auf eine Befristung will ich
eines ausdrücklich klarstellen: Wir haben weder die
Gewissheit noch die Zielsetzung, dass diese Hilfe
unendlich fortgesetzt wird. Wir alle gemeinsam soll-
ten vielmehr den Anspruch erheben, dass wir die Ur-
sachen für den Hilfebedarf des saarländischen Lan-
deshaushalts überwinden wollen. Jedenfalls beken-
ne ich mich vehement und mit voller Überzeugung
zu diesem Ziel.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Der zweite wichtige Unterschied zu früheren
Sonderhilfen ist die Begründung beziehungsweise
die Zielsetzung der Hilfe. Sämtliche frühere Hilfen
dienten vorrangig dem Ziel, durch eine Schuldentil-
gung oder durch eine Begrenzung der Neuverschul-
dung dazu beizutragen, dass der Schuldenstand des
Saarlandes an das nächstfinanzschwache Land her-
angeführt wird. Jetzt wurde mit den Sanierungshilfen
ausdrücklich ein Belastungsausgleich beschlossen.

Dies ist von Bedeutung, denn wenn der Schulden-
stand und die damit verbundene Zinslast allein die
Bemessungsgrundlage für die zukünftige Hilfe ge-
wesen wäre, hätte die Unterstützung sehr viel klei-
ner ausfallen müssen. Das Grundgesetz schließt es
aus, dass der Bund einzelne Länder im Vergleich zu

anderen ohne sachlichen Grund besserstellt. Unsere
Zinsausgaben lagen im vergangenen Jahr bei 426
Millionen Euro. Das sind 431 Euro je Einwohner.
Das Land mit den nächsthöheren Zinslasten war im
vergangenen Jahr Sachsen-Anhalt mit 247 Euro je
Einwohner. Um die Differenz zwischen den beiden
Werten auszugleichen, ergibt sich ein Wert von 182
Millionen Euro für das Saarland. Das wären genau
218 Millionen Euro weniger als die 400 Millionen
Euro, die wir jetzt erhalten. Selbst wenn der Bund
bereit gewesen wäre, allen Ländern mit überdurch-
schnittlicher Zinslast zu helfen, wäre die Hilfe für das
Saarland auf maximal 250 Millionen Euro begrenzt
gewesen. Die jetzt gefundene Regelung geht also
weit über das hinaus, was bei reinen Zinshilfen mög-
lich gewesen wäre.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Nun ist in der Vergangenheit und auch in den letzten
Tagen verschiedentlich auch in diesem Haus kriti-
siert worden, dass unsere Altschulden nicht auf
einen Schlag getilgt werden, und dass das Zinsrisiko
nicht - oder zumindest nur zum Teil - gebannt ist.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir rech-
nen im Haushaltsplan für das Jahr 2017 mit Zins-
ausgaben von 417 Millionen Euro. Im vergangenen
Jahr waren das noch 426 Millionen Euro. Trotz stei-
gender Schulden sinkt die Zinslast - natürlich wegen
des günstigen Zinsniveaus.

Trotzdem liegt unsere durchschnittliche Zinsbelas-
tung augenblicklich immer noch bei knapp drei Pro-
zent. Nimmt das Land heute Darlehen auf, beträgt
die Rendite nur weniger als ein Prozent. In den
nächsten Jahren würde unser Anspruch, der nur aus
der Zinsbelastung abgeleitet wird, also nicht größer,
sondern eher kleiner. Das aktuelle Zinsniveau müss-
te in kurzer Zeit schon ganz erheblich ansteigen,
müsste sich von weniger als einem Prozent auf drei
Prozent verdreifachen, bis unsere aktuelle Durch-
schnittsverzinsung erreicht oder gar überschritten
wäre. Deshalb kann ich nur sagen: Wer unsere
Haushaltslage und das, was wir brauchen, alleine
und nur am Thema Altschulden und Tilgung fest-
macht, verkennt die tatsächliche Belastungssituation
in diesem Land.

Wirtschaftlicher Strukturwandel, notwendige Ausga-
ben zur Umstrukturierung, ungünstige demografi-
sche Entwicklung, hohe Sozialausgaben, niedrige
Steuerkraft auch nach dem Finanzausgleich, stei-
gende Zins- und Versorgungsausgaben - diese Mix-
tur führt zu Haushaltsvorbelastungen. Wir alle wis-
sen, wie schwer es uns diese Vorbelastungen ma-
chen, die Schuldenbremse einzuhalten. Was uns
seit langem bekannt ist, wurde mit dem Beschluss
vom 14. Oktober endlich auch auf Bundesebene ak-
zeptiert. Meine sehr geehrten Damen und Herren,
das ist ein großer Fortschritt für unser Land.
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(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Der Beschluss vom 14. Oktober enthält neben den
Vereinbarungen zum Finanzausgleich im engeren
Sinne auch Festlegungen zu wichtigen Kompetenz-
fragen im Verhältnis zwischen Bund und Ländern.
Diese Elemente des Beschlusses sind vor allem auf
Wunsch des Bundes aufgenommen worden. Sie
sind für den Föderalismus in Deutschland und auch
für das Saarland von Bedeutung. Ich will deswegen
darauf eingehen, obwohl in diesem Bereich sicher-
lich in den nächsten Wochen und Monaten noch ei-
niges an Konkretisierungen erfolgen muss und erfol-
gen wird.

Die Vereinbarung zur Einrichtung einer Infrastruktur-
gesellschaft Verkehr war ein besonderes Zuge-
ständnis der Länder an den Bund, um eine Ge-
samteinigung zu erreichen, aber sie war notwendig.
Viel wird von der näheren Ausgestaltung abhängen,
die in den nächsten Monaten noch zu klären sein
wird. Aber lassen Sie mich hier eines ganz deutlich
machen: Es wird keine Privatisierung von Bundes-
autobahnen geben. Und wir werden dafür sorgen,
dass unsere Mitarbeiter im Saarland auch im Saar-
land bleiben können, wenn sie dies wollen. Diese
Garantie geben wir hier ab, meine sehr geehrten
Damen und Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Im Bereich der Digitalisierung wird die Zusammenar-
beit zwischen Bund und Ländern weiter verstärkt.
Ziel ist es unter anderem, dass über ein vom Bund
zentral errichtetes Bürgerportal auch die Länder ihre
Online-Dienstleistungen bereitstellen können. Wer
das Digitalisierungsforum Saar diese Woche erlebt
hat, wer die Beispiele aus Estland gehört hat, der
kann nur sagen: Das ist auch ein richtiger Weg, weil
bei dem gesamten Tempo der Veränderungen bei
der Digitalisierung wir es uns einfach nicht mehr er-
lauben können, dass Bürgerinnen und Bürger auf
unterschiedliche Systeme zurückgeworfen werden.
Wenn sich irgendwo eine Zusammenarbeit lohnt und
Sinn macht, dann ist es im Bereich der Digitalisie-
rung. Deswegen ist uns die Zustimmung zu diesem
Punkt auch sehr leicht gefallen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Für uns im Saarland von besonderer Bedeutung ist
die Absicht des Bundes, im Rahmen von Investiti-
onsförderungen auch ein Schulsanierungsprogramm
aufzulegen. Dafür kann es erforderlich sein - das
werden die Verhandlungen ergeben -, im Grundge-
setz auch eine gewisse Lockerung des Kooperati-
onsverbotes vorzunehmen. Bisher darf der Bund nur
im engen Sinne energetischer Sanierung oder Lärm-
minderung solche Projekte unterstützen. Um es ins
Fußgängerdeutsch zu übersetzen: Wenn an einer
Schule eine Wand gedämmt werden soll, dann darf
der Bund das finanzieren. Wenn die darunter liegen-

de Wand vorher saniert werden muss, ist ihm das
verboten. Wer das in dieser Bundesrepublik noch
verstehen soll, weiß ich nicht. Deswegen macht es
Sinn, dass wir das ändern und abschaffen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Es wäre gerade auch für die saarländischen Kom-
munen von erheblichem Vorteil, wenn diese Be-
schränkungen fallen würden. Die Zahlen dazu waren
ja in den Medien dieses Landes vor einigen Tagen
schon nachzulesen.

Weiteren Gesprächs- und Konkretisierungsbedarf
zwischen Bund und Ländern gibt es im Bereich der
erweiterten Kontrollrechte des Bundes bei der Mitfi-
nanzierung von Länderaufgaben. Ich will hier deut-
lich sagen: Es geht nicht darum, dass der Bundes-
rechnungshof die oberste Kontrollbehörde für die
Landesrechnungshöfe wird. Aber dass an der ein
oder anderen Stelle vielleicht auch die Landesrech-
nungshöfe Erhebungen machen und etwas an-
schauen, was auch den Bund in einer gemeinsamen
Aufgabenwahrnehmung interessiert, auch das
scheint mir vertretbar und nachvollziehbar.

Mit Blick auf das gemeinsame Ziel der Wahrung von
Steuergerechtigkeit und einem effektiven Steuervoll-
zug sind die Vereinbarungen zum Thema Stärkung
der Bundesrechte im Bereich der Steuerverwaltung
sehr zu begrüßen. Aus meiner Sicht wurde hier ein
guter Kompromiss gefunden. Es bleibt einerseits
auch weiterhin bei der Ländersteuerverwaltung. An-
dererseits wird aber dort stärker harmonisiert, wo es
für den effektiven und gerechten Steuervollzug sinn-
voll ist. So erhält der Bund ein erweitertes Wei-
sungsrecht beim IT-Einsatz in der Steuerverwaltung
der Länder. Zudem wird dem Bund ein stärkeres all-
gemeines fachliches Weisungsrecht im Bereich der
Steuerverwaltung eingeräumt, soweit nicht die Mehr-
heit der Länder widerspricht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wem wol-
len wir denn eigentlich weismachen, dass es wichtig
und sinnvoll ist, dass wir in Europa zu einer einheitli-
cheren Steuergesetzgebung kommen und zu einem
einheitlichen Steuervollzug, wenn wir es noch nicht
einmal schaffen, einen einheitlichen Steuervollzug in
der Bundesrepublik Deutschland über 16 Bundes-
länder hinweg zu gewährleisten? Das hat etwas mit
Glaubwürdigkeit zu tun. Deswegen ist es richtig,
dass wir an dieser Stelle diesen Weg gehen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Bund und Länder verbessern zudem ihre Zusam-
menarbeit bei der Bekämpfung des Steuerbetruges,
insbesondere auch des Umsatzsteuerbetruges, so-
wie bei der Überwachung des Geldwäschegesetzes
- wichtige Punkte zur Erhaltung von Glaubwürdigkeit
und Vertrauen in unser Steuersystem. Schließlich
wurde eine Klarstellung in Artikel 108 Grundgesetz
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vereinbart, wonach der Bund Zuständigkeiten auf
dem Gebiet der Besteuerung im Einvernehmen mit
den betroffenen Ländern länderübergreifend über-
tragen kann. Was so theoretisch daherkommt, hat
für uns hier ganz praktische Bedeutung. Denn diese
verfassungsrechtliche Klarstellung sichert die zwi-
schen dem Saarland und Rheinland-Pfalz vereinbar-
te Kooperation auf dem Gebiet der Erbschaftsteuer
und der Grunderwerbsteuer. Wenn Zusammenarbeit
über Ländergrenzen Sinn gemacht hat, dann ist es
an diesem Beispiel deutlich zu sehen. Deswegen
sind wir froh, dass wir hier in Zukunft auf einer gesi-
cherten Grundlage agieren können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, es ist außerdem ein wichti-
ger Punkt vereinbart worden, das ist die Neuerung
beim sogenannten Unterhaltsvorschuss. Sie wissen,
dass bisher der Unterhaltsvorschuss nur für maximal
sechs Jahre gezahlt wird bis zum Alter von 12 Jah-
ren. Dies führt dazu, dass alleine durch dieses Sys-
tem viele Alleinerziehende und ihre Kinder in das
SGB-II-System gezwungen werden. Deswegen ist
es in der Sache vollkommen richtig, dass die Koaliti-
on in Berlin sich darauf verständigt hat, diesen Zeit-
raum bis zum 18. Lebensjahr auszuweiten und die
zeitliche Befristung der Bezugsdauer aufzuheben.

Die geplante Änderung wird auf jeden Fall die Allein-
erziehenden entlasten, und das ist gut so. Es wer-
den sich daraus auch Entlastungen für die Kommu-
nen und auch für den Bund bei den Ausgaben nach
dem SGB II ergeben. Sie werden aber - das will ich
an dieser Stelle nicht verhehlen - zu Mehrkosten auf
der Länderseite führen. Über diese Mehrkosten
müssen wir zwischen Bund, Ländern und Kommu-
nen auch noch einmal verhandeln. Wir werden sie
nicht auf Null setzen können, aber wir müssen
schauen, dass die Mehrkosten auch für die Länder
beherrschbar sind. Auch das ist Teil eines fairen
Kompromisses.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Einige
überregionale Kommentatoren haben im Nachgang
zur Einigung mit Blick auf diese Kompetenzübertra-
gungen von einem gewissen Ausverkauf des Föde-
ralismus gesprochen. Ich halte dies für falsch, und
zwar für grundlegend falsch. Starke, selbstbewusste
Länder brauchen Zusammenarbeit dort nicht zu
scheuen, wo sie sinnvoll ist. Wir sind stark. Wir sind
selbstbewusst. Deswegen haben wir diesen Rege-
lungen zugestimmt.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wie also ist das Ergebnis zu bewerten? Der Chefre-
dakteur der Saarbrücker Zeitung hat recht, wenn er
am Samstag geschrieben hat, das Ergebnis dürfe
nicht zu blauäugiger Euphorie führen. Meine sehr
geehrten Damen und Herren, wenn ich aber vor mir
in die Reihen dieses Hauses schaue, dann sehe ich

niemanden, der blauäugig ist, und auch niemanden,
der am heutigen Tag euphorisch wäre.

(Sprechen.)

Aber eines - ich zitiere den Chefredakteur wörtlich -
bleibt bestehen, nämlich die Tatsache, dass diese
Einigung, die wir in Berlin erzielt haben, „ein großer
Erfolg für das Saarland“ ist und bleibt. Meine sehr
geehrten Damen und Herren, das ist so. Daran kann
auch niemand etwas ändern.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Dieser Erfolg wäre ohne die Politik, die Anstrengun-
gen und die erfolgreichen Vereinbarungen meiner
Vorgänger und ihrer Regierungen nicht möglich ge-
wesen. Sie haben den Weg dazu bereitet. Deshalb
gilt mein Dank den Ministerpräsidenten a. D. Oskar
Lafontaine und Reinhard Klimmt, die 1992 die erste
Teilentschuldung mit einer Klage beim Bundesver-
fassungsgericht und deren Fortsetzung bis ins Jahr
2004 ermöglicht haben. Mein Dank gilt ebenso dem
Ministerpräsidenten a. D. Peter Müller, der im Rah-
men der Föderalismusreform II die Konsolidierungs-
hilfen in der heutigen Form bis Ende 2019 vereinbart
hat. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Man
steht als Regierung immer auf den Schultern seiner
Vorgänger - im positiven und im negativen Sinne.
Deswegen ist heute ein guter Tag, mich bei den Vor-
gängern dafür zu bedanken.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Eine ganz wesentliche Grundlage für unseren Erfolg
war das finanzpolitische Vertrauen, das wir durch
unsere Konsolidierungspolitik in den vergangenen
Jahren gegenüber Bund und Ländern im Allgemei-
nen sowie dem Stabilitätsrat im Besonderen erarbei-
tet haben. Diese Konsolidierungspolitik war und ist
nie ein Selbstzweck gewesen. Sie hat vielen Men-
schen in diesem Land vieles abverlangt; das ist mir
und uns sicherlich sehr bewusst. Mein erster Dank
gilt deshalb stellvertretend für all diese Menschen
insbesondere den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
des Öffentlichen Dienstes und den sie vertretenden
Gewerkschaften des Deutschen Beamtenbundes
und des Deutschen Gewerkschaftsbundes. Ohne ih-
re Bereitschaft, mit uns gemeinsam diesen Konsoli-
dierungsweg, den saarländischen Weg, zu beschrei-
ten, wären wir nicht so weit gekommen. Ein herzli-
ches Dankeschön dafür.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir haben in den letzten Tagen erlebt - vielleicht ge-
hört das zum politischen Ritual -, dass neben der
sachlich-kritischen Auseinandersetzung mit diesem
Ergebnis natürlich auch der Versuch gemacht wird,
dieses Ergebnis etwas kleiner zu reden, als es ist.
Ich will an dieser Stelle deutlich Folgendes sagen:
Alle die, die das tun, sollten sich überlegen, dass sie
damit auch die Opfer, die die Mitarbeiterinnen und
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Mitarbeiter in diesem Land für diesen Weg und die-
ses Ergebnis erbracht haben, kleinreden. Meine
sehr geehrten Damen und Herren, das haben unse-
re Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Saarland nicht
verdient!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Mein Dank gilt des Weiteren allen Kolleginnen und
Kollegen im saarländischen Landtag, natürlich ins-
besondere denen, die trotz aller Kritik - auch wenn
es schwergefallen ist - den Konsolidierungskurs un-
beirrt mitgetragen haben und weiter mittragen. Das
ist, das war und das wird sicherlich keine Selbstver-
ständlichkeit bleiben. Ein herzliches Dankeschön
hierfür!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Mein Dank gilt allen Kolleginnen und Kollegen der
Landesregierung, denn sie haben oft die eigenen
und durchaus nachvollziehbaren Wünsche bei der
Haushaltsaufstellung immer wieder im Interesse des
Ganzen hintangestellt. Das ist etwas, was diese Re-
gierung geprägt hat. Auch dafür ein herzliches Dan-
keschön!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Mein besonderer Dank gilt aber vor allen Dingen
dem Finanzminister Stephan Toscani. Auf ihm und
seinem Ministerium lag und liegt die Hauptlast, den
politischen Spagat zwischen sparsamem Wirt-
schaften und politischer Gestaltung im Haushalt ab-
zubilden. Gerade hat er dies im Doppelhaushalt und
in der Bewältigung der Kosten im Rahmen der
Flüchtlingskrise nochmals eindrucksvoll unter Be-
weis gestellt. Auch dafür ein herzliches Dankeschön!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Danken möchte ich auch Staatssekretär Axel Spieß
und Dr. Christian Pfeil, die auf der Besuchertribüne
Platz genommen haben. Die beiden hatten die
schwierige Aufgabe, den Haushalt des Saarlandes
und den Konsolidierungskurs immer wieder dem
Evaluationsausschuss und dem Stabilitätsrat zur Be-
wertung vorzulegen und ihn dort zu verteidigen. Dies
ist ohne Zweifel gelungen. Es hat die Grundlage für
unseren Erfolg gelegt, denn das Vertrauen und die
Glaubwürdigkeit haben uns auf der Bundesebene
und bei den anderen Ländern von einem ewigen
Bittsteller zu einem mit seinen Problemen anerkann-
ten Partner auf Augenhöhe gemacht. Dafür ein ganz
herzliches Dankeschön!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Für diese Augenhöhe war es auch wichtig und not-
wendig, dass wir uns von einem Trauma gelöst ha-
ben, vom Trauma der Länderneugliederungs-Debat-
te. Ich habe 2014 gesagt, wer 16 Bundesländer will,
der muss auch einen Finanzausgleich erarbeiten,
der es 16 Bundesländern ermöglicht, die Schulden-

bremse einzuhalten und die Gleichwertigkeit von Le-
bensverhältnissen zu gewährleisten. Wer dazu nicht
bereit ist, muss offen über eine Reduzierung der
Zahl der Länder reden, und zwar nicht von 16 auf
14, sondern auf acht oder sieben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Viele im
Land, in den Medien, ja auch der ein oder die ande-
re aus dem Landtag, haben mich dafür sehr kriti-
siert. Beim Gang der Verhandlungen hat sich diese
Strategie allerdings als richtig erwiesen, insbesonde-
re in den Momenten, in denen wir kurz vorm Schei-
tern standen, und das - so kann ich Ihnen versichern
- war mehr als einmal der Fall. Deswegen ein herzli-
ches Dankeschön an die, die Vertrauen in diese
Strategie hatten!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Im Sommer 2015, als uns von Teilen dieses Hauses
noch vorgeworfen wurde, wir wären zu passiv und
hätten keine eigenen Ideen, wurde im Finanzminis-
terium schon längst intensiv an einem Modell gear-
beitet, das die festgefahrenen Verhandlungen wie-
der neu starten sollte. Kern dieses Modells war die
Einsicht, dass für eine Einigung eine Lösung erar-
beitet werden muss, die nicht nur den finanziellen
Bedarfen der Länder gerecht wird, sondern auch
den besonderen politischen Anliegen von Nordrhein-
Westfalen und den klageführenden Geberländern.

Es ist das Verdienst von Dr. Elmar Braun - er ist
ebenfalls auf der Besuchertribüne -, auf eine Idee
gestoßen zu sein, die schon Franz-Josef Strauß vor
Augen hatte, aber nie umsetzen konnte, damals im
Übrigen wegen des Widerstandes des damaligen
Geberlandes Nordrhein-Westfalen. So ändern sich
Zeiten in Deutschland. Es ist eine Idee, die letztend-
lich zur Befriedung der Länder untereinander geführt
hat. Auch dafür ein herzliches Dankeschön!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Und es ist das ganz besondere Verdienst von Wolf-
gang Förster - auch er ist hier -, diese Grundidee im-
mer wieder bis in die letzten Stunden hinein so be-
rechnet und so angepasst zu haben, dass sie eini-
gungsfähig war. Mit ihm begann auch eine Phase
der stillen Diplomatie im Sommer 2015, in der wir in
einer genau abgestimmten Kaskade von unzähligen
persönlichen Gesprächen zuerst auf der Ebene der
zuständigen Abteilungsleiter, dann mit Axel Spieß
auf der Ebene der Staatssekretäre und schließlich
mit Stephan Toscani auf der Ebene der Minister zu
einer tragfähigen Lösung gekommen sind. Diese
wurde unter den CDU/CSU-Ministerpräsidenten An-
fang September in München vereinbart. Diese Ver-
einbarung war in Abwandlung die Grundlage für den
16-zu-0-Beschluss der Ministerpräsidentenkonfe-
renz im Dezember 2015; ein ganz entscheidender
Etappensieg.
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(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Eine endgültige Lösung setzte allerdings voraus,
dass aus einem 16-zu-0-Beschluss gemeinsam mit
dem Bund eine 17-zu-0-Lösung wird. Diese Etappe
zog sich aber über fast ein Jahr hin und war mit Ab-
stand die schwierigste Wegstrecke bei diesen Ver-
handlungen. Dass es letztendlich am 14. Oktober
gelungen ist, ist ebenfalls das Verdienst von vielen.

Wir haben bei diesen Verhandlungen die ganz be-
sondere Stärke der Großen Koalition ausgespielt
und parteiübergreifend die saarländischen Interes-
sen vertreten und für die saarländischen Interessen
gekämpft. Deshalb danke ich insbesondere auch
Anke Rehlinger und Heiko Maas für die gute und en-
ge Zusammenarbeit und den Einfluss, den sie auf
der SPD-Seite geltend gemacht haben, auch das ist
ein ganz entscheidender Beitrag zum Erfolg von uns
allen geworden, meine sehr geehrten Damen und
Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Auf Heiko Maas wird es auch in der Folge ankom-
men, denn Sie wissen, dass viele dieser Einigungen,
die wir erzielt haben, jetzt in eine Verfassungsände-
rung gegossen werden müssen. Da das Bundesju-
stizministerium als Verfassungsressort ein gewisses
Vetorecht hat, haben wir sozusagen eine Gewinn-
warnung unter dem Stichwort Saarland an das Mini-
sterium ausgegeben. Wir werden gemeinsam sehr
darauf achten, dass der Text auch das wiedergibt,
was wir in der Sache verhandelt haben.

Mein besonderer Dank gilt auch dem Bundeskanz-
leramtsminister Peter Altmaier, der über die ganze
Phase den Prozess engstens begleitet und betrie-
ben hat. Ihm ist es, und das ist für uns sehr wichtig,
insbesondere zu verdanken, dass der Bund seine
ursprüngliche Forderung nach zeitlicher und inhaltli-
cher Begrenzung unserer Hilfen hat fallen lassen.
Das ist ein enorm wichtiger Punkt für die Zukunft
und auch dafür ein herzliches Dankeschön.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Meine Damen und Herren, lasse ich mir die letzten
Jahre der Verhandlungen Revue passieren, dann er-
innere ich mich an einige Stimmen hier aus den Rei-
hen der Opposition. Diese Stimmen sagten damals -
und dies mehrfach -, wir müssten bei den Verhand-
lungen sehr viel offensiver unsere Forderungen in
den Raum stellen. Wir sollten demnach die ganz
große Trommel auspacken und bundesweit großes
Tamtam veranstalten. Und genau diese Stimmen
haben uns immer und immer wieder dafür kritisiert,
dass wir einen anderen Weg gewählt haben, denn
wir haben nicht die große Trommel ausgepackt, wir
haben kein großes Tamtam veranstaltet. Wir haben
stattdessen mit Bedacht und vor allem konstruktiv
die Verhandlungen maßgeblich mitbestimmt. Wir ha-

ben leise, dafür aber umso energischer und zielori-
entierter die Interessen des Landes verfolgt und die-
se in ein großes Gesamtpaket gepackt.

Der Erfolg gibt uns Recht. Wir haben ein Kompro-
missmodell entwickelt, auf das sich zunächst die
Länder untereinander und nun auch der Bund mit
den Ländern geeinigt haben. Wir haben die Einigung
nicht vor Gericht erstritten, wir haben sie nicht im
Gegensatz durchgesetzt, wir haben sie im Einver-
nehmen mit allen Beteiligten klug ausverhandelt und
damit nicht nur ein nötiges Ergebnis erzielt, sondern
auch eine Atmosphäre der Solidarität, die wir auch
in Zukunft weiter brauchen werden. Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, darauf können wir mit
Recht stolz sein.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Unser saarländischer Weg hat zum Erfolg geführt.
Er war bisher geprägt durch Klarheit, durch Glaub-
würdigkeit, durch kluge Ideen und harte Arbeit in der
Sache. Ob der am 14. Oktober erzielte Erfolg ein Er-
folg auf Dauer sein wird, haben wir in der Hand. Da-
zu müssen wir, das ist meine feste Überzeugung,
den saarländischen Weg fortsetzen. Wir haben jetzt
die realistische Aussicht, dass wir im Saarland ab
dem Jahr 2020 keine neuen Schulden aufnehmen
müssen. Das ist etwas, was uns viele in diesem
Land nicht zugetraut haben. Zweitens: Wir können
unter realistischen Annahmen nicht nur die Vorga-
ben der Schuldenbremse einhalten, sondern dar-
über hinaus in den Schuldenabbau einsteigen, wie
jedes andere Land der Bundesrepublik Deutschland
auch. Damit tragen wir zur Verringerung des Haus-
haltsrisikos bei und wir nehmen Lasten von den
Schultern unserer Kinder und unserer Enkel, und
das sollte es uns wert sein.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Drittens - und das ist für die Zukunftsgestaltung min-
destens genauso wichtig - können wir mehr investie-
ren, sowohl in die Sanierung der Infrastruktur als
auch in zukunftsgerichtete Projekte. Wir müssen die
Einigung vom 14. Oktober also als Chance sehen,
die wir mit beiden Händen packen müssen. Wir ha-
ben es selbst in der Hand.

Wir stehen an einer Weggabelung: Entweder wir
nutzen die Chance, um das Saarland gemeinsam in
eine gute Zukunft zu führen, indem wir mit Augen-
maß auch in Zukunft eine kluge Haushaltspolitik be-
treiben, abwägen und sowohl Prioritäten als auch
Posterioritäten setzen. Oder wir verspielen die
Chance, indem wir genau das nicht machen und
schnell in eine dann selbst verschuldete Haushalts-
notlage schlittern. Dann sollte sich aber niemand
mehr Hoffnungen auf die Hilfsbereitschaft der bun-
desstaatlichen Gemeinschaft machen.
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Zunächst aber müssen wir die ehrgeizigen finanzpo-
litischen Herausforderungen in den Jahren bis zum
Inkrafttreten der Neuregelung bewältigen. Wir haben
immer gesagt, der Sanierungspfad ist ein steiniger
Weg und das schwerste Stück dieses Weges liegt
noch in den Jahren 2018 und 2019 vor uns. Zwi-
schen 2012 und 2017 haben wir das strukturelle De-
fizit von 896 auf 369 Millionen Euro abgebaut. Das
ist ein Rückgang um rund 59 Prozent, das sind 106
Millionen Euro pro Jahr. In den Jahren 2018 und
2019 wird aber ein weiterer kräftiger Rückgang um
rund 250 Millionen Euro von uns verlangt, bevor im
Jahr 2020 die Neuordnung der Bund-Länder-Finanz-
beziehungen sowie die Schuldenbremse mit dem
Verbot einer Neuverschuldung greifen. Schwierige,
ja schwierigste Jahre liegen noch vor uns.

Über die Eckpunkte der weiteren Wegstrecke bis
einschließlich 2019 werden wir uns im Detail noch
mit dem Bundesfinanzministerium und dem Stabili-
tätsrat abstimmen. Erste Gespräche werden wir in
Kürze gemeinsam mit den Kolleginnen und Kollegen
aus Bremen aufnehmen. Wie auch immer diese Ge-
spräche ausgehen, eines ist doch heute schon klar:
In Sachen Haushaltsdisziplin, in Sachen Reform-
maßnahmen, vor allem mit Blick auf unsere öffentli-
che Verwaltung, auf unsere Landesverwaltung, wer-
den und dürfen wir nicht nachlassen. All die Schritte,
die wir 2012 vereinbart haben und deren Umsetzung
derzeit in vollem Gange ist, all das müssen und wer-
den wir konsequent fortsetzen, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir werden die inzwischen bundesweit als saarlän-
discher Weg bekannte Strategie der Kommunikation
und Zusammenarbeit zwischen allen relevanten lan-
despolitischen Akteuren fortsetzen, mit den Gewerk-
schaften und Personalvertretungen, mit den Wirt-
schaftsverbänden, mit den Sozialverbänden. Die
besten Entscheidungen fallen immer dann - und sind
in der Vergangenheit immer dann gefallen -, wenn
alle Fakten und Zusammenhänge auf dem Tisch lie-
gen und vernünftige Kompromisse im Interesse des
Landes entwickelt werden. Das haben wir in der
Vergangenheit bewiesen und diesen Weg wollen wir
auch in Zukunft fortsetzen.

Das Projekt „Zukunftssicheres Saarland 2020“ ist ein
laufender Prozess. Wir haben mit Augenmaß auf die
Veränderungen im Bereich der demografischen Ent-
wicklung reagiert und den Stellenabbau auf der
Zeitachse gestreckt. Wir bleiben dabei, dass ohne
Kündigungen die Zahl der Stellen um 2.400 redu-
ziert wird. Allerdings können wir diese Zahl nicht be-
reits im Jahr 2020, sondern erst im Jahr 2022 errei-
chen.

Auch die anderen in unserem Sanierungsprogramm
enthaltenen Maßnahmen werden wir wie geplant

umsetzen. Durch die Einrichtung von Shared-Ser-
vice-Bereichen wie bei der IT professionalisieren wir
die Strukturen und Abläufe, werden leistungsfähiger
und erzielen zugleich Synergieeffekte, die zu Haus-
haltsentlastungen und damit zur Verwendung der
Mittel an anderer Stelle genutzt werden können. Die-
ser Weg war richtig und deshalb sollten wir ihn auch
konsequent fortsetzen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ein weiterer Schlüssel zum Erfolg für unser Land
war und ist - dies sage ich ganz bewusst - die Schul-
denbremse. Durch die Verankerung der Schulden-
bremse im Grundgesetz konnten wir Bund und Län-
der dazu bringen, sich ernsthaft mit den Ursachen
der extrem schwierigen Haushaltslagen im Saarland
und in Bremen auseinanderzusetzen. Solange in der
Vergangenheit einzelne Länder immer wieder auf
den Ausweg der weiteren Verschuldung verwiesen
werden konnten, war es der übrigen Solidargemein-
schaft möglich, der Beschäftigung mit diesem Pro-
blem aus dem Weg zu gehen. Sobald aber harte
Verschuldungsgrenzen in der Verfassung verankert
sind und näher rücken, deren Verletzung die Glaub-
würdigkeit des deutschen Föderalstaates gefährden
könnte, reichen vage Appelle nicht mehr aus. Dies,
meine sehr geehrten Damen und Herren, hat uns
die Chance eröffnet, diesen Nachweis zu führen.

Aber auch unabhängig davon hatte und hat die
Schuldenbremse ihren Sinn. Wir vertreten alle in al-
len Bereichen - und ich meine zu Recht - eine Politik
der Nachhaltigkeit. Nachhaltigkeit bedeutet, nicht
mehr zu verbrauchen, als einem zur Verfügung steht
oder als das, was man sich leisten kann. Das halten
wir für richtig. Ich frage mich jedoch: Warum soll das
gerade beim Geld nicht gelten?

Unser Ziel ist und bleibt, dass das Saarland ein star-
kes, attraktives Land ist und dass wir dieses Saar-
land als starkes und attraktives Land in die Zukunft
führen. Stark und attraktiv kann ein Land nur sein,
wenn auch seine Städte, Gemeinden und Kreise auf
Dauer stark und attraktiv sind. Deshalb werden wir
Haushaltsverbesserungen in der Zukunft auch zur
Stärkung unserer kommunalen Ebene nutzen. Mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren, Land und
Kommunen bilden eine Schicksalsgemeinschaft in
diesem Land. Wir können nur gemeinsam die Zu-
kunft gut bestehen. Deswegen müssen wir auch in
einem fairen Ausgleich die Kommunen am Erfolg,
am Ergebnis mit teilhaben lassen. Dies werden wir
auch tun.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Sobald die Gesetzgebungsarbeiten am neuen Fi-
nanzausgleich und an den Kompetenzübertragun-
gen abgeschlossen sind - es wird noch viel Herzblut
und auch Hirnschmalz erfordern, um es noch in die-
ser Legislaturperiode zu schaffen -, werden wir mit
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den Kommunen die Gespräche über ihre Beteiligung
an diesem erreichten Ergebnis aufnehmen. Im Ge-
genzug halten wir am Ziel einer nachhaltigen Konso-
lidierung der kommunalen Haushalte sowie an der
Schaffung von möglichst effizienten Verwaltungs-
strukturen fest. Denn wir wollen, dass der faire Aus-
gleich mit den Kommunen auch eine dauerhafte Ge-
sundung der kommunalen Finanzen für die Zukunft
mit sich bringt. Deshalb muss dieser Wirkzusam-
menhang auch geknüpft werden, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ein starkes und attraktives Land mit ebensolchen
Kommunen muss sich auch durch gute Infrastruktur
auszeichnen. Das ist entscheidend für die Attraktivi-
tät und Lebensqualität in diesem Land. Das ist nicht
nur eine Frage, die uns hier im Saarland umtreibt.
Es ist eine Frage, die uns in ganz Deutschland um-
treibt, vielleicht nach Himmelsrichtungen etwas un-
terschiedlich in der Intensität und mittlerweile im We-
sten stärker als im Osten. Dieser Aufgabe werden
wir uns sicherlich gemeinsam in den nächsten Jah-
ren auf Bundes- und auf Landesebene zu stellen ha-
ben. Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir
haben in den letzten Jahren im Rahmen unserer
Möglichkeiten, die weiß Gott nicht sehr groß waren,
in unsere Infrastruktur investiert. Gerade im letzten
Plenum haben wir ausführlich darüber beraten und
an der ein oder anderen Stelle darüber gestritten.
Wie sollte es bei diesem Thema auch anders sein?

Wir haben darüber hinaus neben dem Bund-Länder-
Finanzausgleich eben auch weitere finanzielle Ver-
besserungen bei Verhandlungen auf der Bundes-
ebene erreicht, die wir in Zukunft für Investitionen in
Infrastruktur nutzen können.

So unterstützt der Bund mit dem Kommunalinvestiti-
onsförderungsgesetz vor allem die finanzschwachen
Kommunen in Deutschland. Das Saarland erhält aus
diesem Programm 75,3 Millionen Euro, das heißt,
nicht das Saarland als Land, sondern in der Breite
die saarländischen Städte und Gemeinden. Der An-
teil des Saarlandes beträgt damit 2,15 Prozent und
ist fast doppelt so hoch wie der Bevölkerungsanteil
des Saarlandes an der allgemeinen Bevölkerung in
Deutschland.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lange Jah-
re haben Bund und Länder sowie Länder unterein-
ander - die Kollegin Anke Rehlinger weiß, wovon ich
Rede - um die Höhe und um die Verteilung der Re-
gionalisierungsmittel, die insbesondere die Finanzie-
rung des Schienenpersonennahverkehrs gewähr-
leisten, gerungen. Wir alle wissen, wie wichtig eine
funktionierende Verkehrsinfrastruktur und auch gute
Verkehrsanbindungen, auch aus dem Land heraus,
für unser Land sind. Auch das Verhandlungsergeb-

nis zu diesem Thema ist erfreulich und mehr als er-
freulich.

Noch im Jahr 2014 erreichten die Mittel einen Betrag
von rund 7,3 Milliarden Euro. Jetzt werden es an-
fänglich 8,2 Milliarden Euro sein, ein Betrag, der
jährlich bis zum Jahr 2031 um 1,8 Prozent wachsen
wird. Für unser Land sind das im laufenden Jahr
statt der veranschlagten 96,3 Millionen Euro nun-
mehr 105,6 Millionen Euro. Im Zeitraum 2016 bis
2031 steht uns für diese Aufgabe nunmehr ein Volu-
men von rund 1,8 Milliarden Euro zur Verfügung.
Das ist auch das Ergebnis unserer Bemühungen in
diesen Bund-Länder-Beratungen, die Verteilung der
Mittel eben nicht mehr nach der Himmelsrichtung,
sondern nach dem jeweiligen Bedarf vorzunehmen.
Der Osten und die östlichen Bundesländer haben si-
cherlich Aufholbedarf, viele Regionen im Westen
aber eben auch. Diesem Gedanken sind die Kolle-
gen gefolgt. 1 Million Euro pro Jahr aus einem den
ostdeutschen Ländern vorbehaltenen Topf hat uns
das zusätzlich aus der Ländersolidarität bei den Re-
gionalisierungsmitteln gebracht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, nun kann
man ja der Meinung sein, 1 Million Euro ist ein klei-
ner Betrag, aber es ist die erste Regelung in einem
Fördertopf, die davon abweicht, dass Mittel alleine
nach der Himmelsrichtung vergeben werden, und
die uns an einen Topf bringt, der für Ostländer vor-
gesehen war. Denn man hat gesagt, auch im Saar-
land, auch im Westen gibt es besondere Bedarfe.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, es muss
die Marschrichtung für die Zukunft sein, in der Bun-
desrepublik Deutschland nicht mehr nach Himmels-
richtungen zu verteilen, sondern nach Bedarfen. Nur
so können wir die Zukunft weiter gestalten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Der Bund beteiligt sich an den Kosten des Breit-
bandausbaus im Saarland in Höhe von rund 7,8 Mil-
lionen Euro, das sind rund 60 Prozent der Gesamt-
kosten. Dazu kommt der Landesanteil von rund 7,5
Millionen Euro, der stammt größtenteils aus den
Versteigerungserlösen des Bundes der Digitalen Di-
vidende II. Was im Gegensatz zu anderen Flächen-
ländern als vergleichsweise geringer Betrag daher-
kommt, ist deshalb etwas Besonderes, weil wir es
gemeinsam mit dem eGo-Saar geschafft haben, als
einziges Bundesland einen Förderantrag für ein ge-
samtes Bundesland und nicht nur für einen Kreis
einzureichen, weil dieser Förderantrag bewilligt wor-
den ist und weil wir es damit schaffen, innerhalb der
nächsten Jahre eine gute Qualität beim Breitband-
ausbau flächendeckend, gerade auch für die ländli-
chen Regionen, zu erreichen. Hinzu kommen wird
das spezielle Saarland-Netz mit der Qualität der
Glasfaser, die wir insbesondere für effektive öffentli-
che und Verwaltungsstrukturen brauchen. Damit,
meine sehr geehrten Damen und Herren, bereiten
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wir uns in der Infrastruktur auf die Zukunft vor. Wir
sind hier besser, schneller und flächendeckender als
andere Länder in der Bundesrepublik Deutschland.
Auch das ist ein Verdienst und auch darauf können
wir stolz sein.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Seit 2015 trägt der Bund die Finanzierung des Bafög
für Schüler und Studierende in voller Höhe und auf
Dauer. Für das Saarland ergibt sich daraus eine
Haushaltsentlastung von rund 6 Millionen Euro jähr-
lich, die wir zusätzlich für den Bereich Bildung,
Schulbildung und Hochschulen einsetzen. Meine
sehr geehrten Damen und Herren, auch das ist et-
was Bemerkenswertes, denn wir sind eines der ganz
wenigen Länder - und das bei unserer Haushaltsnot-
lage -, die dieses Geld nicht genutzt haben, um Lö-
cher an anderer Stelle zu stopfen, sondern die ge-
sagt haben, dieses Geld fließt dahin, wo es hinge-
hört, nämlich in die Köpfe unserer Kinder. Darauf
können wir stolz sein. Auch das ist im Bund bemerkt
worden und auch das war ein Mosaikstein auf dem
Weg zu unserem Erfolg, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Im Rahmen des Hochschulpaktes - auch das will ich
erwähnen - werden den Hochschulen für die Zwecke
der Förderung der Wissenschaft für jeden zusätzli-
chen Studienanfänger im Vergleich zur Referenz-
zahl aus dem Jahr 2005 rund 26.000 Euro zur Verfü-
gung gestellt. Bei den Verhandlungen zum soge-
nannten Hochschulpakt II ist es dem Saarland ge-
lungen, den Bundesanteil von 50 Prozent an diesem
Betrag maximal zu erhöhen. Insgesamt wird das
Saarland voraussichtlich zwischen 2007 und 2023
dann Bundesmittel von rund 222 Millionen Euro ins
Land bekommen und vereinnahmt haben. Zudem
haben wir erreicht, dass das Saarland als einziges
westdeutsches Flächenland vom sogenannten Vor-
wegabzug für die Stadtstaaten und die ostdeutschen
Flächenländer ausgenommen wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, weil gera-
de dieser Tage die neuen Studierendenzahlen veröf-
fentlicht worden sind, weise ich darauf hin: Wir ha-
ben es bei aller Debatte auch um die Hochschulen
geschafft, die Anfängerzahlen stabil zu halten. Was
uns jetzt an Studierendenzahlen verloren gegangen
ist, ist vor allen Dingen dem Auslaufen des doppel-
ten Abiturjahrgangs im Saarland geschuldet, der da-
mals eine große Welle von neuen Studienanfängern
ins Land gebracht hat. Insofern glaube ich, dass wir
an unseren Hochschulen im Saarland auf einem gu-
ten Weg der Konsolidierung und Zukunftsgestaltung
sind, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, all diese
Investitionen sind kein Selbstzweck. All diese Inves-
titionen dienen einzig und allein einem Zweck: dass
die Menschen in unserem Land gut und gerne le-
ben. Und ich bin erfreut darüber, dass die groß an-
gelegte Umfrage der Bundesregierung zur Frage,
was sich denn die Menschen in Deutschland wün-
schen, genau diesen Befund auf den Tisch gebracht
hat. Vielleicht sind wir im Saarland auch als Politike-
rinnen und Politiker etwas bodenständiger, denn wir
haben das schon gewusst, bevor es eine Umfrage
gegeben hat. Wir hätten diese Umfrage sicherlich
nicht gebraucht. Aber es jetzt schwarz auf weiß zu
haben, ist auch ein Wert an sich.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zu der
Frage, ob jemand gut und gerne in diesem Land
lebt, gehört vor allem auch - und auch das ist heute
Morgen belegt worden -, ob er sich sicher und ge-
borgen fühlen kann. Dies ist ein großer Wert ange-
sichts von Terrorgefahr, angesichts von Kriminalität,
die die Menschen in zunehmendem Maße verunsi-
chern. Entgegen dem bundesweiten Trend haben
wir es im Saarland geschafft, gerade einen Bereich
der Kriminalität, der die Menschen in einer ungeheu-
ren Art und Weise belastet, nämlich den Bereich der
Einbruchskriminalität, im vergangenen und auch in
diesem Jahr spürbar zurückzuführen. Ganz ähnlich
ist uns dies auch in anderen Deliktfeldern gelungen,
etwa bei den Autodiebstählen. Dies ist uns gelungen
zum einen aufgrund gezielter, moderner Fahndungs-
methoden, zum anderen dank einer intensiven Prä-
ventionsarbeit. Ich darf mich an dieser Stelle bei al-
len Kolleginnen und Kollegen der saarländischen
Polizei ganz herzlich bedanken.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Aber diese Erfolge sind längst nicht genug. Vertrau-
en in die Handlungsfähigkeit unserer staatlichen Or-
gane gewinnen und erhalten wir nur, wenn wir unse-
re Anstrengungen fortsetzen. Wir werden deshalb
weiter für eine bedarfsgerechte personelle wie auch
technische Ausstattung der Polizei sorgen müssen.
Wir werden auf Bundesebene all diejenigen Maß-
nahmen unterstützen, die unsere Polizei wie auch
die Helferinnen und Helfer der „Blaulichtverbände“
vor wachsender Aggressivität und Gewalt schützen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diejenigen,
die in welcher Uniform auch immer Tag für Tag ihren
Kopf und ihre Knochen für unser Wohlbefinden und
unsere Sicherheit hinhalten, haben es verdient, dass
wir uns vor sie stellen, dass wir sie schützen vor An-
griffen, Übergriffen und Beleidigungen. Das ist das
Mindeste, das wir für diese Menschen tun können.

(Beifall von den Regierungsfraktionen, bei der
LINKEN und von Ministerin Bachmann.)
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Wir werden auch darüber reden müssen, die Mög-
lichkeiten der Videoüberwachung zu nutzen und ge-
gebenenfalls auch auszuweiten, um das Risiko straf-
baren Handelns für die Täter merklich zu erhöhen.
Wir spüren ja, dass wir diese Diskussion im Land
haben, und zwar parteiübergreifend und auch zwi-
schen kommunaler und Landesebene. Deshalb soll-
ten wir diese Diskussion mit der gebotenen Sach-
lichkeit führen, wir sollten uns ihr nicht von vornher-
ein verschließen. Wenn aus dieser Diskussion etwas
Positives erwachsen kann, das die Sicherheit unse-
rer Bürger stärker gewährleistet als bisher, sollten
wir an diesem Punkt durchaus den Mut haben, zu
handeln.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und von
Ministerin Bachmann.)

An uns liegt es auch, ob die Menschen im Land Ver-
trauen haben in die Integrationsfähigkeit unserer
Gesellschaft. Mit der menschenwürdigen Aufnahme
der Flüchtlinge, vor allem im vergangenen Jahr, ha-
ben unsere Kommunen, Vereine und Verbände und
damit viele, viele Ehrenamtliche eine große, eine
großartige Leistung vollbracht. In wenigen Regionen
Deutschlands hat dies so gut funktioniert wie bei uns
hier im Saarland. Nun kommt es darauf an, diese
Menschen bestmöglich zu integrieren. Wir haben ih-
nen hierzu in kurzer Zeit auch im Rahmen unserer
begrenzten Möglichkeiten vielfältige Chancen und
Möglichkeiten eröffnet - in den Integrationskursen,
an den Schulen, in den Hochschulen, in den Betrie-
ben, auf dem Arbeitsmarkt und auch auf dem Woh-
nungsmarkt. Das war und bleibt eine gewaltige
Kraftanstrengung. Hierfür können wir aber auch er-
warten, dass die, die zu uns gekommen sind, diese
Chancen bestmöglich nutzen und sich mit ihren Fä-
higkeiten positiv in unsere Gesellschaft einbringen.
Hierfür gibt es auf der Seite dieser Menschen auch
eine hohe Bereitschaft.

Es gibt aber auch Fälle, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, in denen dies nicht so ist, und die-
ses Problem dürfen wir weder tabuisieren noch
schönreden. Dies sollten wir vielmehr offen anspre-
chen und dem sollten wir auch entgegenwirken, in-
dem wir ganz klare Integrationsverpflichtungen fest-
schreiben. Und da, wo wir nach sorgfältiger Prüfung
aller Umstände auf unrechtmäßige Aufenthalte sto-
ßen oder wo das Aufenthaltsrecht durch kriminelle
Handlungen erwirkt wird, sollten wir die schnelle und
konsequente Abschiebung betreiben. Nur so werden
wir erreichen, dass die aufnehmende Bevölkerung
auch in Zukunft und auf Dauer noch Ja sagt zu einer
Flüchtlingspolitik, die ihren humanitären Verpflich-
tungen auch gerecht wird, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Fortschritt bedeutet für mich jedoch nicht nur tech-
nologische Dynamik und wirtschaftliche Wettbe-
werbsfähigkeit. Fortschritt bedeutet für mich auch,
Humanität und soziales Miteinander zu fördern. Eine
gute Versorgung alter, kranker und behinderter Men-
schen, insbesondere im ländlichen Raum, wird auch
in den kommenden Jahren ganz oben auf der Agen-
da stehen. Dabei werden wir innovative Wege ge-
hen müssen hin zu einer noch engeren Verzahnung
von ambulanter und stationärer Hilfe. Und wir wer-
den in diesem wie auch in zahlreichen anderen Be-
reichen unseres gesellschaftlichen Lebens das frei-
willige ehrenamtliche Engagement noch stärker för-
dern müssen. Wir wollen damit nicht hauptamtliche
Strukturen ersetzen, sondern sinnvoll ergänzen, und
dafür brauchen wir ein gutes Miteinander von Ehren-
amt und Hauptamt. Das war immer unsere Linie in
diesem Land, und das wird sie sicherlich auch in Zu-
kunft bleiben, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Nicht zuletzt müssen wir den Ehrgeiz haben, eine
besondere Familienfreundlichkeit zum Markenzei-
chen dieses Landes zu machen. Vor Kurzem sind
die neuen Bevölkerungszahlen bekannt geworden.
Natürlich ist jede Entscheidung zur Familiengrün-
dung und für ein Kind eine höchst persönliche Ent-
scheidung. Aber, meine sehr geehrten Damen und
Herren, so wenig ich glaube, dass der Bund durch
gezielte Anreizprogramme diese Entscheidung am
Ende des Tages wirklich beeinflussen kann, so sehr
glaube ich, dass sie durchaus auch davon abhängt,
ob eine Region den Geist ausstrahlt, dass Kinder
und Familien willkommen sind oder eben nicht.
Wenn wir eine Zukunft haben wollen, wenn wir wol-
len, dass mehr Kinder in diesem Land geboren wer-
den und leben, dann muss dieser Geist unser Han-
deln durchdringen, dann müssen wir noch familien-
freundlicher werden, als wir es heute schon sind.
Das ist kein „Gedöns“, sondern eine ganz reale und
klare Zukunftsaufgabe, die wir vor uns haben. Ja, ih-
re Bewältigung wird auch zu Ausgaben an der ein
oder anderen Stelle führen, das lässt sich nicht ver-
meiden. Aber das ist auch richtig so, denn Familien
fördert man nicht nur durch gute Worte, sondern
eben auch durch harte Währung.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Aber die größte Herausforderung, vor der wir ste-
hen, ist die Digitalisierung. Das ist übrigens eine
Herausforderung, die jeder Einzelne von uns mit je-
dem Klick auf seinem Smartphone, seinem Tablet,
seinen PC tagtäglich ein kleines Stück und ganz in-
dividuell wachsen lässt. Die Digitalisierung fordert
uns auf allen Ebenen. Aber sie eröffnet uns auch auf
allen Ebenen Möglichkeiten und Chancen.
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Gerade hat zum ersten Mal das Digitalisierungsfo-
rum Saar getagt. Wir haben dort mit mehr als 120
Vertreterinnen und Vertretern aller gesellschaftli-
chen, wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen
Gruppen im Land eine Arbeitsagenda festgelegt.
Große Kapitel dieser Agenda sind Infrastruktur, Wirt-
schaft, Bildung und Lebensqualität. Wir brauchen
einen breiten und von vielen Menschen getragenen
Prozess, der Antwort auf eine einzige Frage gibt:
Was müssen wir tun, damit sich die Digitalisierung
für die Menschen im Saarland positiv auswirkt? Wir
waren uns bei diesem Forum sehr einig. Gewiss, die
Beispiele aus anderen Ländern, zum Beispiel aus
Estland, sind anregend und interessant. Wir wissen
aber, dass wir diese Beispiele nicht einfach eins zu
eins auf Deutschland übertragen können, denn wir
haben hierzulande eine andere Ausgangssituation.
Wir können gleichwohl dafür sorgen, dass wir uns
diesem Thema offensiv stellen, dass wir diese Dinge
selbst vorantreiben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es geht
bei diesen von uns unternommenen Anstrengungen
nicht darum, irgendwann, in vielleicht vier Monaten,
als drittes oder viertes Bundesland eine eigene Digi-
talisierungsstrategie in Buchform auf den Markt zu
bringen. Es geht darum, ein bisschen den Geist von
Estland aufzunehmen - das war das eigentlich Be-
eindruckende an dem Beispiel von Estland. Dort hat
man bei vielen Punkten gesagt: Wir starten einfach
einmal mit einem Projekt. Wir probieren es aus.
Wenn es funktioniert, dann bleibt es, und wenn es
nicht funktioniert, dann versuchen wir etwas Neues.
- Dass nun aus dieser Runde heraus direkt schon
die ersten Vorschläge kamen, was man jetzt konkret
tun könnte, ist aus meiner Sicht ein Beleg dafür,
dass das funktioniert. Es gab den Vorschlag von un-
serem geschätzten Kollegen Jo Leinen, die nächste
Landtagswahl in digitalisierter Form durchzuführen.
Dass wir das wirklich bis zum 26. März 2017 schaf-
fen, daran habe ich bei allem Vertrauen in unsere In-
novationskraft einige Zweifel, aber es werden ja
noch weitere Wahlen folgen. Die VSU hat vorge-
schlagen zu überlegen, ob wir in Zukunft unsere
Kraftfahrzeuge sozusagen vom Wohnzimmer aus di-
gital zulassen können. Das sind konkrete Punkte,
über die wir nachdenken müssen.

Angesichts dessen sage ich ganz deutlich: Wir brau-
chen vor der Digitalisierung keine Angst zu haben.
Ob sie für uns positiv verläuft oder nicht, das haben
einzig und allein wir in der Hand. Wir sind die Trei-
ber, nicht aber diejenigen, die getrieben werden.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

In wenigen Wochen wird im Saarland der Nationale
IT-Gipfel stattfinden. Er steht unter dem Motto „Ler-
nen und handeln in der digitalen Welt“. Meine sehr
geehrten Damen und Herren, die Kinder, die jetzt
zur Schule gehen, die Kinder, die jetzt geboren wer-

den, werden in einer digitalisierten Welt aufwachsen.
Wenn sie sich dort als selbstbewusste und selbstbe-
stimmte Menschen behaupten wollen, dann müssen
sie wissen, wie diese Welt funktioniert. Sie müssen
die Spielregeln kennen und sie müssen sie beherr-
schen. Denn wenn sie dies nicht tun, werden sie be-
herrscht - und das wollen wir nicht zulassen.

Um dieses Ziel zu erreichen, bedarf es klassischer
Erziehung, klassischer Charakter- und Herzensbil-
dung sowie eines offenen und unbefangenen Um-
gangs mit neuen Technologien, und zwar über alle
Klassen und alle Schulformen hinweg. Ja, wir brau-
chen dafür Infrastruktur und Technik, aber darüber
hinaus auch Pädagogik, Inhalte, Vermittler, die sich
diesen Anforderungen stellen. Wir brauchen eine
gemeinsame Kraftanstrengung, denn das ist aus
meiner Sicht eine entscheidende Weichenstellung
für die Zukunft unseres Landes.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Auf diese Zukunft haben wir auch unsere Wissen-
schafts- und Hochschullandschaft gezielt ausgerich-
tet. Mit dem Landeshochschulentwicklungsplan, mit
den Ziel- und Leistungsvereinbarungen, mit unserer
Strategie für Innovation und Technologie Saarland
haben wir inhaltlich die entscheidenden Weichen für
das kommende Jahrzehnt gestellt. Auf dieser
Grundlage und auf der Basis der dann vorhandenen
finanziellen Spielräume werden wir alles daranset-
zen, unsere deutschland- und europaweite Spitzen-
position in wichtigen Zukunftsfeldern weiter auszu-
bauen. Ja, ich will das an dieser Stelle deutlich sa-
gen: Die Debatte um den Globalhaushalt ist uns
nicht leichtgefallen. Aber wir haben auch deutlich
gesagt, dieser Globalhaushalt ist die Versicherung
bei einer Linie nach unten in einer Zeit, die finanzpo-
litisch mehr als schwierig ist. Und wir haben gesagt,
wenn wir wieder mehr Spielraum bekommen, dann
werden wir diesen Spielraum gerade zugunsten von
Wissenschaft, Bildung und Forschung in diesem
Land nutzen. Darauf können sich die Hochschulen
in diesem Land verlassen, und das ist gut so, meine
sehr verehrten Damen und Herren!

Ich glaube, wir sind uns in diesem Haus einig, dass
das ebenso für die berufliche Bildung und die Wei-
terbildung gelten muss. Wir brauchen in diesem
Land eben nicht nur die an der Hochschule Ausge-
bildeten, wir brauchen in diesem Land genauso und
mit der gleichen Qualität diejenigen, die im dualen
System ausgebildet sind. Wir brauchen diejenigen,
die im Handwerk ausgebildet sind und später auch
bereit sind, ein Unternehmen zu übernehmen oder
zu gründen und damit Arbeitsplätze zu schaffen.

Wir brauchen auch - und da schaue ich auf die Ver-
treter des Gewerkschaftsbundes und der Arbeits-
kammer - ein Klima der Weiterbildung in unserem
Land. Die These, dass man nie auslernt, ist richtig,
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und sie war noch nie so richtig wie in dieser Zeit. Die
Zeiten, in denen man gesagt hat, ich habe einmal im
Leben etwas gelernt und das reicht für das ganze
Leben aus, diese Zeiten sind vorbei. Angesichts der
Schnelligkeit der Entwicklung müssen insbesondere
auch die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit-
halten, denn dieses Mithalten ist die beste Versiche-
rung für einen guten und sicheren Arbeitsplatz auch
in der Zukunft. Deswegen werden wir unsere An-
strengungen im Bereich Weiterbildung verstärken
müssen. Wir müssen hierfür werben, wir müssen
beste Rahmenbedingungen setzen. Weiterbildung
ist eine der besten Investitionen in die Zukunft, die
wir in diesem Land tätigen können, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Heute sind wir ein wirtschaftsstarkes Bundesland.
Beim Bruttoinlandsprodukt pro Kopf liegen wir bei
den Flächenländern noch vor Niedersachsen,
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und den neuen
Bundesländern auf dem fünften Platz. Um diese Po-
sition zu behaupten oder gar zu verbessern, werden
wir als Land die Digitalisierung der Saarwirtschaft
nach Kräften fördern müssen, und zwar nicht nur in
der Industrie, sondern auch im Handwerk und im
Dienstleistungsbereich. Wir werden hierzu Impulse
geben und beste Rahmenbedingungen schaffen
müssen. Wir sind schon auf dem Weg und haben
die Innovationsstrategie, die Strategie Industrie 4.0
oder Wirtschaft 4.0, und die Digitalisierungsoffensive
gestartet. Alles mit einem Ziel: Wir wollen die guten
Arbeitsplätze eben nicht nur für heute, sondern auch
für die Zukunft in unserer Region schaffen und er-
halten. Dazu müssen wir aber auch an den klassi-
schen Rahmenbedingungen wie Flächenverfügbar-
keit, Kosten und vor allem gut ausgebildeten Ar-
beitskräften weiterarbeiten und sie immer weiter po-
sitiv begleiten.

Das neueste Prognosebarometer sagt uns jetzt,
dass sich die Stimmung bei den saarländischen Un-
ternehmen eingetrübt hat, insbesondere auch weil
der Export etwas schwächelt. Das ist etwas, was ge-
rade uns hier zu denken geben muss. Bei aller
durchaus berechtigter Debatte, die wir über das
Thema Freihandel und über das ein oder andere Ab-
kommen führen, sollten wir nicht ganz außer Acht
lassen, dass gerade wir im Saarland mit unserer
Wirtschaftsstruktur auf einen funktionierenden Frei-
handel und einen funktionierenden Export vielleicht
existenzieller angewiesen sind als andere Regionen
in Deutschland.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das gilt
auch für andere Entscheidungen, die wir zum Bei-
spiel im Bundesrat zu treffen haben. Wir alle haben
uns zum Klimaschutz bekannt und die Vereinbarun-
gen mit unterzeichnet, wir tragen sie auch. Wir und
diese Landesregierung werden aber keine Politik un-

terstützen, die Klimapolitik und die Einhaltung der
Klimaziele dadurch gewährleistet, dass sie Entwick-
lungen im Automobilbereich ohne vernünftigen
Übergang so vorantreibt, dass wir Gefahr laufen, je-
den vierten Arbeitsplatz in diesem Land aufs Spiel
zu setzen. Das ist Selbstmord, das ist Versündigung
auch an den Menschen in diesem Land, das wird mit
uns nicht zu machen sein, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Ja, wir wollen diese Veränderungen vorantreiben,
aber wir wollen sie so nach vorne treiben, dass sie
für unser Land auch passen und auf den Strukturen
unseres Landes aufbauen. Deshalb sind all diese
Diskussionen für uns nie nur losgelöste und akade-
mische Diskussionen, sondern sie müssen immer
mit den besonderen Bedürfnissen des Saarlandes
rückgekoppelt werden. Das macht gute, bodenstän-
dige und vertrauensbildende Politik aus.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, verehrte
Kolleginnen und Kollegen, liebe Saarländerinnen
und Saarländer, wir alle haben in den vergangenen
Jahren und Jahrzehnten einen langen und entbeh-
rungsreichen Weg zurückgelegt. Mit den Ergebnis-
sen vom 14. Oktober haben wir erstmals eine wirkli-
che Chance, unsere finanzielle Lage nachhaltig po-
sitiv zu verändern und unsere Zukunft zu gestalten.
Dabei, das will ich nicht verschweigen, liegt das letz-
te beschwerlichste Stück des Weges noch vor uns.
Aber auch diese Anstrengung wird sich lohnen, weil
auf uns die Zukunft wartet. Ob diese Zukunft auf
Dauer oder nur vorübergehend positiv sein wird, das
haben wir in der Hand. Dieser Verantwortung müs-
sen und wollen wir gerecht werden. Liebe Saarlän-
derinnen und Saarländer, das erwarten Sie von uns,
das erwarten Sie mit Recht von uns. - Herzlichen
Dank.

(Lebhafter und lang anhaltender Beifall von den
Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Zu dem Thema der Regierungserklärung hat
DIE LINKE-Landtagsfraktion einen Beschlussantrag
eingebracht.

Zu Punkt 2 der Tagesordnung:

Eigenständigkeit sichern - Reichtum besteu-
ern - faire Lösungen für Altlasten finden
(Drucksache 15/1976)

Zur Begründung des Antrages erteile ich Herrn Frak-
tionsvorsitzendem Oskar Lafontaine das Wort.
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Abg. Lafontaine (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Gestatten Sie eine Vorbemerkung. Ich wer-
de natürlich zum gesamten Fragenkomplex Stellung
nehmen, da sich beide Komplexe überschneiden.
Unser Antrag hat den Schwerpunkt der Investitio-
nen, darauf werde ich natürlich im Rahmen meiner
Ausführungen eingehen, aber zunächst eben mal ei-
ne gesamte Würdigung. Das Saarland bekommt al-
so mehr Geld ab dem Jahre 2020. Das ist für uns al-
le Anlass zur Freude. Deswegen möchte ich all den-
jenigen Dank und Anerkennung aussprechen, die
dieses Ergebnis erreicht haben. Das gehört sich so,
wir haben überhaupt kein Problem damit. Also, An-
erkennung dafür, dass wir ab 2020 mehr Geld be-
kommen.

(Beifall von der LINKEN und bei den Regierungs-
fraktionen.)

Das wird auch nicht dadurch geschmälert, obwohl
das von Bedeutung ist, dass alle Bundesländer
mehr Geld bekommen. Wenn wir unser Anliegen
hier besprechen und unsere Situation würdigen wol-
len, müssen wir uns immer im Vergleich zu allen an-
deren Bundesländern sehen, ansonsten hat das kei-
nen Zweck, unsere Position zu bestimmen. Wir ar-
beiten zwar zusammen, aber auf der anderen Seite
sind wir im Wettbewerb, wenn es um Infrastrukturin-
vestitionen, um Schulwesen und Universitäten geht,
das wissen Sie alle. Deswegen müssen wir immer
schauen, ob wir im Wettbewerb mit allen anderen
mithalten können.

Ich beziehe in meinem Dank natürlich auch diejeni-
gen mit ein, die diesen Kompromissvorschlag mit
ausgearbeitet haben, davon haben Sie gesprochen,
Frau Ministerpräsidentin. Sie haben zu Recht darauf
hingewiesen, dass die Überlegung, die Umsatzsteu-
er stärker mit heranzuziehen, schon auf Franz Josef
Strauß zurückgeht. Es war gut, dass man in dieser
schwierigen Situation einen Ausweg gefunden hat.
Ich weiß, was das bedeutet - ich sehe die Herren
hier sitzen -, wenn man nachts um 3.00 Uhr noch
rechnen und immer wieder zum Finanzminister oder
zur Ministerpräsidentin rennen muss: „Geht das oder
geht das nicht?“ Das ist eine enorme Anstrengung.
Deshalb möchte ich allen Beamtinnen und Beamten,
die beteiligt waren - das waren sicherlich nicht nur
die zwei, die eben genannt worden sind -, herzlich
von dieser Stelle aus danken. Ich nehme an, das
ganze Haus sieht das so.

(Beifall des Hauses.)

Nun ist es unsere Aufgabe trotz der Freude darüber
- ich sage das noch einmal -, dass wir ab dem Jahr
2020 mehr Geld bekommen, unsere Position richtig
zu bestimmen. Damit der ein oder andere von Ihnen
es sich nicht zu leicht macht und sagt, die Oppositi-
on muss immer wieder meckern oder Wasser in den

Wein gießen, will ich den Kollegen Roth zitieren. Ich
weiß nicht, ob man Ihnen schon Vorwürfe gemacht
hat, Herr Kollege Roth, dass Sie sich so freimütig
geäußert haben, aber nach meinem Urteil haben Sie
mit Ihrem Kommentar die Situation richtig beschrie-
ben, deshalb möchte ich Sie hier zitieren. Sie haben
die Einigung einen Etappensieg für das Saarland
genannt. Das habe ich vorhin auch zum Ausdruck
gebracht, das ist nach meiner Auffassung die richti-
ge Würdigung. Sie sagen, dieser Etappensieg gäbe
dem Land Zeit zum Durchatmen. Sie bedauern aber,
dass es keinen Kurswechsel in der Politik gegeben
habe und verweisen auf die Schuldenbremse. Sie
sagen, die Schuldenbremse sei in letzter Zeit zu ei-
ner Investitionsbremse und Zukunftsbremse gewor-
den. - Wir sehen das ganz genauso; wir glauben,
dass in der heutigen Zeit das Festhalten an der
Schuldenbremse ein großer Fehler ist. Ich will nicht
nur auf die Tatsache verweisen, dass wir weltweit
tatsächlich eine einmalige Situation haben, Minus-
zinsen, sondern auch dass wir an der Saar nach wie
vor einen großen Investitionsstau haben. In dieser
besonderen Situation wäre es wirklich notwendig,
die Schuldenbremse anders zu sehen, als Sie sie
gesehen haben, Frau Ministerpräsidentin. Ich gebe
Ihnen völlig Recht, Herr Roth; wir brauchen mehr
Luft, um Investitionen in die Zukunft zu tätigen.

(Vereinzelt Beifall bei der LINKEN.)

Ich gebe nur für diejenigen, die sich für solche Fra-
gen interessieren, einen kleinen Hinweis. Wir haben
global eine fundamentale Veränderung, was die Fi-
nanzmarktsituation hier angeht. Diese fundamentale
Veränderung besteht darin, dass die einen, die bis-
her immer die Spargroschen verwandt haben, die
Unternehmen, im Saldo sowohl in den Vereinigten
Staaten als auch in Europa sich gar nicht mehr ver-
schulden. Deshalb fallen sie als Abnehmer der Spar-
groschen aus. Deshalb ist der Staat in der Zukunft
weitaus mehr gefordert, den ökonomischen Kreislauf
sicherzustellen, als das in der Vergangenheit der
Fall war. Ich gebe nur den Hinweis, falls sich jemand
für solche Zusammenhänge interessiert.

Auf jeden Fall haben Sie richtig darauf hingewiesen,
Herr Kollege Roth, dass die Schuldenbremse ein
Hemmnis darstellt, auch für uns. Ich werde das
nachher ausführen. Wir brauchen Investitionen in
diesem Land, wenn wir die Zukunft meistern wollen.
Das ist der zentrale Ausgangspunkt meiner Betrach-
tung.

Ich will auch darauf hinweisen, dass wir uns einig
waren - Sie haben davon heute nicht mehr so sehr
gesprochen, Frau Ministerpräsidentin -, dass es an-
gesichts des gewaltigen Schuldenbergs, den wir ha-
ben, der mit einem enormen Zinsrisiko verbunden
ist, notwendig gewesen wäre, doch so etwas wie
einen Altlastenfonds, einen Schuldentilgungsfonds
oder wie immer man das nennt, zustande zu brin-
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gen. Sie und Ihr Finanzminister hatten richtigerweise
diesen Schuldenfonds vor einem Jahr als A und O
der ganzen Bemühungen benannt. Das heißt in Ih-
ren Worten, wir haben das A und O leider nicht er-
reicht. Ich unterstelle Ihnen, dass Sie dieses A und
O erreichen wollten, dieses Alpha und Omega, aber
wir haben es leider nicht erreicht.

So haben wir weiterhin diesen enormen Schulden-
berg, der uns natürlich im Hinblick auf die Zinsent-
wicklung ganz anderen Risiken aussetzt als andere
vergleichbare Länder. Insofern ist das bedauerlich.
Ich weiß nicht, wie wir die Altschulden wegbekom-
men. Bei der jetzigen Perspektive, die wir haben, se-
he ich das nicht. Sie würden das anders sehen, Sie
haben die Hoffnung, dass Sie ab 2020 Schulden ab-
bauen können. Wir werden sehen, wie sich das
dann in Wirklichkeit entwickelt. Das kann man heute
so oder so sehen.

Ich sehe dies von den Zahlen her noch nicht, aber
wir werden das ja irgendwann feststellen. Der Kolle-
ge Roth hat richtigerweise aber nicht nur auf die
Schuldenbremse hingewiesen, die nach wie vor un-
sere Arbeit hier erschwert. Er hat auch richtigerwei-
se auf die Steuerpolitik hingewiesen, denn die Steu-
erpolitik, die wir derzeit auf Bundesebene haben, ist
eben nicht in der Lage, die Länder und die Gemein-
den finanziell in die Lage zu versetzen, die Aufga-
ben zu erfüllen, die sie eigentlich erfüllen müssen.
Das geht bei dieser Steuerstruktur nicht.

Deshalb haben wir einen Antrag vorgelegt, wie man
diese Steuerstruktur verändern kann. Auch hier
müssen wir uns nicht nur an anderen Bundeslän-
dern messen, sondern an anderen Ländern in der
Welt. Ich habe immer wieder von dieser Stelle aus
darauf hingewiesen - die OECD-Zahlen sind ja je-
dem zugänglich, wenn er es will -, dass etwa selbst
die angelsächsischen Länder, was die Vermögens-
steuern angeht, weitaus höhere Belastungen aus-
weisen als wir. Es ist bedauerlich, dass wir eine sol-
che Machtstruktur in der Republik haben, dass sich
ein gerechteres Steuersystem nicht durchsetzen
lässt. Auf jeden Fall ist der Hinweis auf die Steuer-
politik sehr zu begrüßen.

Der nächste Punkt, den Sie angesprochen haben,
Herr Kollege Roth, ist der Punkt der Zentralisierung,
wie Sie es genannt haben, also der Föderalismus.
Auch hier sehen wir die Situation, das Ergebnis, an-
ders als Sie, Frau Ministerpräsidentin. Wir glauben,
dass die Vereinbarungen, die getroffen worden sind
- nicht nur bei den Bundesautobahnen, sondern
auch das zunächst positiv zu würdigende Ergebnis,
dass Schulen saniert werden -, doch ein Manko ha-
ben, nämlich dass der Föderalismus in Deutschland
auf dem Rückzug ist. Dasselbe gilt ja für die Mög-
lichkeiten der Gemeinden, wirklich Selbstverwaltung
zu betreiben. Das kann man an diesem einen Bei-
spiel sehr deutlich zeigen. Es wäre doch viel besser,

wenn unsere Gemeinden in der Lage wären, aus ei-
genen Mitteln ihre Schulen zu sanieren, als dass sie
beim Bund Anträge stellen und dann versuchen
müssen, in irgendeiner Form zurechtzukommen.

(Beifall von der LINKEN und den PIRATEN.)

Die Idee der kommunalen Selbstverwaltung ist keine
Kritik an irgendeinem hier im Haus. Das ist ja eine
Entwicklung, die wir seit vielen Jahren haben. Die
Idee der kommunalen Selbstverwaltung ist ja eine
demokratische Idee. Wir sehen doch, dass die De-
mokratie weltweit auf dem Rückzug ist. Das ist eine
Diskussion, die wir weltweit führen.

Deshalb wäre es notwendig und sinnvoll gewesen,
einem weiteren Abbau des Föderalismus entgegen-
zuwirken. Das ist keine besonders verdächtige Posi-
tion jetzt etwa nur von unserer Fraktion. Das ist eine
Position, die die altehrwürdige Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung in einem ausführlichen Kommentar ge-
würdigt hat. Ich will hier nur sagen, bei aller Freude
darüber, dass wir mehr Geld bekommen, ist es ein
Nachteil, dass der Föderalismus weiter auf dem
Rückzug ist. Das wollte ich in aller Klarheit sagen.

(Beifall von der LINKEN und den PIRATEN.)

Ich will jetzt aus Zeitgründen zur Frage der Bundes-
autobahngesellschaft hier keine Ausführungen ma-
chen. Ich habe das öffentlich vorgetragen. Wir wer-
den ja sehen, wie sich das entwickelt. Nur eines soll-
ten Sie wissen. Man darf an dieser Stelle nun wirk-
lich nicht blauäugig sein. Es ist doch seit Langem
klar, dass sich unsere Versicherungswirtschaft, bei-
spielsweise die Allianz, in einem Anlagenotstand be-
findet. Aus diesem Grund führen sie schon seit Lan-
gem Gespräche, sich an öffentlichen Infrastrukturin-
vestitionen zu beteiligen. Ich weiß auch ganz genau,
wer sich an diesen Gesprächen beteiligt hat.

Hier jetzt einfach zu versichern, diese Privaten wer-
den nicht an diesen Investitionen beteiligt werden,
ist doch sehr kühn, Frau Ministerpräsidentin. Ich
wünschte, Sie hätten recht. Aber ich prognostiziere
hier einmal - Sie können das dann gegebenenfalls
noch einmal aufrufen -, dass die Entwicklung eine
andere sein wird, und dass der Druck der Finanz-
branche, größere Renditen zu erwirtschaften, insbe-
sondere in diesem Zinsumfeld so stark werden wird,
dass zu erwarten ist, dass diese Gesellschaft zwar
formal das Eigentum halten wird, aber letztendlich
privatisiert werden wird, und zwar in Teilen mit dem
Ziel, größere Renditen für die Versicherungswirt-
schaft zu erzeugen. Deshalb halte ich auch diese
Entscheidung nicht für gut. Es ist unsere Überzeu-
gung, dass öffentliche Infrastruktur auch in öffentli-
cher Verantwortung weitergeführt werden muss. Al-
les andere hat sich nicht als Vorteil erwiesen.

(Beifall von der LINKEN und den PIRATEN.)
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Wenn man dieses Ergebnis „mehr Geld“ würdigt,
dann muss man zunächst einmal die Zahlen sehen.
Man sollte die Zahlen realistisch sehen. Zwei Dinge
möchte ich hier nur in Erinnerung rufen. Die 500 Mil-
lionen Euro hören sich gut an, aber wir haben der-
zeit ja bereits 260 Millionen Euro als Sonderhilfe, al-
so haben wir 240 Millionen Euro mehr, wenn man
das schlicht und einfach einmal so betrachtet.

(Zuruf des Abgeordneten Theis (CDU).)

Ich sehe es vom jetzigen Zustand aus. Wenn Sie
jetzt hier im Land wirtschaften müssen, dann wirt-
schaften Sie mit den 260 Millionen. Sie haben dann
eben ab 2020 240 Millionen Euro mehr. Ich möchte
nur nicht, dass Sie sich in die Tasche lügen, Herr
Kollege Theis. Was ich hier sage, sind zwei Sach-
verhalte, die niemand bestreiten kann. Wenn Sie al-
so ein Weiteres sehen - die Zahl hat die Ministerprä-
sidentin selbst genannt -, dass wir nach wie vor ein
strukturelles Defizit von 369 Millionen Euro haben,
dann müsste doch jedem hier klar sein, dass wir im-
mer noch eine sehr enge finanzielle Situation haben.

Ich wiederhole noch einmal die Zahl. In Wirklichkeit
haben wir gegenüber dem Ist-Zustand 240 Millionen
Euro mehr zu erwarten. Wir haben gegenüber dem
Ist-Zustand immer noch ein strukturelles Defizit von
369 Millionen. Da kann jeder, der bis drei zählen
oder einfach nur addieren oder subtrahieren kann,
sich ausrechnen, wie man das Ergebnis einordnen
muss.

Nun komme ich zum eigentlichen Thema. Wenn
man das Land nach vorne bringen will, wenn man
die Zukunft des Landes sichern will, dann gibt es ei-
ne Schlüsselgröße, über die Sie viel zu wenig gere-
det haben, Frau Ministerpräsidentin, nämlich die
Schlüsselgröße der Investition. Wir werden das
Land überhaupt nur dann im Wettbewerb mit ande-
ren Ländern positionieren können, wenn wir bei den
Investitionen mit anderen Ländern einigermaßen
mithalten. Da sieht es leider trotz der jetzigen Ent-
scheidungen nicht sehr rosig aus.

Deshalb muss man die Zahlen noch einmal in Erin-
nerung rufen, die Sie leider nicht genannt haben.
Nach den Zahlen der Industrie- und Handelskam-
mern haben wir einen Rückstand von 114 Euro pro
Kopf der Bevölkerung gegenüber dem Durchschnitt
der Bundesländer, was dann auf das Jahr gerechnet
110 Millionen Euro ausmacht. Es gibt eine jüngere
Statistik der PwC, die Sie immer heranziehen, die
man mir heute gerade gegeben hat. Da ist der Rück-
stand nicht nur 110 Millionen Euro im Jahr, sondern
150 Millionen Euro im Jahr.

Die Zahlen können Sie auch, wenn Sie die Bundes-
presse verfolgen, ab und zu immer einmal wieder le-
sen. Ich will sie Ihnen vorlesen, damit Sie - wie soll
ich es Ihnen sagen? - auch greifen können, worum
es hier eigentlich geht. Die FAZ hatte kürzlich die In-

frastrukturausgaben von Ländern und Gemeinden
miteinander verglichen. Da haben wir folgende Si-
tuation: Bayern liegt an der Spitze mit 934 Euro pro
Kopf, dann kommt Sachsen mit 901 Euro, dann Ba-
den-Württemberg mit 834 Euro, dann Brandenburg
mit 807 Euro - ich springe jetzt -, dann Hessen mit
683 Euro, selbst Bremen mit 606 Euro, und wir wer-
den mit 526 Euro auf dem zweitletzten Platz in die-
ser Statistik genannt.

Das zeigt doch, meine sehr geehrten Damen und
Herren, welches Problem wir hier im Saarland ha-
ben. Deshalb müssen wir alle Anstrengungen unter-
nehmen, damit auch wir Zukunftsinvestitionen in
ähnlichem Umfang tätigen können wie andere Län-
der. Davon sind wir im Moment weit entfernt. Daher
war die Bemerkung des Kollegen Roth über die
Schuldenbremse richtig, daher ist seine Bemerkung
über die Steuerpolitik richtig gewesen, und deshalb
haben wir hier den Antrag vorgelegt und hoffen,
dass er vielleicht den ein oder anderen zum Nach-
denken bringt. Ohne eine Veränderung dieser Posi-
tionen wird das Saarland im Wettbewerb mit ande-
ren Ländern, was die Investitionen angeht, nicht mit-
halten können, auch wenn wir uns über diese Ver-
besserung freuen.

(Beifall von der LINKEN.)

Die Zahlen sind eindeutig. Wir müssen uns Klarheit
darüber verschaffen, dass diese Zahlen eben nicht
Anlass zu Euphorie oder für ein Halleluja sind, wie
der Kollege Roth gesagt hat, sondern dass es ein
Etappensieg ist, den wir anerkennen und über den
wir uns freuen. Aber das darf nicht dazu führen,
dass wir unsere eigentliche Situation verkennen.

Deshalb geht es immer wieder auch darum, dass in
einzelnen Ländern Leitinvestitionen getätigt werden.
Was ist bei uns die Leitinvestition? Sie haben von
Beobachtungskameras gesprochen, die man
braucht, oder von der Polizeiausrüstung. Das ist al-
les richtig. Und Sie haben darauf hingewiesen, dass
wir auch Geld bekommen für die Schulsanierung,
auch das ist richtig. Aber wo sind die Leitinvestitio-
nen? Ich will nur darauf hinweisen, dass wir in der
Investitionsbilanz in den letzten Jahren keine großen
Akzente gesetzt haben. Ich erwähne nur ganz leise
den Museumsbau oder die Fischzucht, Fledermäuse
oder die HTW. Das sind keine Leitinvestitionen. Sie
geben zumindest nicht das Gefühl, dass wir uns im
Saarland auf der Investitionsseite enorme Verdien-
ste erworben haben. Es scheint vielmehr so zu sein,
dass wir auf der Investitionsseite nicht ganz so gut
„aufgestellt“ sind, wie das neuerdings heißt.

(Beifall von der LINKEN und vom Abgeordneten
Kessler (B 90/GRÜNE).)

Deshalb sollten wir erkennen, dass die Investitionen
der Schlüssel für die Zukunft eines jeden Landes
sind. Sie haben ja alle in diesem Haus bedauert,
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dass wir bei der Universität leider Abstriche machen
müssen. Die Abstriche, die wir bei der Universität
machen müssen, gehen natürlich zulasten der At-
traktivität der Universität. Gerade die Oppositions-
parteien haben immer wieder dafür geworben, an
dieser Stelle eine Ausnahme zu machen und die In-
vestitionen in die Universität nicht zu stark zurückzu-
fahren.

Damit kommen wir zur Frage der Finanzen. Darauf
geben wir Antworten. Sie mögen die nicht teilen, we-
der bei der Schuldenbremse noch bei der Steuerpo-
litik. Aber dann dürfen Sie nicht bräsig hier sitzen,
Herr Kollege Wegner, und keine Antwort geben.

(Vereinzelt Heiterkeit.)

Sie haben keine Antworten. Sie können sagen, ir-
gendwie wird die Zukunft das schon regeln. Nein,
wir geben hier eine klare Antwort, wie wir angesichts
der Investitionsnotwendigkeiten den Anschluss an
andere Bundesländer erreichen können. Sie geben
darauf leider auch mit dem heutigen Vortrag keine
Antwort.

(Beifall von der LINKEN und vom Abgeordneten
Kessler (B 90/GRÜNE).)

Das Zinsrisiko, das wir tragen, wurde bereits von Ih-
nen angesprochen, das ist ganz enorm. Wenn wir
für die Zukunft planen, wird das eine große Rolle
spielen. Deshalb kann man auch nicht das sagen,
was Sie wörtlich in einem Interview gesagt haben,
Frau Ministerpräsidentin. Das war vielleicht ein lap-
sus linguae, anders kann ich das nicht verstehen.
Sie haben gesagt - das ist nachlesbar -, wir trügen
ein ähnliches Risiko wie andere Länder. Das ist nun
eine totale Verkennung unserer Situation. Wir tragen
ein weitaus größeres Risiko als andere Länder. Ich
wäre froh, wir wären in der Lage der Länder, die ich
vorhin genannt habe, sowohl was die Investitions-
ausgaben als auch was den Haushalt angeht, den
Vollzug des Jahreshaushalts. Keines dieser Länder
hat ebenfalls ein solches strukturelles Defizit auf den
Landeshaushalt gerechnet, wie wir es haben, näm-
lich 369 Millionen Euro.

Ich war beim Thema Leitinvestitionen. Wir müssen
uns verständigen, welche Leitinvestitionen wir in Zu-
kunft an der Saar tätigen wollen. Ich plädiere dafür,
im medizintechnischen Sektor besondere Anstren-
gungen zu unternehmen - ich habe das hier immer
wieder vorgetragen -, um an dieser Stelle vielleicht
eine ähnliche Entwicklung in Gang setzen zu kön-
nen wie bei der Informatik. Ich will nur deutlich ma-
chen, was ich mir darunter vorstelle. Ich bin der
Überzeugung, dass die Medizintechnik in Zukunft ei-
ne größere Rolle spielen wird nicht nur in Deutsch-
land, sondern europaweit und darüber hinaus. Des-
halb wäre das ein Ansatz, den ich für richtig halten
würde.

Leitinvestitionen braucht man, meine sehr geehrten
Damen und Herren, das war all die Jahre der Fall.
Ich will sie jetzt nicht alle herunterbeten. Sie können
auch kultureller Art sein. Aber bei der harten Infra-
struktur wird es nicht genügen, dass wir Straßen,
Brücken oder Gebäude sanieren. Nein, Leitinvestiti-
onen verlangen etwas mehr. Deshalb wollte ich das
noch einmal in Erinnerung rufen.

Nachdem ich vorhin die Universität erwähnt habe,
komme ich noch mal auf die Gemeinden zu spre-
chen. Sie haben die Gemeinden auch angespro-
chen, Frau Ministerpräsidentin, nur - das will ich Ih-
nen jetzt gar nicht vorwerfen - waren Sie nicht in der
Lage zu sagen, was die denn bekommen. Es wird
noch Gespräche geben, gut. Aber Größenordnun-
gen könnte man ja nennen.

(Ministerpräsidentin Kramp-Karrenbauer: Nein,
das kann man eben nicht!)

Ich höre jetzt, Sie können sie noch nicht nennen.
Nach meiner Auffassung hätte man Größenordnun-
gen durchaus nennen können. Aber die sind schwer
zu nennen, wenn man eben nur 240 Millionen zu-
sätzlich zu verteilen hat.

(Abg. Dr. Jung (SPD): Nennen Sie doch mal ei-
ne!)

Wenn man beispielsweise weiß, dass man bei der
Investitionstätigkeit 150 Millionen Rückstand hat,
wenn man weiß, dass man jetzt ein strukturelles De-
fizit von 369 Millionen Euro hat, dann wird es sehr
schwer sein, dort eine Antwort zu geben.

(Abg. Dr. Jung (SPD): Machen Sie doch mal
einen Vorschlag! - Abg. Theis (CDU): Sie haben
den Gemeinden Null gegeben.)

Sie müssen zuhören, wenn jemand etwas sagt, Herr
Kollege Theis. Sie rufen dazwischen, wir hätten den
Gemeinden Null gegeben.

(Abg. Theis (CDU): Für die Vergangenheit ist das
einfacher zu sagen als für die Zukunft - also kei-
ne Antwort.)

Sie haben sich hoffentlich beruhigt. Sie werden si-
cherlich den Unsinn, dass wir den Gemeinden Null
zukommen ließen, nicht wiederholen. Wenn ich Ih-
nen hier vortragen würde, was ich der Stadt Saar-
brücken zukommen ließ in den Jahren meiner Re-
gierungszeit, dann würden Ihnen vielleicht die Ohren
abfallen. Aber das wollen wir jetzt nicht vertiefen.

(Beifall von der LINKEN. - Teilweise Heiterkeit.)

Ich will nur mal zwei Stichworte nennen, Staatsthea-
ter und Museum, vielleicht leuchtet Ihnen dann ir-
gendetwas ein. Aber reden Sie nicht dauernd dazwi-
schen, wenn Sie die Sache nicht kennen, Herr Kolle-
ge Theis. Das ist kein Ausweis von großem Parla-
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mentarismus, wenn Sie hier über Dinge reden, von
denen Sie offensichtlich keine Kenntnis haben.

Wir haben auf jeden Fall eine große Investitions-
lücke bei den Gemeinden. Wenn Sie sehen, dass
die Stadt Saarbrücken mit über einer Milliarde ver-
schuldet ist, dann zeigt das auch, wie enorm die
Herausforderungen der Zukunft sind. Noch mal zu
den Antworten. Die Antworten, die wir geben - ich
wiederhole es - : Wir brauchen neben den Anstren-
gungen, da oder dort natürlich auch Einsparungen
vorzunehmen, auch eine andere Steuerstruktur. Es
freut mich, dass das Thema offensichtlich auch in-
nerhalb der Regierung diskutiert wurde. Wir als LIN-
KE - ich glaube, das gilt auch für andere - haben es
begrüßt, dass das Land sich bei der Erbschaftsteuer
im Bundesrat enthalten hat

(Beifall von der LINKEN)

und erkannt hat, dass diese Entscheidung - die im
Wesentlichen auf Druck Bayerns zustande kam, die
haben ja die Probleme nicht, über die ich die ganze
Zeit rede - nicht weiterführend sein wird im Sinne
der Zukunftsinvestitionen, die wir tätigen müssen.
Also auch eine Anerkennung dafür.

Da ich mir noch etwas Zeit für die Antwort auf Ihre
Argumente aufbewahre, will ich mit folgender Zu-
sammenfassung schließen. Es ist gut, dass wir mehr
Geld bekommen ab 2020. Es war ein Etappensieg -
ich greife Ihr Wort auf -, der auch anzuerkennen ist.
Aber es ist kein Grund, Halleluja zu rufen. Wir wür-
den uns selbst in die Tasche lügen. Wir haben ein
entscheidendes Problem der Zukunft nicht gelöst,
dass wir nämlich alle Anstrengungen unternehmen
müssen, um bei den Zukunftsinvestitionen ein ähnli-
ches Niveau zu erreichen wie andere Bundesländer
auch. Nur dann werden die Saarländerinnen und
Saarländer dieselbe Zukunft haben können wie die
Bewohnerinnen und Bewohner der anderen Bundes-
länder.

(Anhaltender Beifall von der LINKEN sowie Bei-
fall der Abgeordneten Ulrich (B 90/GRÜNE), Hil-
berer (PIRATEN) und Thul (SPD).)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die CDU-Landtagsfraktion Herr
Fraktionsvorsitzender Tobias Hans.

Abg. Hans (CDU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine verehrten Da-
men und Herren! Liebe Saarländerinnen und Saar-
länder! Der saarländische Landtag kommt heute zu
einer Sondersitzung zusammen. Sondersitzungen
finden in diesem Haus nicht allzu häufig statt. Sie
finden dann statt, wenn tatsächlich etwas Besonde-
res passiert und etwas Außergewöhnliches zu bera-
ten ist. Ich glaube, ein solches Ereignis von beson-
derer Bedeutung hat mit der Einigung bei den Bund-

Länder-Finanzen tatsächlich stattgefunden. An die-
ser Außergewöhnlichkeit ist besonders zu bewerten,
dass dieses Ereignis nicht irgendwie passiert ist
oder vom Himmel gefallen ist.

Vielmehr ist die Einigung bei den Bund-Länder-Fi-
nanzen Ergebnis einer intensiven Vorberatung auch
in den Gremien dieses Hauses. Dieses Ereignis ist
von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Fi-
nanzministerium, von der saarländischen Landesre-
gierung, aber auch von den Mitgliedern der Koaliti-
onsfraktionen in diesem Haus akribisch geplant wor-
den. Deshalb ist es heute umso befriedigender, dass
wir als Haushaltsgesetzgeber hier zusammensitzen
können und diese Einnahmeverbesserungen für das
Saarland ab dem Jahr 2020 gemeinsam beraten
können.

Da ist es doch eher sonderbar, wenn Sie, Kollege
Lafontaine, sich in der Art hinstellen, wie Sie das
jetzt gemacht haben, und sicherlich ein Dankeschön
sagen für die Arbeit, die geleistet worden ist, aber in
Ihrer Würdigung der Bedeutung dieses Ereignisses
doch weit hinter dem zurückbleiben, was es eigent-
lich ist. Meine Damen und Herren, das ist heute ein
sehr guter Tag für das Saarland. Der 14. Oktober
war ein sehr guter Tag für das Saarland. Das kann
man hier und heute mit aller Deutlichkeit einmal so
sagen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Diese 500 Millionen Euro, die das Saarland ab dem
Jahr 2020 unbefristet - Frau Kollegin Huonker, Sie
schütteln den Kopf - ohne Auflagen erhält, ermögli-
chen es uns in der Tat, ab dem Jahr 2020 ceteris
paribus - wenn wir so weitermachen wie bisher - tat-
sächlich in die Tilgung einzutreten, aber auch Inves-
titionen für dieses Land zu tätigen. Herr Kollege La-
fontaine, die Milchmädchenrechnung, die Sie aufma-
chen - 260 Millionen Konsolidierungshilfen von den
500 Millionen abzuziehen -, funktioniert doch bes-
tenfalls in Ihrem Hirn. Meine Damen und Herren! Die
260 Millionen Euro, die wir jetzt bekommen, sind
Konsolidierungshilfen. Die bekommen wir eben nur
so lange, wie wir die Kriterien der Schuldenbremse
einhalten und bis wir die Neuverschuldung auf Null
zurückgeführt haben.

(Sprechen bei der LINKEN.)

Das werden wir 2020 gemacht haben. Ab dem Jahr
2020 ist von diesen Konsolidierungshilfen nichts
mehr übrig. Deshalb sind die 500 Millionen, die wir
jetzt dank dem Verhandlungserfolg von Annegret
Kramp-Karrenbauer bekommen, 500 Millionen Plus.
Es sind eben keine Konsolidierungshilfen. Wir kön-
nen sie vielmehr gestaltend in den Haushalt einbrin-
gen. Wir können dieses Geld so verwenden, wie wir
es für dieses Land für richtig halten. Meine Damen
und Herren, das werden wir tun. Wir werden versu-
chen, das auch ohne Ihr Zutun zu machen.
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(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wenn Sie von mir erwarten, dass ich sage, dass die,
die das möglich gemacht haben, zu meiner Rechten
und Linken und mir gegenüber sitzen, dann will ich
Sie enttäuschen. Ich sage ganz deutlich das, was
auch die Ministerpräsidentin gesagt hat: Dass die-
ses Ergebnis überhaupt möglich gewesen ist, ver-
danken wir in allererster Linie den Menschen in die-
sem Land, die 2012 gesagt haben, diese Regie-
rungskoalition soll die Geschicke des Landes bis
zum Jahr 2017 lenken. Wir verdanken den Verhand-
lungserfolg diesen Menschen. Wir verdanken diesen
Verhandlungserfolg den vielen Menschen im Saar-
land, die unmittelbar von den Einsparungen, die wir
machen mussten, betroffen waren und die unmittel-
bar von der Haushaltskonsolidierung betroffen wa-
ren, weil teilweise Projekte und lieb Gewonnenes
eingestellt werden müssen. Ich sage es hier ganz
deutlich: Wir verdanken es vor allem auch den Men-
schen, die im öffentlichen Dienst tagtäglich ihre Ar-
beit tun. Diese Konsolidierungsbemühungen haben
viele vor große Herausforderungen gestellt. Deshalb
ist heute der Zeitpunkt gekommen, diesen Men-
schen Danke zu sagen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir haben den Anspruch, den Menschen in unserem
Land auch nach diesem Erfolg ein zukunftsfähiges,
handlungsfähiges Saarland zu hinterlassen. Deshalb
ist es richtig, was die Ministerpräsidentin gesagt hat:
Der saarländische Weg gehört fortgesetzt. Daran ar-
beiten wir mit aller Kraft. Meine Damen und Herren
von der Opposition, ich hätte Sie gerne in die Auf-
zählung aufgenommen und zu denjenigen gezählt,
die dazu beigetragen haben, dass wir heute einen
Erfolg - nichts anderes ist es, Herr Kollege Lafon-
taine - zusammen beraten können. Aber Sie haben
leider in der Öffentlichkeit und auch hier im Haus
doch eher mit einseitiger Kritik geglänzt.

(Sprechen bei der LINKEN.)

Die Haushaltskonsolidierung, die ich eben ange-
sprochen habe, prägt die Großwetterlage im Land
seit einiger Zeit. Es ist keinesfalls vergnügungssteu-
erpflichtig, als Verantwortung tragender Politiker die-
sen Konsolidierungspfad zu gehen. Das ist nichts,
was man mit Freude tut. Es ist aber etwas, was man
mit Verantwortung für unser Land tun muss. Diese
Verantwortung haben wir als CDU-Fraktion seit
1999 getragen. Wir sind aktiv geworden. Wir haben
das Heft des Handelns in die Hand genommen,
während Sie in all diesen Jahren mit Initiativen und
Vorschlägen nicht gerade geglänzt haben. Sie wa-
ren einfach immer wieder dagegen. Meckern, mot-
zen, miesmachen, kleinkariert darstellen - das ist
doch letztendlich das, was Sie hier wieder darge-
stellt haben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Spre-
chen bei der LINKEN.)

Ich muss feststellen, Sie haben gerade wieder ein
düsteres Bild gezeichnet, Herr Kollege Lafontaine, in
dieser Welt, in der Sie sich befinden, und so, wie Sie
unser Saarland sehen. Ganz offensichtlich ist der
Blick von außen auf das Saarland doch ein anderer;
die Ministerpräsidentin hat es dargestellt. Indem wir
uns an die Schuldenbremse gehalten haben, konn-
ten wir gemeinsam mit Bremen zeigen, dass wir uns
auf die Hinterbeine gestellt haben und dass wir die-
ses Land zum Besseren geführt haben. Das ist
durch unsere Politik auch in dieser Regierungskoali-
tion deutlich geworden. Herr Kollege Lafontaine, die-
ses Land ist nicht das düstere Land, das Sie gerade
eben zu schildern versucht haben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Kollege Lafontaine, Sie haben nicht nur einmal den
Konsolidierungskurs in diesem Land infrage gestellt.
So haben Sie zum Beispiel im Juni 2015 gesagt - ich
zitiere aus dem Plenarprotokoll: „Auf den Erfolg der
Haushaltskonsolidierung oder Haushaltssanierung
können wir nicht stolz sein.“ Die Kollegin Spaniol hat
im Oktober 2015 gesagt: „Jawohl, wir sollten die
Notbremse ziehen und die Schuldenbremse lösen.
(…) Der bisherige Kurs ist (…) klar gescheitert.“ Herr
Kollege Ulrich, den wir später noch hören werden
und der jetzt gerade nicht da ist, wenn ich es richtig
sehe, hat in derselben Sitzung kühn gesagt: Bis
2017 wird das Land einen Teil seiner Eigenständig-
keit eingebüßt haben, weil die Politik so gestaltet
wird, wie sie gestaltet wird.

Meine Damen und Herren, nichts von dem, was ich
gerade zitiert habe, trifft auch nur ansatzweise die
Tatsachen. Die Einigung ist da. Sie ist da, weil wir
diesen Konsolidierungskurs strikt befolgt haben. Das
Saarland hat eine Zukunft. Der Konsolidierungsweg
hat sich bewährt. Sie dagegen sind von dem Weg,
den wir eingeschlagen haben, abgekommen. Herr
Kollege Lafontaine, wenn Sie das Land geführt hät-
ten, dann hätten Sie dieses Land um seine Zukunft
gebracht. Nichts anderes beweisen diese Tatsa-
chen!

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Zurufe
Oh! von der LINKEN.)

Wir konnten in den Verhandlungen doch überhaupt
nur so selbstbewusst und souverän auftreten, Herr
Kollege Lafontaine, weil wir unsere Hausaufgaben
gemacht haben. Meine Damen und Herren, dass wir
die Hausaufgaben machen konnten, ist insbesonde-
re dem Finanzministerium - die Mitarbeiter sitzen da
- unter der Führung von Finanzminister Stephan
Toscani zu verdanken, der diesen Weg der Konsoli-
dierung wirklich bienenfleißig, aber auch kreativ ge-
ebnet und den ganzen Weg über begleitet hat. In
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diesem Sinn: Vielen Dank, Herr Kollege Stephan
Toscani!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Die Kunst besteht doch einfach darin, Kurs zu hal-
ten, wie ich es eben dargestellt habe, aber dennoch
zu investieren. Zu beweisen, Herr Kollege Lafon-
taine, dass sich Einsparungen und Investitionen kei-
nesfalls ausschließen, das ist uns gelungen. Mit Ih-
nen aus der Opposition wären wir ganz sicher nicht
so weit gekommen. Sie sind eben in den Zeiten vor
der Schuldenbremse stehengeblieben, das kann
man Ihnen ja nicht verdenken, Sie waren ja auch im
letzten Jahrtausend Ministerpräsident dieses Lan-
des. Aber eines ist klar: Mit Ihnen wäre diese Eini-
gung nicht möglich gewesen. Wenn Sie am Steuer
gesessen hätten, dann wäre uns das Steuer längst
aus der Hand geglitten.

(Zuruf der Abgeordneten Kugler (DIE LINKE).)

Gut, dass Sie es nicht in der Hand hatten, Herr Kol-
lege Lafontaine, das haben Sie eben mit Ihren Aus-
führungen noch mal eindrucksvoll, aber auch wirk-
lich deutlich bewiesen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Meine Damen und Herren, wir haben uns mit den
Haushalten, die wir seit 2013 in der Großen Koaliti-
on vorgelegt haben, eine wichtige Grundlage für die
Verhandlungen bei den Bund-Länder-Finanzbezie-
hungen erarbeitet. Wir haben unsere Verhandlungs-
position Jahr für Jahr, Haushalt um Haushalt ge-
stärkt und in Berlin, an diesem wichtigen Verhand-
lungstisch, haben wir uns tatsächlich über die Jahre
hinweg durch Verlässlichkeit, durch vorbildliches
Haushalten hier im Saarland ein Standing erarbeitet.
Das ist doch etwas, was Sie immer wieder eingefor-
dert haben. Sie haben doch gesagt: „Sie haben die-
ses Standing nicht.“ Da kann ich Ihnen nur sagen,
genau wegen dieses Standings, das das Saarland
hat, konnte doch in den Verhandlungen, angefangen
von der Abteilungsleiterebene - die Ministerpräsi-
dentin hat es dargestellt - über die Ministeriumspit-
zenebene bis hin zur Ministerpräsidentenkonferenz,
am Ende diese Einigung stattfinden. Es muss auch
noch mal betont werden, dass es gerade ein saar-
ländischer Vorschlag war, der letztendlich diese Ei-
nigung herbeigeführt hat. Sie fabulieren dann hier,
diese Einigung bedeute den Rückgang des Födera-
lismus in Deutschland. Herr Kollege Lafontaine, was
beweist denn besser, dass der Föderalismus funk-
tioniert, als dass das kleinste Flächenland einen
Vorschlag macht und alle großen Geber- und Neh-
merländer diesem Vorschlag zustimmen und sich
hinter ihm vereinen? Das ist gelebter Föderalismus,
Großes beginnt eben im Kleinen, meine Damen und
Herren!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Manchmal kommt auch Kleines aus einem kleinen
Land, denke ich, wenn ich mir die olle, kleingelutsch-
te Kamelle von der Einführung der Vermögenssteuer
anschaue, die Sie da eben wieder ausgepackt ha-
ben. Ich weiß, Sie sprechen gerne von der Millio-
närssteuer, Sie sprechen gerne von der Reichen-
steuer. Ich kann Ihnen aber nur sagen, Sie müssen
dann auch erwähnen, wen Sie im Saarland besteu-
ern wollen, wer so viel hat, dass Sie ihm noch mehr
wegnehmen wollen, das müssen Sie dann sagen.
Das sind Sie bislang schuldig geblieben. Sie müs-
sen mal sagen, ob Sie den Facharbeiter bei Eber-
spächer, ob

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Ach du großer Gott! -
Sprechen.)

Sie den Handwerksmeister mit vier Gesellen, die
Hausbesitzer oder wen auch immer mit Ihrer Vermö-
genssteuer besteuern wollen. Ich kann Ihnen nur sa-
gen, Sie bedienen da einen alten Leierkasten. Stel-
len Sie ihn ab, spielen Sie mal eine neue Melodie
auf, sonst bleibt es beim Solo. Das ist vielleicht auch
besser für dieses Land.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wirklich entscheidend für die Zukunft dieses Landes
sind eben nicht - Gott sei Dank - diese kleingelutsch-
ten ollen Kamellen, wirklich entscheidend für die Zu-
kunft dieses Landes ist diese Einigung, die wir heute
diskutieren, die Einigung vom 14. Oktober, und es
ist auch weiterhin die Einhaltung der Schuldenbrem-
se. Da haben wir einen grundsätzlichen Dissens und
das ist ja auch etwas wert, wenn man das hier her-
ausarbeiten kann. Wenn Sie dann, und da ist die ge-
samte Opposition - ich begrüße auch noch einmal
den Kollegen Hubert Ulrich hier im Haus - dafür zu-
ständig - -

(Abg. Ulrich (B 90/GRÜNE): Was soll diese blöde
Bemerkung?)

Ja, Sie waren die ganze Zeit nicht da, Herr Kollege.

(Lautes Sprechen. - Unruhe.)

Ja. Ich werde bei Ihrer Rede dableiben. Das ist eben
der qualitative Unterschied, Herr Kollege Ulrich.

(Anhaltendes lautes Sprechen.)

Präsident Meiser:
Ich darf kurz unterbrechen. Erstens: Das Wort hat
der Fraktionsvorsitzende der CDU, Tobias Hans.
Zweitens: Wenn schon Zwischenrufe, dann bitte par-
lamentarisch. - Sie haben das Wort.

Abg. Hans (CDU):
Vielen Dank, Herr Präsident! Jedenfalls, um noch
einmal zur Sache zurückzukommen, finde ich diese
Nebelkerzen, von denen wir immer wieder erfahren,
wenn wir die Zeitung aufschlagen, gerade von Ih-
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nen, Herr Kollege Ulrich, besonders enttäuschend.
Immerhin haben Sie auch einmal in einer Regie-
rungskoalition hier mitgewirkt. Auch da haben wir
uns schon auf einem Konsolidierungskurs befunden
und deshalb ist es einfach doppelt enttäuschend,
wenn dann dieser Unsinn von Ihnen kommt, wie wir
ihn immer wieder in der Zeitung lesen müssen,

(Beifall von den Regierungsfraktionen - Abg. Ul-
rich (B 90/GRÜNE): Dann nennen Sie auch Ross
und Reiter!)

von den Horrorszenarien, die Sie immer wieder ent-
werfen. Und diese Lösung, die für unser Land wich-
tig ist, die reden Sie immer wieder klein.

Zu diesen Horrorszenarien haben wir eben wieder -
Sie werden ja Ihre Ausführungen noch machen - et-
was beim Kollegen Lafontaine gehört. Er hat das
Thema Bundesfernstraßengesellschaft ja nur ange-
rissen, aber ich sage es hier nochmals ganz deut-
lich: Eine Privatisierung der Autobahnen steht nicht
zur Debatte. Wir werden den Menschen, die derzeit
im Landesamt für Straßenwesen arbeiten, garantie-
ren können, dass sie ihren Job behalten. Ich finde,
es ist doch wirklich nachvollziehbar, dass der Bund,
wenn er 9,5 Milliarden Euro in die Hand nimmt, auch
sagt, dass er dafür mitgestalten und Aufgaben über-
nehmen möchte. Ich kann Ihnen nur sagen, in einem
Land wie dem Saarland - wenn Sie jetzt hier als
Bayer stehen würden, würde ich das etwas anders
beurteilen - kann das nicht so schlecht sein, wenn
an einer Stelle koordiniert wird, wo es für uns doch
in den meisten Fällen eher schwierig ist. Do ut des,
dieser Verhandlungsgrundsatz ist meines Erachtens
auch nicht immer der schlechteste.

Wir könnten hier darüber diskutieren, Herr Kollege
Lafontaine, wenn das Ergebnis gewesen wäre: 300
Millionen Euro ab 2020. Nur, ich muss doch noch
einmal feststellen: Wir sind vor über einem Jahr in
die Verhandlungen reingegangen. Immer wenn uns
jemand gefragt hat, wie viel Euro wir brauchen, ha-
ben wir gesagt, 500 Millionen Euro, das ist die Grö-
ßenordnung, über die wir reden. Wenn jetzt, wie am
14. Oktober, nicht 90 Prozent dieser Summe raus-
kommen, sondern 100 Prozent, dann kann man
auch sagen, dass man dem Bund gegenüber ein
paar Zugeständnisse machen kann. Ich meine, dass
wir diese Zugeständnisse in den anstehenden Ver-
handlungen so werden ausgestalten können, dass
sie am Ende auch zum Wohle unseres Landes sind.
Sie können sich hier, liebe Saarländerinnen und
Saarländer, auf die Landesregierung, auf die sie tra-
genden Fraktionen verlassen, wir werden unser
Möglichstes dazu tun.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Während wir auf wirkliche Impulse seitens der Op-
positionsfraktionen warten mussten, haben wir Im-
pulse gegeben.

(Abg. Ulrich (B 90/GRÜNE): Sie sollten mehr Zei-
tung lesen!)

Finanzminister und Ministerpräsidentin sind tatsäch-
lich mit einem eigenen Konzept - dieses Konzept
wurde ja von Ihnen immer eingefordert - nach Berlin
gereist und haben dort dieses Konzept beworben
und für eine Einigung gekämpft. Die Verhandlungen
waren wirklich langwierig, sie waren wirklich schwie-
rig. Das sieht man auch daran, dass noch am Mor-
gen, nachdem in der Nacht die Einigung erfolgt war,
in der Saarbrücker Zeitung deutlich zu lesen war,
dass ein Verhandlungserfolg in weiter Ferne sei, es
gestalte sich schwierig. Einen besseren Beweis
kann man dafür nicht geben. Wenn an einem Ver-
handlungstisch Leute mit völlig unterschiedlichen In-
teressenslagen sitzen, wenn Sie da große Geberlän-
der haben, die eigentlich nur das eine Ziel haben,
entlastet zu werden, wenn Sie auf der anderen Seite
ostdeutsche Bundesländer haben, die vom Grund-
satz her gut gefahren sind mit der bisherigen Lö-
sung, wenn Sie dann wiederum Länder haben, die
im Grunde die Konsolidierungsbemühungen so halb
aufgegeben haben, dann ist klar, wie schwierig sol-
che Verhandlungen sind. Aber es ist gelungen, alle
Verhandlungspartner hinter diesen saarländischen
Vorschlag zu bringen. Es konnte eine Einigung er-
zielt werden, die alle Länder am Ende tatsächlich
mitgetragen haben. Es ist das passiert, was die Mi-
nisterpräsidentin eben als 17-zu-0-Lösung darge-
stellt hat, nämlich dass der Bund diese Lösung zu-
gestanden hat.

Dieses Ergebnis ist aus meiner Sicht nicht nur ein
saarländischer Erfolg, sondern es ist ein Erfolg für
den Föderalismus, von dem unsere Bundesrepublik
lebt. Es ist aber auch, und das will ich hier in aller
Deutlichkeit als Fraktionsvorsitzender der CDU-
Fraktion sagen, ein Erfolg unserer Ministerpräsiden-
tin, es ist ein Erfolg, der dem Verhandlungsgeschick
von Annegret Kramp-Karrenbauer zu verdanken ist,
und das muss hier in aller Deutlichkeit auch gesagt
werden.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Herr Kollege Lafontaine, ohne Ihre Leistungen für
dieses Land in der Geschichte schmälern zu wollen,
so ist in der Tat noch nie ein saarländisches Landes-
oberhaupt mit einem vergleichbaren Ergebnis aus
Berlin oder Bonn oder von wo auch immer nach
Hause gekommen.

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Naja, die Teilent-
schuldung war auch nicht schlecht!)

Um das zu erreichen, hat es Mut, Entschlossenheit
und Überzeugungskraft gebraucht und diplomati-
sches Geschick erfordert. Annegret Kramp-Karren-
bauer hat eine saarländische und eine bundesweite
Debatte angestoßen. Sie hat gesagt: Wenn wir über
Föderalismus reden, wenn wir darüber reden, ob
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Bundesländer wie das Saarland eine Zukunft haben,
dann muss man darüber reden, ob 16 Bundesländer
eine Zukunft haben oder ob es am Ende vielleicht
nur die Hälfte ist. Wer 16 Bundesländer will, der
muss auch eine Lösung herbeiführen, die für 16
Bundesländer ausreicht. - Das war wieder mal mutig
und das war, was ich unter souverän verstehe. Sie
hat immer zielführend das Gespräch mit allen Betei-
ligten gesucht, sie hat Argumente, Zahlen und Ideen
geliefert.

Letztendlich ist es im Dezember 2015 gelungen -
Sie hat es selbst dargestellt -, sich mit den anderen
Bundesländern auf genau diesen saarländischen
Weg zu einigen. Dass dies ein Erfolg war, zeigen
schon die Dankesschreiben wie vom bremischen
Senatspräsidenten, vom Vorsitzenden der Minister-
präsidentenkonferenz und so weiter und so fort. Das
war der erste wichtige Etappensieg auf dem Weg
zur finalen Lösung, die wir am 14. Oktober gemein-
sam erreicht haben mit einem Konzept, das auf der
Basis eines Konzeptes der saarländischen Landes-
regierung unter der Führung von Annegret Kramp-
Karrenbauer verhandelt wurde. Das, meine Damen
und Herren, ist ein Erfolg, nicht nur für die Landesre-
gierung, sondern für das gesamte Haus!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Herr Kollege Lafontaine, ich kann es Ihnen ebenfalls
nicht ersparen, Folgendes zu erwähnen. Sie haben
bei den Haushaltsberatungen 2014 in Bezug auf die
Altlastenanerkennung des Saarlandes und die damit
einhergehenden solidarischen Hilfen der anderen
Bundesländer von diesem Rednerpult aus sinnge-
mäß gesagt - ich könnte es auch zitieren, das erspa-
re ich uns aber jetzt -, dass Sie nicht daran glauben,
dass es gelingt, die Bündnispartner auf unsere Seite
zu bringen. Sie haben zugleich angekündigt, Sie wä-
ren anderenfalls der Erste, der an diesem Pult Dan-
ke sagt und der sagt, es ist eine tolle Leistung, die
erreicht worden ist.

(Zuruf der Abgeordneten Spaniol (DIE LINKE).)

Kollege Lafontaine, Sie haben eben an diesem Pult
gestanden. Ich muss sagen, wenn das dieses Dan-
keschön war, dann bin ich tatsächlich froh, dass es
gelungen ist, 500 Millionen ins Land zu holen und
nicht vielleicht nur 350 Million, denn dann hätte ich
mich vor Ihrem Dankeschön etwas gefürchtet. Aber
Sie haben in der Tat heute auch gesagt, dass es an-
erkannt werden muss. Das ehrt Sie. Von daher wol-
len wir das einfach einmal als Einlösung dieses Ver-
sprechens verstehen.

(Zuruf von der LINKEN.)

Meine Damen und Herren, wir haben mit den ver-
gangenen Haushalten einige Akzente gesetzt. Wenn
Sie eben gesagt haben, diese Landesregierung ha-
be keine Investitionen getätigt und keine Akzente

gesetzt, dann kann ich Ihnen nur sagen, wir haben
es auf der einen Seite geschafft, das strukturelle De-
fizit um mehr als die Hälfte zurückzufahren. Bis 2017
werden wir die Nettokreditaufnahme auf rund 168
Millionen Euro zurückgeführt und damit halbiert ha-
ben. Wir haben es zugleich geschafft, und das muss
man hier auch noch einmal erwähnen, im Bereich
der inneren Sicherheit zu investieren, die Minister-
präsidentin hat es dargestellt. Wir investieren große
Summen und tätigen Investitionen in den Schulen,
den Hochschulen, bei der Mittelstandsförderung, im
Infrastrukturbereich.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, genau das ist die
Zukunftsgestaltung, über die wir reden müssen. Die
Tatsache, dass wir jetzt 500 Millionen zur Verfügung
haben, wird es möglich machen, diese Investitionen
weiterzuführen. Wenn wir diese Lösung nicht er-
reicht hätten, könnten wir diese Investitionen ab dem
Jahr 2020 nicht weiterführen. Allein deshalb ist diese
Lösung ein großer Erfolg für alle Saarländerinnen
und Saarländer.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Dass diese Lösung unkonditioniert ist, dass diese
Lösung strukturell wirkt und dass es nicht reine Kon-
solidierungshilfen sind, sondern dass diese 500 Mil-
lionen tatsächlich auch unbefristet ins Saarland flie-
ßen, sind Beweis dafür, dass diese Einigung eben
eine völlig andere Wertigkeit hat als frühere Zuge-
ständnisse, die der Bund dem Saarland gemacht
hat.

Die Kollegin Spaniol hat in der Debatte zum Haus-
halt 2015 nicht ganz ohne Stolz aus der Geschichte
vom einzigen saarländischen Ministerpräsidenten
erzählt, dem es gelungen wäre, Schulden abzubau-
en. Dazu kann ich nur sagen: Es ist in der Tat Ge-
schichte, aber vielleicht nicht unbedingt etwas für die
Geschichtsbücher. Denn Fakt ist, dass die Lösun-
gen zur Teilentschuldung, die damals erzielt worden
sind, zwar tatsächlich eine gute Sache waren und
von uns auch begrüßt wurden, Fakt ist aber auch,
dass am Ende dieser Teilentschuldung das Saar-
land immer noch stärker verschuldet war als zuvor.
Es soll also nicht geschmälert werden, aber man
muss einfach feststellen: Dass die Lösung, die wir
jetzt erreicht haben, unbefristet ist, ist der eigentliche
Wert an dieser Sache. Das muss herausgestellt wer-
den.

(Zurufe von der LINKEN.)

Herr Kollege Lafontaine, ich muss noch einmal dar-
auf zurückkommen. Natürlich haben Sie damals
nach den Teilentschuldungen auch über Einmalleis-
tungen an die Kommunen das ein oder andere ge-
tan. Sie haben das Staatstheater und Ähnliches er-
wähnt. Das soll überhaupt nicht geschmälert wer-
den. Fakt ist aber auch, dass einige Bürgermeister
aus dem Saarland, darunter der damalige Bürger-
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meister der Gemeinde Quierschied, der hinter mir
als Präsident des Landtages sitzt, darunter der St.
Wendeler Bürgermeister, einen Antrag an Sie ge-
stellt haben, die Kommunen an der Teilentschuldung
zu beteiligen. Herr Kollege Lafontaine, das meinte
Kollege Theis eben: Sie haben darauf geantwortet,
es sei aus rechtlichen Gründen nicht möglich, die
Kommunen zu beteiligen. Das unterscheidet Sie
qualitativ von der Ministerpräsidentin des Saarlan-
des, die gesagt hat: Wir wollen, wir müssen die
Kommunen an den Erfolgen beteiligen, die wir in
Berlin erreicht haben. - Herr Kollege Lafontaine, das
ist der Unterschied. Das muss dargestellt werden!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Meine Damen und Herren, ich habe eben bereits
dem öffentlichen Dienst im Saarland gedankt. Ich
will es aber vertiefen. Schauen wir uns an, was ins-
besondere den saarländischen Beamtinnen und Be-
amten zugemutet wurde. Wir haben ihnen Nullrun-
den zugemutet in Zeiten allgemeiner Lohnsteige-
rung. Man muss sagen, dass tatsächlich viele
schmerzliche Einschnitte gemacht wurden. Man
muss auch sagen, dass man Verständnis dafür ha-
ben kann, wenn hier und da mal gesagt worden ist,
dass das eine oder andere auf dem Rücken der Be-
amten saniert und ausgetragen worden ist. Ich sage
aber hier: Ohne die Stärke unseres öffentlichen
Dienstes, ohne die Stärke unserer Beamtinnen und
Beamten wäre dieser Erfolg nicht möglich gewesen.
Das will ich dem öffentlichen Dienst in aller Deutlich-
keit noch einmal sagen. Dieses Signal soll bitte ge-
hört werden.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Meine Damen und Herren, ich will gegen Ende mei-
ner Ausführungen nochmals einen Dank ausspre-
chen an alle Verbündeten, die wir bei diesen Ver-
handlungen hatten. Ich will einen Dank aussprechen
an die Vertreter des Bundes, allen voran - das sei
mir als CDU-Fraktionsvorsitzendem gestattet - an
den Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Volker Kauder, der die Verhandlungen ganz intensiv
mit begleitet hat. Immer wenn ich ihm face to face,
wie man neudeutsch sagt, gegenübergestanden ha-
be, hat er nicht einfach nur „Hallo“, „guten Morgen“
oder „Tach“ gesagt, sondern er hat immer die 500
Millionen erwähnt. Das verdanken wir auch dem Ein-
satz meines Amtsvorgängers Klaus Meiser. Das ha-
ben alle Ebenen auch beim Koalitionspartner genau-
so gehandhabt. Jeder wusste, wenn er in Berlin auf
uns trifft, dann werden die 500 Millionen genannt.
Umso mehr ist es heute ein Erfolg, dass genau die-
se 500 Millionen ins Saarland fließen werden. Ich
glaube, das ist auch ein Erfolg der guten Kooperati-
on zwischen den Regierungsfraktionen hier im Par-
lament und den Fraktionen im Deutschen Bundes-
tag.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Meine Damen und Herren, wir haben im Saarland
den Beweis angetreten, dass es sich gelohnt hat,
die Konsolidierungsanstrengungen voranzutreiben,
dass es sich gelohnt hat, einen harten Kurs zu fah-
ren, dass es funktioniert hat, dennoch zu investie-
ren. Das wird uns nach dieser Einigung die Möglich-
keit geben, noch selbstbewusster und stärker aufzu-
treten. Die 500 Millionen, die wir jetzt erhalten - das
will ich ganz deutlich sagen -, sind auch kein Almo-
sen. Diese 500 Millionen sind ein Ausgleich für Be-
lastungen, die uns unverschuldet entstehen. Es ist
ein Ausgleich für Dinge, die bei uns angefallen sind,
die so in anderen Bundesländern nicht vorhanden
sind. Deshalb ruft dieses Ergebnis mehr hervor als
pure Freude über eine Einigung, denn das ist es
nicht, weshalb wir heute hier stehen. Es ist vielmehr
die Gewissheit, dass wir und diese Landesregierung
diese Einigung erst auf den Weg gebracht haben,
dass wir sie erst in trockene Tücher gebracht haben
und dies letztendlich zum Wohle aller Bundesländer
und des föderalen Gefüges.

Den Erfolg als solchen auch zu bezeichnen, diesen
Erfolg auch zu feiern, das sollten wir uns als Land
und als saarländischer Landtag nicht nehmen las-
sen. Ich lade deshalb auch Sie als Opposition ein,
ich lade alle Oppositionsfraktionen ein, das Saarland
und seine Zukunft auch an dieser Stelle einmal zu
feiern. Sie können sich aber auch - Herr Kollege Ul-
rich, Sie haben es noch in der Hand - wie bisher von
jeglicher Zukunftsgestaltung ausschließen. Wir wer-
den sehen, welchen Weg Sie wählen.

(Zuruf des Abgeordneten Ulrich (B 90/GRÜNE).)

Wir haben den Weg der Zukunftsgestaltung gewählt.
Wir haben Zukunft geschaffen für dieses Land. Das
ist der Erfolg dieser Landesregierung. - Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall von den Regierungsfraktio-
nen.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN der Abgeordnete Klaus Kessler.

Abg. Kessler (B 90/GRÜNE):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir reden
heute über die Neuordnung der Finanzbeziehungen
zwischen dem Bund und den Ländern, so beschlos-
sen am 14. Oktober in Berlin, wonach der alte Län-
derfinanzausgleich abgeschafft und in ein neues
System überführt wird, in dem - das muss man auch
sehen - der Bund die Hauptlast trägt mit 9,6 Milliar-
den und alle Länder Profiteure sind und einen Zuge-
winn haben. Ich räume ein: Wohl nur unter dieser
Voraussetzung war eine Einigung möglich. Dann
muss man natürlich noch den Wermutstropfen se-
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hen, dass auch sehr wohlhabende Länder - da nen-
ne ich Baden-Württemberg, aber auch Bayern - ins-
gesamt an diesem Kompromiss mit 2,9 Milliarden
partizipieren. So viel geht in diese Länder.

Die grundlegende Neuordnung dieser Finanzbezie-
hungen, die ab dem Jahr 2020 gelten soll, kann man
vielleicht sogar als historisch bezeichnen, wenn man
sie im Hinblick darauf bewertet, dass es nicht alle
Tage eine Neuordnung der Finanzbeziehungen zwi-
schen Bund und Ländern gibt. Mit Blick auf das
Saarland warne ich allerdings davor, den erzielten
Kompromiss zu überhöhen. Einige neigen ja dazu,
ihn regelrecht zu glorifizieren und mit dem Attribut
„historisch“ zu versehen, in der Presse ist es ja teil-
weise auch so geschehen. Das wird meines Erach-
tens der Sache nicht gerecht, da aus unserer Sicht
durch dieses Ergebnis weder die Eigenständigkeit
des Landes gesichert ist noch ein Beitrag zu einer
nachhaltigen Lösung der Finanzprobleme dieses
Landes gegeben ist. Das leistet dieses Ergebnis
nicht.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Das Saarland selbst bekommt jetzt - ich möchte das
Ergebnis noch einmal etwas genauer beleuchten -
400 Millionen Euro Sanierungshilfen jährlich, dazu
noch 100 Millionen aus einer Veränderung des Aus-
gleichssystems, auch durch eine andere Berech-
nung der Umsatzsteuerverteilung. Das macht zu-
sammen also 500 Millionen. Vergleiche ich aber ein-
mal die reinen Sanierungshilfen, die 400 Millionen,
die wir bekommen, mit den bisherigen Konsolidie-
rungshilfen von 260 Millionen, dann ist das nach
Adam Riese eine Verbesserung im Finanzkompro-
miss um immerhin 140 Millionen, nicht mehr und
nicht weniger.

(Zuruf des Abgeordneten Schmitt (CDU).)

Ich lasse mir auch nicht den Vorwurf anlasten - die
Ministerpräsidentin hat das Wort erwähnt -, dass wir
das Ergebnis kleinreden wollen. Das mache ich
nicht.

(Weitere Zurufe aus der CDU.)

Das Saarland bekommt mehr Geld als bisher. Das
räumen wir ein. Ich sage auch: Das ist ein Fort-
schritt, das ist eine Verbesserung. Das möchte ich
noch einmal klarstellen. Ich danke auch all denjeni-
gen, die diesen Kompromiss erreicht haben, Frau
Ministerpräsidentin Annegret Kramp-Karrenbauer,
Herrn Finanzminister Stefan Toscani und ebenso
den kompetenten Mitarbeitern im Finanzministerium,
führend Herrn Braun und Herrn Förster. Das ist doch
überhaupt keine Frage. Das heißt aber nicht, dass
wir an dieser Stelle auf eine Kritik verzichten kön-
nen.

(Abgeordneter Pauluhn (SPD) tritt ans Saalmikro-
fon.)

Das Saarland ist nämlich weit davon entfernt, dieses
Ergebnis als die Rettung der Eigenständigkeit be-
trachten zu können. Es ist auch ein Mythos, dass die
Große Koalition hier angetreten ist und gesagt hat,
nur mit uns als Großer Koalition kann ein solches
Ergebnis erreicht werden.

Präsident Meiser:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage des - -

Abg. Kessler (B 90/GRÜNE):
Ich wollte jetzt die Zwischenfrage zulassen, ich woll-
te nur den Satz zu Ende führen, Kollege Pauluhn.

(Abgeordneter Pauluhn nimmt wieder Platz.)

Präsident Meiser:
Es hat sich erledigt, danke.

Abg. Kessler (B 90/GRÜNE):
Es ist ein Mythos, dass wir das nur mithilfe einer
Großen Koalition erreicht haben. Sie haben immer
dargelegt, was Sie alles erreicht haben. Ich möchte
einmal anführen, was Sie nicht geschafft haben. Sie
haben es nicht geschafft, die Altschuldenfrage zu lö-
sen. Das sind zurzeit rund 14 Milliarden Euro. Es
kommen noch 3,8 Milliarden kommunale Schulden
dazu. Das macht zusammen mehr als 17 Milliarden.
Was Sie eigentlich wollten - das steht auch im Koali-
tionsvertrag und entsprechend sind Sie bei den Ver-
handlungen angetreten -, war, einen Altschuldentil-
gungsfonds zu erreichen, und das haben Sie nicht
geschafft. Leider, sage ich dazu. Man muss aber zur
Kenntnis nehmen, dass Sie zumindest in dieser Hin-
sicht Ihrem eigenen Anspruch gar nicht so gerecht
werden konnten.

Wenn die Landesregierung jetzt noch ankündigt,
dass ab 2020 155 Millionen Euro von den zu erwar-
tenden 500 Millionen Euro jährlich in die Schuldentil-
gung gehen, dann müssen wir uns doch darüber im
Klaren sein - ich mache einmal ein Rechenexempel
auf -, dass wir damit nicht die 14 Milliarden Altschul-
den tilgen können. Die können nicht im Entfernte-
sten abgetragen werden, es sei denn, Sie berech-
nen eine solche Tilgung auf einen Zeitraum von 80
bis 100 Jahren. Ich gehe aber nicht davon aus, dass
Sie dann noch als Große Koalition in diesem Land
regieren werden.

(Abg. Schmitt (CDU): Weiß man nicht. - Weitere
Zurufe von den Regierungsfraktionen.)

Noch einmal: Zur dauerhaften Sanierung unserer Fi-
nanzen brauchen wir einen Altschuldentilgungs-
fonds, daran führt kein Weg vorbei, und das haben
Sie in Berlin nicht erreicht.

Ich möchte aber noch einen Aspekt in der Gesamt-
problematik der Finanzen ansprechen, der heute in
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diesem Hohen Hause noch gar nicht erwähnt wor-
den ist: die Versorgungsausgaben dieses Landes.
Die Versorgungsausgaben, liebe Kolleginnen und
Kollegen, werden exorbitant steigen; der Finanz-
kompromiss, der erzielt worden ist, trägt nicht zur
Lösung dieses Problems bei. Der Beleg dafür ist
nachzulesen im Sonderbericht des Rechnungshofs
aus dem Jahre 2012. Dort steht, dass die Versor-
gungsausgaben - es gibt Modellberechnungen; das
lässt sich gut kalkulieren, das unterliegt nicht den
Konjunkturschwankungen - bis zum Jahr 2050 auf
sage und schreibe 960 Millionen jährlich steigen
werden. Dabei muss man wissen, dass Sie ab dem
Haushaltsjahr 2017 beginnen wollen, die Versor-
gungsrücklage aufzubrauchen, mit 35 bis 40 Millio-
nen jährlich. Bis zum Ende 2020 wird die Versor-
gungsrücklage komplett verfrühstückt sein. Wie lö-
sen Sie das Problem der Versorgungsausgaben?
Darauf gibt auch dieser Finanzkompromiss keine
Antwort.

(Abg. Schmitt (CDU): Das stimmt einfach nicht.
Das ist nicht wahr!)

Aber liebe Kolleginnen und Kollegen, das Hauptrisi-
ko - darauf hat Oskar Lafontaine hingewiesen - ist
und bleibt die Gefahr von Zinssteigerungen und
Konjunkturschwankungen. Irgendwann, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, ist die Niedrigzinsphase vorbei
oder es kommt zu Konjunktureinbrüchen. Es gibt ja
jetzt schon ein Signal aus der Industrie- und Han-
delskammer des Saarlandes, gestern veröffentlicht,
dass mit einem Konjunkturrückgang von 2,3 Punk-
ten zu rechnen ist. Das unterliegt also alles Konjunk-
turschwankungen, insofern besteht ein großes Risi-
ko.

Ich möchte noch auf ein weiteres Problem hinwei-
sen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Bis 2019 - die
Ministerpräsidentin hat es gesagt - bleibt im Grunde
alles beim Alten. Das heißt, wir bekommen nur die
260 Millionen Euro Konsolidierungshilfe. Schaut
man einmal in die mittelfristige Finanzplanung des
Finanzministers, so ist dort zu lesen, dass ab dem
Jahre 2019 in diesem Land immer noch 90 Millionen
Euro eingespart werden müssen.

Es bleibt mir ein großes Rätsel, wie dies unter den
derzeitigen Bedingungen geschehen soll. Da bin ich
gespannt.

(Zuruf des Abgeordneten Pauluhn (SPD).)

Die Frau Ministerpräsidentin hat ja angekündigt,
dass in dieser Hinsicht auf dem sehr steinigen Pfad
der Konsolidierung bis 2019 noch Gespräche mit
dem Bundesfinanzminister und dem Stabilitätsrat
geführt werden müssen. Das ist auch dringend not-
wendig, denn es ist mir ein Rätsel, wie andernfalls
dieses Konsolidierungsziel erreicht werden soll.

Sieht man das, liebe Kolleginnen und Kollegen, im
Zusammenhang, so muss man zu folgendem Ergeb-
nis kommen: Die Altschuldenproblematik bleibt un-
gelöst. Die Finanzierung der davongaloppierenden
Versorgungskosten ist nicht gesichert. Zins- und
Konjunkturschwankungen können den Wert der er-
reichten Beihilfen mindern. Das sklavische Festhal-
ten an der Schuldenbremse verhindert rentierliche
Investitionen in Zukunftsbereiche des Landes. Und
dass wir bisher die Defizitobergrenze nicht erreicht
haben, dass wir bisher die Schuldenbremse einhal-
ten konnten, das ist meines Erachtens auch nicht
das Verdienst der Großen Koalition oder der Politik
der Landesregierung. Das ist im Wesentlichen der
nach wie vor doch erstaunlich guten Konjunkturlage
und ganz wesentlich auch dem historisch niedrigen
Zinsniveau geschuldet, nicht aber Ihren politischen
Leistungen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Insofern sage ich noch einmal: Die Landesregierung
und die Große Koalition haben das riesengroße Pro-
blem der Landesfinanzen im Grunde nicht gelöst.
Sie präsentieren als Große Koalition eigentlich eine
kleine Lösung, dafür wäre aber keine Große Koaliti-
on notwendig.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Ein Fortschritt ist das Ganze natürlich schon. Dass
diese Neuregelung der Finanzbeziehungen, von der
natürlich auch das Saarland enorm profitiert, über-
haupt auf Bundesebene zustande gekommen ist,
das ist eine Leistung. Das ist aber nicht das Ver-
dienst von Großen Koalitionen, von denen es in der
gesamten Republik vier Stück gibt. Nein, diese Leis-
tung, dass die Bundesländer sich hier zusammenge-
schlossen haben und einem Finanzkompromiss zu-
stimmen, der dankenswerterweise im Saarland ent-
wickelt worden ist, ist meines Erachtens das Ver-
dienst aller Bundesländer, unabhängig von der Aus-
gestaltung der Koalitionen der Regierungen, die sich
hier zusammengerauft haben. Unterm Strich haben
die Länderregierungen auch etwas gegen den Bund
erreicht, denn der hat ja bis zum Schluss noch auf
der Bremse gestanden. Und dazu stelle ich in aller
Deutlichkeit fest - und bin insoweit auch beim Kolle-
gen Hans -, dass sich an dieser Stelle das föderale
System durchaus bewährt hat.

(Beifall bei B 90/GRÜNE.)

Und damit Sie nicht sagen, der Kessler kritisiert ja
nur, will ich noch zwei Sachverhalte ansprechen, die
aus unserer Sicht - das sehen wir etwas anders als
die LINKE - durchaus positiv zu bewerten sind. Es
geht dabei um die Gründung einer Verkehrsinfra-
strukturgesellschaft beim Bund mit der Aufgabe der
Planung und des Baus von Autobahnen. Das begrü-
ßen wir. Es war schon immer unsere Forderung, den
Bund hierbei stärker in die Verantwortung zu neh-
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men, weil wir im Saarland ja auch nicht in der Lage
waren, die Bundesmittel zum Beispiel für den Erhalt
der Verkehrsinfrastruktur in vollem Umfang abzuru-
fen. Eine Anfrage der GRÜNEN im Bundestag hat
ergeben, dass seit 2012 26 Millionen Euro nicht ab-
gerufen worden sind. Die sind uns schlicht und er-
greifend durch die Lappen gegangen.

(Zurufe: Falsch!)

Das ist nachzulesen in der Antwort auf die Anfrage.

(Weitere Zurufe.)

Deshalb ist die Gründung einer Verkehrsinfrastruk-
turgesellschaft aus unserer Sicht zunächst einmal
ein richtiger Weg. Ich möchte aber auch sagen: Eine
Privatisierung wollen wir GRÜNE nicht. Wir wollen
nicht, dass irgendwelche Hintergedanken von Minis-
ter Dobrindt durchgehen, in denen die Möglichkeit
einer Privatisierung nach wie vor existiert. Nein, es
muss bei der rechtlichen Ausgestaltung sehr genau
darauf geachtet werden, dass die Bundesautobah-
nen und Bundesstraßen Eigentum des Bundes blei-
ben.

(Beifall bei B 90/GRÜNE).

Außerdem wollen wir wie auch andere sicherstellen,
dass daraus keine Nachteile für das Personal er-
wachsen. Im Tarifbereich könnten ja sogar Vorteile
resultieren, aber es geht dabei auch um Umsetzun-
gen und Versetzungen. Wir wollen erreichen, dass
dem Personal keine Nachteile entstehen. Ich begrü-
ße daher alle Aussagen, die das so zusichern.

Der zweite Punkt, den wir positiv bewerten, ist die
Vereinbarung zur finanziellen Unterstützung im Be-
reich der kommunalen Bildungsinfrastruktur, insbe-
sondere für finanzschwache Kommunen. Dadurch
wird ja, Kollege Lafontaine, der Weg dafür freige-
macht, dass Investitionen in die Bildung durchaus
auch über Bundesmittel möglich sind. Wir waren im-
mer dafür, dass das Kooperationsverbot komplett
abgeschafft wird. Das geschieht nun zwar nicht, wir
haben es aber immerhin mit einer Lockerung zu tun.
Aus unserer Sicht ist das ein Fortschritt, ein Schritt
in die richtige Richtung.

(Beifall bei B 90/GRÜNE.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist ja verständ-
lich, dass heute in dieser Sondersitzung - das ist ja
auch die Absicht dieser Sitzung - gelobhudelt wird
und die Ministerpräsidentin sich über das erreichte
Finanzergebnis freut. Das darf aber nicht darüber
hinwegtäuschen, dass - und jetzt bin ich wieder bei
den LINKEN - das Land nach wie vor ein riesen-
großes Einnahmeproblem hat. So ist die Große Ko-
alition im Hinblick auf Steuergerechtigkeit, hinsicht-
lich der Frage einer echten Reform der Erbschaft-
steuer, bei der Besteuerung extrem hoher Einkom-
men - es geht hierbei nicht um kleine oder Fachar-

beitereinkommen, wie hier polemisch gesagt worden
ist - oder hinsichtlich der Einführung der Vermögen-
steuer offensichtlich in eine große Duldungsstarre
gefallen. Zu diesen Themen gibt es keine Signale,
obwohl ja im Koalitionsvertrag darüber so einiges
steht.

(Zurufe und Sprechen.)

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, sage ich
klipp und klar: Die Sanierung unseres Haushaltes
wird ohne eine Verbesserung der Einnahmeseite
durch eine andere Steuerpolitik im Bund nicht gelin-
gen. Signale in diesem Sinne, nämlich zur Sanie-
rung des Landeshaushaltes über eine andere Steu-
erpolitik, gibt es bislang aber nicht. Das bedauere
ich außerordentlich und kritisiere es ausdrücklich.
Daher werden wir dem Antrag der LINKEN an dieser
Stelle nachher auch zustimmen.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Stattdessen sparen Sie noch, was die Einnahmesei-
te angeht: Sie sparen in der Finanzverwaltung, bei-
spielsweise durch die Einsparung von Stellen in der
Betriebsprüfung. Es ist dazu gesagt worden, die
Kosten der Betriebsprüfer würden die Einnah-
memöglichkeiten bei den Steuern deutlich überstei-
gen. Das bezweifele ich im Einzelfall. Und wie wol-
len wir zudem dem kleinen Steuerzahler, dem Bür-
ger, der redlich seine Steuern zahlt, vermitteln, dass
die Großen in diesem Land beim Steuereinzug und
bei der Steuerprüfung eher großzügig behandelt
werden und die Kleinen, die regelmäßig und treu ih-
re Steuern zahlen, regelmäßig zur Steuerpflicht her-
angezogen werden? Es gibt hierbei auch die morali-
sche Verpflichtung zu zeigen, dass der Staat dafür
sorgt, dass Steuern eingezogen werden. Deshalb
bleiben wir dabei: Stellen Sie mehr Betriebsprüfer
ein! Sie leisten dadurch einen Beitrag zu mehr Steu-
ergerechtigkeit in diesem Land, aber auch zur Ver-
besserung der Einnahmeseite.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Es geht jetzt darum, meine sehr verehrten Damen
und Herren, die Zukunft des Landes finanziell gut zu
gestalten. Angesichts dessen erschreckt es mich
manchmal schon, wie inkompetent, wie dilettantisch,
aber auch wie verschwenderisch dieses Land zum
Teil mit Geld umgeht. Ich erwähne als Beispiel das
Missmanagement beim HTW-Hochhaus; hierbei hat
die Landesregierung durch Umbaumaßnahmen,
Kosten für Instandhaltung und auch durch die Finan-
zierung der Ersatzquartiere Zusatzkosten von mitt-
lerweile insgesamt 16 Millionen Euro verursacht. Zu-
mindest ein Teil dieser Kosten wäre durch ein pro-
fessionelles Management vermeidbar gewesen.
Aber auch die Kosten für den Vierten Pavillon sind
durch die Decke geschossen, ohne dass dies erfor-
derlich gewesen wäre: Bei diesem Projekt sind wir
mittlerweile bei 40 Millionen Euro angelangt. Hinzu
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kommt, dass bei den saarländischen Hochschulen,
zukunftsträchtigen Bereichen dieses Landes, die
völlig falsch angelegte Schuldenbremse greift und
im Ergebnis die Hochschulen des Saarlandes
schlicht und ergreifend zusammengespart werden.
Das geht nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ge-
rade unsere Hochschulen sind Aushängeschilder für
unser Land. Sie sollen junge Leute ins Land ziehen,
und diese jungen Leute sollten möglichst auch im
Land bleiben, um der demografischen Entwicklung
entgegenzuwirken. Die Landesregierung hat aber
diesen Hochschulen, insbesondere der Universität,
einen harten Sparkurs verordnet, der dazu geführt
hat, dass sich die Studienbedingungen verschlech-
tert haben. Und was die Entwicklung der Studieren-
denzahlen angeht - die Zahlen gehen jetzt zurück,
die Begründung ist geliefert worden -, da warten wir
einmal ab, ob sich das jetzt stabilisiert oder eher
nach unten verstetigt. Letzteres wäre für dieses
Land katastrophal.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Es geht in unserem Land aber nicht nur ums Geld,
wenn es um die Zukunft der Bürgerinnen und Bürger
geht. Es geht auch um Fragen der Gesundheit, der
Mobilität, aber auch um die Bewältigung großer In-
frastrukturprobleme. Auch hierauf hat die Landesre-
gierung und die sie tragende Große Koalition keine
Antwort. Ich nenne erneut das Beispiel Grubenwas-
ser. Wir GRÜNE sind in großer Sorge, dass, wenn
die Pumpen der RAG abgestellt werden, es zu Be-
lastungen des Trinkwassers kommt. Ich habe aber
den Eindruck, so wie die Landesregierung mit dem
Thema umgeht, dass sie eher die Interessen der
RAG stützen will, als die Gesundheit der Bürger zu
schützen.

(Beifall bei B 90/GRÜNE. - Oh-Rufe und Spre-
chen bei den Regierungsfraktionen. - Zurufe des
Abgeordneten Pauluhn (SPD) und der Ministerin
Rehlinger.)

Wo es auch nicht ums Geld geht, das ist der ÖPNV,
der im Land sehr stark vernachlässigt wird und un-
bedingt eine Reform braucht.

(Sprechen.)

Beim ÖPNV haben Sie einen Gesetzentwurf vorge-
legt, der nicht annähernd an das heranreicht, was an
Verbesserungen in anderen Bundesländern bisher
erreicht worden ist. Auch hier herrscht Stillstand in
diesem Land, liebe Kolleginnen und Kollegen, da
kann ich einem Lob an anderer Stelle nicht zustim-
men.

(Anhaltendes Sprechen.)

Ich fasse zusammen. Der Finanzkompromiss zwi-
schen Bund und Land ist keine nachhaltige Lösung
für die Zukunft und den Erhalt der Eigenständigkeit
dieses Landes. Die Altschuldenfrage ist nicht gelöst,

und die Finanzierung der steigenden Versorgungs-
ausgaben steht in den Sternen. Durch das Risiko
der Konjunkturschwankung und eines Anstieges der
Zinsen können finanzielle Beihilfen im Laufe der
Jahre an Wert verlieren. Eine Verbesserung der Ein-
nahmeseite wird durch keinerlei Aktivität der Lan-
desregierung und der Großen Koalition angestrebt.
Unter diesen Bedingungen, meine sehr geehrten
Damen und Herren, ist eine nachhaltige Sicherung
der Zukunftsfähigkeit dieses Landes einfach nicht
gesichert. - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die SPD-Landtagsfraktion Herr
Fraktionsvorsitzender Stefan Pauluhn.

Abg. Pauluhn (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kolle-
gen! Um es vorwegzunehmen, ich möchte mich in
der Bewertung der Einigung über die Neuordnung
der Bund-Länder-Finanzen ab dem Jahr 2020 beim
Bemühen um Superlative eher zurückhalten. Ich
würde dies nun auch eher vorsichtig als ein histori-
sches Ereigniss beurteilen, wie das medial genannt
wurde. Was diese Entscheidung aber ganz sicher
ist, ist ein Etappensieg, aber nicht nur ein Etappen-
sieg. Sie ist eine echte Zukunftsoption für die Eigen-
ständigkeit unseres Bundeslandes und damit eine
Option für eine politische Selbstbestimmung auf lan-
ge Zeit, nun auch festgeschrieben über die schwieri-
ge und oftmals schmerzliche Zeit der Haushaltskon-
solidierung hinaus. Der neue Bund-Länder-Finanz-
ausgleich gilt dann unbefristet, und das über das
Jahr 2020 hinaus. Ich finde, das ist eine große Leis-
tung, die mit vielen Akteuren erreicht wurde.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Es waren lange und zähe Verhandlungen, die die-
sem Kompromiss vorausgingen. Bereits 2012 be-
gannen die ersten Gespräche zu diesem Finanzaus-
gleich, und oft sah es so aus, als würde das Ganze
scheitern. Ich war in den letzten Tagen selbst nicht
dabei, aber sicherlich lag das Scheitern in den letz-
ten langen Nächten mehrfach auf dem Tisch. Am
Ende steht nun doch ein Erfolg. Ich finde, das sollten
dann alle in diesem Haus auch mit etwas Genugtu-
ung und ehrlich analysierend zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich will bei allem Widerspruch in den Einzelheiten
meinen Hut vor dem Kollegen Lafontaine ziehen, der
die Größe hatte, heute Morgen hier auch Danke zu
sagen.

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): So ist es!)
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Aber, was die GRÜNEN gerade abgeliefert haben,
war mal wieder ein Zeichen dafür, dass man über-
haupt nicht bereit ist, auch nur die geringsten Fakten
des Erreichten zur Kenntnis zu nehmen. Das war
nichts, Kollege Kessler, das war gar nichts!

(Beifall bei den Regierungsfraktionen. - Zuruf des
Abgeordneten Kessler (B 90/GRÜNE).)

Die Tatsache, dass das Saarland gerade seit 2012
auf Bundesebene immer ein verlässlicher Verhand-
lungspartner war und dabei auch immer ernst ge-
nommen wurde, hat sicher dazu beigetragen, dass
wir in den Verhandlungen gehört wurden und genau
dieses Ergebnis erreichbar wurde. Wir haben alle
Konsolidierungsvereinbarungen erfüllt. Wir haben
die schmerzlichen Sparvorgaben konsequent umge-
setzt. Wir haben beim Defizitabbau die Obergrenzen
stets eingehalten und in der Finanzplanung aufge-
zeigt, dass dieses Land wirklich gewillt ist, den Weg
bis 2020 auch zu gehen. Damit, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, haben SPD und CDU ihr
größtes, ihr wichtigstes Wahlversprechen aus dem
Jahr 2012 umgesetzt und eingehalten.

Wir sind angetreten, um diesem Land Zukunftsfähig-
keit zu geben. Ich denke, das ist eine Botschaft, die
man durchaus selbstbewusst und auch mit etwas
Freude aus dieser Koalition in den politischen Raum
und in das gesamte Saarland tragen darf. Das ist ein
Erfolg dieser Koalition.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Unser Bundesland hat eine sehr wechselvolle und
auch leidvolle Geschichte. Die Saarländerinnen und
Saarländer waren oft Spielball unterschiedlicher poli-
tischer Interessen. In den letzten Jahren, minde-
stens nach den Ergebnissen der Föderalismuskom-
missionen I und II, auch mit ihrer Tendenz zum
Wettbewerbsföderalismus, mit der beschlossenen
und grundsätzlich verankerten Schuldenbremse so-
wie mit der Aufkündigung der Fortdauer der solidari-
schen Finanzbeziehungen unter armen wie reichen
Bundesländern und dem Bund in ihrer jetzigen Form
durch Bayern und Baden-Württemberg stand der
Fortbestand der föderalen Struktur unserer Republik
in seiner jetzigen Fassung erneut auf dem Prüf-
stand, zumindest stand er andauernd zur Debatte.

Es ist gerade fünf Jahre her - im Herbst 2011, ich
kann mich nur zu gut daran erinnern -, da brauchte
man wahrlich einen breiten Rücken, selbst wenn
man die Oppositionsbänke drückte, um mit dem
Spott, der Häme und der Abwertung klarzukommen,
die damals über unser Land ausgeschüttet wurden,
sowie mit der Art und Weise, wie das Regierungs-
handeln bewertet wurde. Dass der damalige Ein-
druck, den FDP und GRÜNE hinterlassen haben,
heute gänzlich weggewischt ist, das ist sicher auch
ein Verdienst dieser Regierung aus CDU und SPD.

Eine Leistung, die in sich auch zum Gesamtbild bei-
trägt, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Sie war meines Erachtens eine entscheidende
Grundlage dafür, dass das Saarland nun nicht mehr
am Katzentisch saß, als es in den letzten Monaten
um seine finanzielle Zukunft ging, sondern die Ver-
handlungen mitgestaltet hat, mitgestalten konnte
und gerade den entscheidenden Impuls zum richti-
gen Zeitpunkt gesetzt hat. Ich will an dieser Stelle
ebenfalls Wolfgang Forster und Elmar Braun nen-
nen, ohne die dieses Ergebnis so sicher nicht zu-
stande gekommen wäre.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich will auch einen der beiden zitieren, gerade auch
im Bewusstsein, dass ihm zu viel Öffentlichkeit über-
haupt nicht gefällt, einen Mann, von dem der Saar-
ländische Rundfunk im „Aktuellen Bericht“ sagt: Die
Rettung des klammen Landes ist zu seiner wahren
Passion geworden.

(Lachen bei den Regierungsfraktionen)

In diesem Bericht des Saarländischen Rundfunks
sagt Wolfgang Förster selbst - ich zitiere -: Ich bin
1988 ins Saarland gekommen, um dabei mitzuhel-
fen, die Haushaltssanierung dieses Bundeslandes
zu bewältigen. Daran arbeite ich seit 28 Jahren.
Jetzt ist es so, dass man davon ausgehen kann,
dass ab dem Jahre 2020 genau dieses Ergebnis
auch erreicht sein wird, das heißt, die Haushaltssa-
nierung ist geschafft, und das ist ein tolles Gefühl,
dabei einen Beitrag geleistet zu haben.

(Anhaltender Beifall von den Regierungsfraktio-
nen und teilweise Beifall aus den Oppositions-
fraktionen.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wer Wolf-
gang Förster kennt, seine Zurückhaltung kennt, und
ihn am Abend des 17. Oktobers im „Aktuellen Be-
richt“ mit breitem Lächeln im Gesicht sehen konnte,
der weiß genau, wie ein solcher Satz von ihm einzu-
schätzen ist.

Wenn Wolfgang Förster lächelnd so etwas sagt,
dann muss das Ergebnis schon etwas mit neuer Zu-
kunft zu tun haben. Das ist aus dem Mund eines Fi-
nanzers - das sage ich mit vollem Respekt für dich
und deine Kollegen - nicht hoch genug zu bewerten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Für euer beider Arbeit, lieber Wolfgang Förster, lie-
ber Elmar Braun, für euren Stab von Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern auch von dieser Stelle von mir
und meiner Fraktion ein herzliches Dankeschön.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, werte Kol-
leginnen und Kollegen, sicherlich hatte dieses Haus
in seiner Aufgabe, die Zukunft unseres Landes poli-
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tisch zu gestalten, in all den sechs Jahrzehnten seit
seiner Konstituierung im Dezember 1947 immer wie-
der größte Herausforderungen zu meistern gehabt.

Dabei ging es auch um die Zukunft von Menschen,
die Zukunft der Saarländerinnen und Saarländer. Es
ging um Arbeitsplätze, um Lebensgrundlagen, und
es ging immer auch um eine Option, die Option, ei-
ner nächsten Generation den Weg in eine erstre-
benswerte Zukunft zu ermöglichen, den Weg, zu
Wohlstand und Fortschritt. Das war während der
großen Stahlkrisen in den Siebziger- und Achtziger-
jahren nicht anders als in den Tagen der Entschei-
dungen zum Ende des Bergbaus im Jahre 2008.

Immer hat dieser Landtag gemeinsam mit den ge-
wählten Regierungen dieses Landes versucht, aus
der jeweiligen Situation, den Herausforderungen der
Zeit, den bestmöglichen Weg in die Zukunft für die
Bürgerinnen und Bürger dieses Bundeslands zu be-
schreiten. Wir dürfen im Nachgang sagen, nicht im-
mer, aber oft ist dies für die allermeisten unserer
Mitbürgerinnen und Mitbürger auch gelungen.

Die größte Herausforderung der letzten Jahre be-
stand aber nicht in der Rettung einer Branche, eines
Industriezweiges, sondern sie bestand und sie
besteht weiter in der Erhaltung der politischen
Selbstbestimmung unserer Region, unseres Bun-
deslandes. Nicht als Selbstzweck, sondern einzig
und allein aus der Überzeugung, dass dieses Land
immer besser gefahren ist - und in Zukunft bestimmt
auch immer besser fahren wird -, wenn Entschei-
dungen, die uns Saarländerinnen und Saarländer
betreffen, im eigenen Interesse und in Selbstverant-
wortung getroffen werden können.

Die Botschaft der Einigung über die neuen Bund-
Länder-Finanzbeziehungen ist einerseits sicher das
erhoffte Licht am Ende des Tunnels nach dem stei-
nigen Weg der zurückliegenden Jahre. Mit den ab
2020 zur Verfügung stehenden Finanzmitteln hat
dieses Bundesland wieder einen eigenen finanzpoli-
tischen Gestaltungsspielraum. Und ganz nebenbei,
aber mindestens genauso wichtig, hat die bündische
Gemeinschaft mit dieser Neuordnung der Finanzbe-
ziehungen auch die föderale Antwort auf die in der
Vergangenheit viel gestellte Frage nach der Zu-
kunftsfähigkeit einzelner Bundesländer gegeben.

Heute stellt niemand mehr den Fortbestand einzel-
ner Bundesländer infrage. Die Option, nach der
Neuordnung aus 16 maximal 8 werden zu lassen, ist
eine Diskussion von vorgestern. Auch das ist ein
wichtiges Ergebnis und ich glaube, ein deutliches Si-
gnal dieser zurückliegenden Debatte.

Dieses Ergebnis hat etwas mit der Arbeit dieser Lan-
desregierung zu tun und auch mit der sie tragenden
Koalition. Ich bin ja wenigstens schon einmal dar-
über erfreut gewesen, dass auch die Opposition, am
deutlichsten die LINKE durch Oskar Lafontaine, die-

se Ergebnisse als deutliche Verbesserung und Fort-
schritt bewertet hat. Gemessen an den bisherigen
Aussagen bei vergangenen Debatten während zu-
rückliegender Haushaltsberatungen oder der Aus-
sprache zur Regierungserklärung im Jahre 2015,
damals überschrieben mit: „Den saarländischen
Weg fortsetzen. Gemeinsam Herausforderungen
meistern und Zukunft gestalten“ hätte das relative
Lob, wenn ich auf die gesamte Opposition blicke, al-
lerdings auch etwas klarer und unmissverständlicher
ausfallen können.

Vor einem Jahr bemängelte man noch einen Tag vor
einer beratenden Runde des Bund-Länder-Finanz-
ausgleichs in Berlin, dass die saarländische Landes-
regierung hier kein eigenes schlüssiges Konzept zur
Neuordnung vorlege und resümierte daraus aus-
weislich des Protokolls vom 17. Juni, dass man wohl
auch überhaupt keines in einer Schublade hätte,
sonst würde man es ja hier vorlegen. Heute weiß die
Öffentlichkeit, dass es dieses Konzept gegeben hat.

Heute wird auch wohl niemand mehr bezweifeln wol-
len, dass es vor einem Jahr viel sinnvoller war, diese
Vorlage zuerst einmal den übrigen Bundesländern
zu präsentieren, mit ihnen darüber zu diskutieren,
als sie am 17. Juni des vergangen Jahres in eine
Debatte dieses Hauses einzuführen und Gefahr zu
laufen, dass am Ende lediglich ein Kleinreden à la
GRÜNEN-Landtagsfraktion hier mit dieser Vorlage
passiert. Ich finde, das war damals die richtige Ent-
scheidung.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Das Konzept befreit im Übrigen die Konstruktion des
Bund-Länder-Finanzausgleichs nicht nur grundle-
gend von der Systematik der Geber- und Nehmer-
problematik, sondern es bringt dem Saarland unge-
fähr doppelt so viel an Finanzmitteln ab 2020, wie
die bisherigen oppositionellen Äußerungen in ver-
gangenen Debatten als notwendigen Bedarf bezif-
ferten. Noch vor Monaten wurde hier permanent die
Rechnung aufgemacht, dass ausschließlich eine an-
dere Steuerpolitik die - ich betone - notwendigen
250 Millionen Euro pro Haushaltsjahr ins Saarland
fließen lassen würde, 250 Millionen, die mindestens
notwendig seien, um die Haushaltskonsolidierung zu
gestalten und auch notwendige Investitionen in die
Infrastruktur zu tätigen.

Gar als Konstruktionsfehler dieser Regierung be-
zeichnete Kollege Lafontaine den prognostizierten
Umstand, wonach sich in der nächsten Zeit der poli-
tischen Machtstruktur in Bundestag und Bundesrat
geschuldet keine Konstellation finden ließe, die über
die Einnahmeseite helfen würde, diesen Landes-
haushalt zu sanieren. Aber im Grunde ist genau das
jetzt geschehen, zwar nicht über eine steuerpoliti-
sche Debatte, die damals gemeint war, sondern
über diese besondere Lösung auf Grundlage eines
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saarländischen Vorschlages zur Neuordnung der
Bund-Länder-Finanzbeziehungen.

Man kann doch heute mit Fug und Recht resümie-
ren: Anstatt in Erwartung eines Steuermehraufkom-
mens von 250 Millionen für das Land permanent
Bundesratsinitiativen ohne die geringste Chance auf
Umsetzung zu produzieren - da treffe ich als Sozial-
demokrat zunächst mal gar keine Aussage zu einem
gerechteren Steuersystem -, ohne jegliche Chance
auf Erfolg, war es doch viel besser und wichtiger, mit
unserem Vorschlag, mit einer konsequenten Spar-
politik und dem Zeichen aus dem Saarland, dass
man die Anforderungen auch selbst erfüllt, in diese
Debatte zur Neuordnung des Bund-Länder-Finanz-
ausgleichs zu ziehen und am Ende genau das Dop-
pelte von dem mit nach Hause nehmen zu können,
was wir vor einem Jahr in einer Debatte noch als
notwendig erachtet haben. Das war doch ein großer
Erfolg!

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Nach Adam Riese sind zwei mal 250 Millionen 500
Millionen. Ein anerkennendes Wort zu dieser Tatsa-
che hätte heute der Opposition gut angestanden. Es
ist richtig, dass damit nicht alle Probleme unseres
Landes gelöst sind. Insbesondere die ersten beiden
Haushaltsjahre der nächsten Legislaturperiode,
2018 und 2019, werden unter dem Gesichtspunkt
der Einhaltung der beschriebenen Defizitobergrenze
auf dem Weg zu einem ausgeglichenen Haushalt
2020 zwei schwierige Haushaltsjahre werden. Aber
diese Erkenntnis - ich sage das schon mal vorbeu-
gend - fällt heute nicht vom Himmel.

Schon während der Haushaltsberatungen der ersten
beiden Jahre dieser Legislaturperiode konnte ich
beinahe im Staccato wiederholend Folgendes vor-
tragen. Mit Ihrer Zustimmung zitiere ich mich selbst
aus dem Jahr 2013: „Mit abnehmenden finanziellen
Spielräumen auf dem Weg zum Haushaltsausgleich
in 2020 lagen auf dem Weg vor uns erstmals schwe-
re Steine und große Herausforderungen, die es kei-
nem von uns in diesem Hause leicht machten, den
Weg der notwendigen Konsolidierung ohne Mühen
zu beschreiten. Die Treppe des Weges der Schul-
denbremse wird von Jahr zu Jahr steiler. Das spü-
ren wir alle und die schwierigsten Jahre werden si-
cher am Ende des Zyklus liegen. Obwohl die Einhal-
tung der Schuldenbremse unsere Handlungsspiel-
räume in den nächsten Jahren beinahe vollends auf-
zehren wird, geht das Saarland bewusst diesen
schwierigen Weg der Konsolidierung.

Wir legen unseren Blick aber nicht alleine auf das
Sparen, wir werden auch den notwendigen Wandel
aktiv gestalten. Das tun wir unter anderem im Be-
reich der Bildungs- und Industriepolitik. Wir tun dies
für den Industriestandort Saarland und die hier le-
benden und arbeitenden Menschen. Und wir wollen

damit die Verhandlungen zu einem neuen Bund-
Länder-Finanzausgleich aus einer möglichst aktiven
und starken Rolle heraus mitgestalten. Wir wollen
dabei sein und mitgestalten, wenn die Entscheidung
fällt, und nicht nur von der Tribüne aus hören, was
andere über uns entscheiden.“ Ich finde, es ist
schön, wenn man manchmal Recht behält.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, heute darf
ich sagen, meine Prognose war richtig, und das er-
wartete Ergebnis ist mindestens in zwei von drei Be-
reichen zum Greifen nahe, es liegt jedenfalls auf
dem Tisch. Der wichtigste Schritt ist in der Tat erle-
digt, denn die Voraussetzungen sind nun geschaf-
fen. Wir sprachen immer von einem Dreiklang zur
Problemlösung: Sparen und Konsolidieren, Einnah-
meverbesserungen erreichen und Altschuldenpro-
blematik beseitigen. Wir haben zwar noch zwei
schwierige Haushaltsjahre vor uns, aber der Weg,
durch eigene Anstrengungen ernst genommen zu
werden, hat sich rentiert. Die Einnahmen sind maß-
geblich verbessert, und zwar um das Doppelte ge-
genüber dem, was bisher von dieser Stelle aus als
unumwunden notwendig erachtet wurde.

Es bleibt der dritte Punkt, die Lösung der Altschul-
denproblematik. Hierzu wage ich auch noch mal ei-
ne Prognose. Sie wird diesen Landtag noch einige
Legislaturperioden beschäftigen, aber wir werden in
der Lage sein - das wird der neue Landtag dann in
seinen Haushaltsberatungen zu erörtern haben -,
darüber zu entscheiden, wie viel von diesen 500 Mil-
lionen in die Altschuldentilgung fließt. Wir können
auf jeden Fall damit beginnen. Auch damit steht fest:
Es gibt einen Anfang des Schuldenabbaus, auch der
liegt auf dem Tisch. Und auch das ist ein Erfolg, Kol-
lege Kessler.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Auch künftige Landesregierungen werden - egal wie
sie sich zusammensetzen - nicht aus dem Übermaß
schöpfen können. Auch der neue Landtag, der sich
im nächsten Frühjahr konstituiert, wird bei der Ver-
abschiedung seiner ersten Haushalte in der näch-
sten Wahlperiode - um im Bild zu bleiben - zwei wei-
tere steile Stufen einer beschwerlichen Treppe neh-
men müssen. Aber das Ziel war nie so nah wie heu-
te.

Wir dürfen doch gemeinsam feststellen: Mit der ge-
schaffenen Neuregelung entstehen wieder echte
Handlungsspielräume. Die Vollendung der Konsoli-
dierung ist jetzt in Sicht, sie ist greifbar. Es gibt neue
Investitionsspielräume, neue Spielräume für eine
Zukunftsgestaltung dieses Landes, dies alles mit
maßgeblich eigener Kraft. Auch das ist eine Leis-
tung dieser Regierung, die nicht kleingeredet wer-
den kann, ganz gleich, welches Haar man nun in
dieser Suppe sucht.
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Möglicherweise gibt es einen Wermutstropfen, wenn
eine Bundesfernstraßenverwaltung gegründet wird.
Aber im Einzelnen ist dazu noch nichts festgezurrt,
das sage ich insbesondere in Richtung der Beschäf-
tigten. Das muss jetzt erst mal noch verhandelt wer-
den. Meiner Fraktion, der SPD, bleibt dabei wichtig,
dass gerade die Interessen der Beschäftigten in vol-
lem Umfang berücksichtigt werden und dass sich
niemand gegenüber dem Status quo schlechter
stellt. Daran werden wir arbeiten. Das gilt es in den
anstehenden Verhandlungen von Länderseite einzu-
bringen - ich bin sicher, da sind wir nicht alleine als
Saarland - und im Interesse der Beschäftigten dann
auch umzusetzen.

Aber genauso wie bei den genannten Nebenverein-
barungen zum Bund-Länder-Finanzausgleich hier
das Ergebnis noch gar nicht feststeht, ist ein ande-
res schon festgeschrieben. Der Bund wird künftig
insbesondere finanzschwachen Kommunen durch
Mitfinanzierungen Investitionen in die Bildungsinfra-
struktur erleichtern, sie geradezu anstoßen. Das hilft
insbesondere den saarländischen Städten und Ge-
meinden, das ist ein echter Fortschritt. Mit der
Lockerung des Kooperationsverbotes ist damit ein
erster guter Schritt in diesem Feld gemacht.

Es ist zu erwarten, dass damit rund 75 Millionen
Euro Bundesmittel in das Land kommen, die aus-
schließlich für kommunale Bildungsinfrastruktur zur
Verfügung stehen. Ich finde, auch das ist ein großer
Erfolg. Das hat ja zunächst einmal mit dem eigentli-
chen Bund-Länder-Finanzausgleich gar nichts zu
tun, sondern das kommt noch over-top, ein richtiges
Plus für die klammen Gemeinden in diesem Land,
ein weiterer großer Erfolg.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, obwohl ich weiß, dass dies
nicht die Stunde von Verteilungsdebatten sein kann
unter dem Motto „Was wird ab 2020 mit den neu ge-
wonnenen Spielräumen alles geschehen können?“,
will ich dennoch auf einen Punkt hinweisen, der
auch den neuen Landtag mit Sicherheit beschäftigen
wird. Unter den Zukunftsinvestitionen ist eine zwei-
felsfrei besonders wichtig, vielleicht sogar die Wich-
tigste. Es sind Investitionen, die die Ressourcen ei-
nes Landes heben helfen, Zukunftsinvestitionen im
wahrsten Sinnen des Wortes. Wir sind nicht mehr
ein Land der reichen Bodenschätze. Aber wir sind
dennoch ein Land voller Potenziale. Eine wechsel-
volle Geschichte hat unser Land und die Menschen,
die hier leben, geprägt. Das Saarland war über Jahr-
hunderte von Bergbau und Schwerindustrie geformt
und hatte auch deswegen stärker als viele andere
unter dem folgenden Strukturwandel zu leiden. Viel-
leicht auch darum zeichnen wir Saarländerinnen und
Saarländer uns durch ein sehr starkes Zusammen-
gehörigkeitsgefühl aus.

Wir sind bereit, füreinander einzustehen. Das zeigt
sich auch beispielsweise an der Bereitschaft, sich
ehrenamtlich zu engagieren. Und die Saarländerin-
nen und Saarländer zeichnen sich durch eine starke
Verwurzelung mit ihrer Heimat aus. Hier zieht nie-
mand gerne weg. Wir sollten sozusagen in diese in-
nere Veranlagung, diese Genetik der Saarländerin-
nen und Saarländer, investieren. Ich denke, neben
der Sicherung von Arbeitsplätzen muss es die
Hauptaufgabe der Politik bleiben, die Investition in
die Köpfe unserer Kinder zu sichern und weiter aus-
zubauen. Das ist die wahre Zukunftsinvestition.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Bildungsinvestitionen waren immer wichtig, doch um
die Herausforderungen des demografischen Wan-
dels im Saarland zu meistern, sind sie bei uns noch
wichtiger denn je und wichtiger als anderswo. Eltern,
die wissen, dass es sich hier gut leben lässt und
dass ihre Kinder beste Bildungschancen haben,
werden die wahren Saarlandbotschafter sein. Sie
haben einen liebevollen Blick auf ihr „Zuhause“ und
fühlen sich mit ihrem Land verbunden. Sie machen
sich für ihre Heimat stark, weil sie wissen, dass es
sich rentiert, sich einzusetzen. Und darum müssen
wir vor allem hier ansetzen.

Ich war vorgestern als Gast des Digitalisierungsfo-
rums beeindruckt vom Vortrag von Professor
Scheer. Er wies darauf hin, dass seines Erachtens
die Herausforderungen der Zukunft weniger in der
schulischen Ausstattung mit IT-Infrastruktur liegen
als in der zu schaffenden Möglichkeit, online auf Bil-
dungsangebote und -inhalte zugreifen zu können. Er
regte die Erarbeitung und Bereitstellung einer „Bil-
dungs-Cloud“ an, auf die Schüler und Lehrer glei-
chermaßen und jederzeit mit ihren sowieso vorhan-
denen Endgeräten zugreifen können. Und gefragt
nach der wichtigsten Voraussetzung zur Digitalisie-
rung an der Saar antwortete Professor August-Wil-
helm Scheer unumwunden: Das ist Bildung, Bildung
und nochmals Bildung. Ich finde, einer solchen Ex-
pertise darf sich die Politik nicht entziehen. Das wä-
re ein wirklich großer Zukunftsfehler, ein Fehler von
morgen, der manche Anstrengung von gestern zu-
nichtemachen könnte. Diesen Fehler darf die Politik
nicht machen! Er darf auch nicht in der nächsten Le-
gislaturperiode gemacht werden, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Unser Land hat wirklich viel zu bieten, viel mehr, als
man ihm allenthalben zutraut. Dieses Land ist lie-
benswert. Das drückt sich besonders im Zusammen-
gehörigkeitsgefühl aus. Und unser Saarland sieht
nun auch, fast oben angekommen, am Ende dieser
steilen Treppe wieder Licht hinter den Hürden die-
ses schweren Weges. Unser Ziel war es immer, das
Saarland so zu gestalten, dass vor allem die Men-
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schen, die hier leben, mit voller Überzeugung sagen:
Es rentiert sich wirklich, die Eigenständigkeit unse-
res Landes zu bewahren!

Mit dem Ergebnis zum Bund-Länder-Finanzaus-
gleich sind wir diesem Ziel einen entscheidenden
Schritt näher gekommen. Der 14. Oktober 2016 war
ein wirklich guter Tag für unser Land und es war vor
allem damit ein guter Tag für seine Bürgerinnen und
Bürger. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. Im Sin-
ne des Ganzen - um es auf gut saarländisch zu sa-
gen - wünsche ich diesem Land und seinen Men-
schen auch weiter ein herzliches Glück auf!

(Anhaltender Beifall von den Regierungsfraktio-
nen.)

Präsident Meiser:
Das Wort für die PIRATEN-Landtagsfraktion hat
Herr Fraktionsvorsitzender Michael Hilberer.

Abg. Hilberer (PIRATEN):
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Es ist mir natürlich eine beson-
dere Freude, mich heute zu dem Thema zu äußern,
gehöre ich doch gerade zu denen, die immer gerne
laute Kritik an der Verhandlungsstrategie der Lan-
desregierung geäußert haben. Mir ist es quasi zu
verdanken, dass die Ministerpräsidentin auf einem
der Pressefotos des Jahres war, als sie sich über
das geärgert hat, was ich zum Thema „kein eigenes
Modell des Saarlandes“ gesagt habe.

(Zuruf von der CDU.)

Genau, Herr Kollege. - Deshalb ist es mir natürlich
eine besondere Freude, heute zu diesem Thema ex-
plizit zu sprechen, da die Karten auf dem Tisch lie-
gen und wir wissen, was verhandelt wurde. Es geht
vor diesem Hintergrund darum, ganz ausdrücklich
zu würdigen, welche politische Arbeit dahinter ge-
steckt hat und welches politische Kapital von allen
Beteiligten investiert wurde und mit welchem Nach-
druck mit Sicherheit verhandelt wurde, damit ein sol-
ches Ergebnis durchgesetzt werden konnte. Ich bin
mir auch nicht zu schade, dafür zu danken.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich hätte eine andere Strategie gewählt, wenn ich in
der Verantwortung gewesen wäre. Ob sie zum sel-
ben oder einem anderen Erfolg geführt hätte, kann
man nicht wissen.

(Zuruf von den Regierungsfraktionen: Sehr rich-
tig. - Heiterkeit und Beifall.)

Besonders hervorheben möchte ich - auch wenn
das meine Vorredner schon getan haben -, dass der
Dank natürlich auch der Fachebene gebührt, den
entsprechend Kärrnerarbeit leistenden Menschen in
der Verwaltung, die bei dem Thema wirklich ge-

glänzt haben. Ich glaube, es ist allgemein anerkannt.
Man hört es im Moment allerorten. Sie sind diploma-
tisch geschickt vorgegangen und haben fachlich
überragend argumentiert. Auch hier ein ausdrückli-
cher Dank in diese Richtung.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und den
PIRATEN.)

Es ist natürlich immer eine Frage, wie man die Wor-
te wählt. Wenn ich sage, wir haben vor Bayern ge-
buckelt, dann kann man das auch nennen: Verlässli-
cher Konsolidierungspfad gewählt. Damit haben wir,
die Ministerpräsidentin hat es gesagt, Vertrauen ge-
schaffen, um überhaupt eine Lösung auf diesem Ba-
sar der Interessen der Bundesländer zu finden.

Es hat funktioniert. An die bayerische Adresse sage
ich: Man braucht sich nur die entsprechenden De-
batten im Bayerischen Landtag anzuschauen. Sie
sind frei verfügbar, im Gegensatz zu Modellen, die
ich vor zwei Jahren noch nicht kannte. Die Debatten
des Bayerischen Landtages sind klar einsehbar. Da
kann man sehen, wie sich der Ton gegenüber dem
Saarland und Bremen durchaus geändert hat. Von
daher hat es funktioniert. Wir haben ein wirklich or-
dentliches Ergebnis herausgearbeitet.

Lieber Kollege Hans, ich komme auf Ihre Einlassung
von vorhin zurück. Das hier ist nicht die Feierstunde
zum neuen Bund-Länder-Finanzausgleich, sondern
es ist eine Debatte im Anschluss an die Regierungs-
erklärung. Von daher gesehen müssen wir uns die
Frage stellen, ob dieses ordentliche Ergebnis auch
ein ausreichendes Ergebnis ist. Das ist etwas, wor-
über man durchaus debattieren kann. Kollege Hans,
auch ich muss die Zahl 500 Millionen ein wenig zu-
rechtrücken. Natürlich sind es im Jahr 2020 etwa
500 Millionen mehr, als wir dann ohne diese Eini-
gung hätten.

Allerdings bezogen auf heute und auf die heutigen
Spielräume - darum muss es gehen, welche finanzi-
ellen Spielräume dem Land zur Verfügung gestellt
worden sind -, muss man ehrlicherweise sagen, im
Vergleich zu heute wird 2020 der Konsolidierungs-
pfad weitergegangen sein. Das heißt, das Instru-
ment Neuverschuldung fehlt. Das werden im näch-
sten Jahr nach Haushaltsplan noch einmal über
160 Millionen sein. Die müssen wir dann quasi als
Spielraum abziehen. Da sind natürlich auch die
260 Millionen, die wir momentan noch als Konsoli-
dierungshilfe bekommen. Sie werden auch nicht
mehr verfügbar sein. Auch die müssen wir von die-
ser Grundsumme abziehen, wenn wir betrachten,
was die Spielräume im Jahr 2020 im Vergleich zu
2017 sind.

Dann ergibt sich in der Tat eine kleinere Summe. Ich
glaube, das ist das, worauf meine Vorredner aus der
Opposition hinauswollten. Ich bin mir nicht ganz si-
cher, ob Sie das nicht zu sehr mit dem Tunnelblick
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betrachtet haben, dass man Ihre Zahl herunterrech-
nen wollte.

2020 starten wir also im Grunde genommen die
Spielräume betreffend auf einem Niveau, wie wir es
2018 erreichen werden. Kann das reichen, um die-
ses Land zukunftsfähig zu machen? Das ist natürlich
die Frage, die nicht nur ich mir stelle, sondern die
sich auch jede Saarländerin und jeder Saarländer da
draußen stellen sollte, denn das ist die entscheiden-
de Frage.

Stabilität war das zentrale Element Ihrer Politik. Sie
haben das immer wieder erwähnt. Stabilität ist Ihnen
extrem wichtig. Mit Bezug auf den Finanzausgleich
muss man sagen, ja, das Ziel ist insofern erreicht,
ich rechne in nächster Zeit nicht mehr mit Klagen
gegen den Länderfinanzausgleich. Das heißt, hier
haben wir mehr Stabilität erreicht.

Ich sehe aber eher negativ, dass wir mit der ganzen
Verhandlung noch einmal die Schuldenbremse und
den Stabilitätsrat stärken. Bezüglich der auszuarbei-
tenden Details - das heißt, wie wird die Lösung wirk-
lich aussehen, welche Einsichts- und Durchgriffs-
rechte wird der Stabilitätsrat wie auch immer haben -
glaube ich, dass das noch richtig harte Verhandlun-
gen werden, die uns noch bevorstehen.

Stabilität hat sich aber in diesen Verhandlungen
durchgesetzt. Da muss ich zur Fundamentalkritik,
welche Strategie man fährt, zurückkommen. Stabili-
tät hat sich durchgesetzt, vielleicht auch Pragmatis-
mus, bezüglich der Frage, schaffen wir gemeinsam
eine grundlegende Reform der Bund-Länder-Kom-
munal-Finanzbeziehungen. Ich glaube, da liegt im-
mer noch sehr viel im Argen. Jetzt wurde eine prag-
matische Lösung gefunden. Vielleicht ist es auch die
einzige, die in dieser Kombination momentan mög-
lich war, aber es ist nicht die grundlegende Reform,
die wir bräuchten, um das Finanzgeflecht in diesem
Land so aufzulösen, dass für alle drei Ebenen eine
nachhaltige Finanzierung in der Zukunft gesichert
ist.

(Beifall bei PIRATEN und B 90/GRÜNEN.)

Lassen Sie mich kurz darauf eingehen, dass das
Ganze hier als großer Sieg des Föderalismus gefei-
ert wird. Ich denke, gerade durch die Brille des Fi-
nanzföderalismus betrachtet kann man da nicht un-
bedingt von einem großen Sieg reden, wenn die Lö-
sung im Endeffekt darin besteht, dass sich die 16
Länder einig sind, dass der Bund drauflegt. Das
heißt ja eben, dass der horizontale Finanzausgleich
an seine Grenzen gekommen ist, dass man da keine
neue Lösung gefunden hat. Deshalb muss ich auch
dem Kollegen Lafontaine recht geben, ich halte das
durchaus auch für einen Rückzug des Föderalismus.
Aber, wie auch schon gesagt wurde, es ist der Zeit-
geist. Es ist leider nichts, was man innerhalb dieser
Verhandlungen hätte anders machen können.

Zurück zur Stabilität. Woher kommt die Liebe zur
Stabilität? Stabilität kann man auch als Stillstand be-
zeichnen. Frau Ministerpräsidentin, in Ihrer Rede ist
mir aufgefallen, dass Sie da einen weit verbreiteten
ökonomischen Irrtum wiederholt haben. Sie haben
gesagt, wir vertreten in allen Bereichen eine Politik
der Nachhaltigkeit. Nachhaltigkeit ist für Sie dann,
nicht mehr zu verbrauchen, als einem zur Verfügung
steht. Das ist jetzt vielleicht schon eine unzulässige
Vereinfachung, aber ich würde es mal so unter-
schreiben. Aber dann kommt: Warum soll das nicht
auch beim Geld gelten? Das Problem ist, wenn wir
nach dieser Maxime wirtschaften, dann steht uns im
Kreislauf am Ende immer wieder weniger Geld zur
Verfügung. Es unterschlägt etwas Wichtiges, denn
was eigentlich die Maxime sein müsste, ist: Wir dür-
fen nicht mehr Geld ausgeben, als
uns m o r g e n zur Verfügung steht. Das ist dann
der Spielraum für Investitionen. Bedenken Sie, die-
ses Land hat bereits jetzt einen sehr hohen Investiti-
onsbedarf, das lässt sich schlicht und ergreifend
nicht leugnen. Unser Land hat heute schon Nachhol-
bedarf und es wird richtig schwierig, die kommenden
Umbrüche zu meistern.

Die kommenden Umbrüche, die Megatrends, sind
da. Das ist natürlich die Digitalisierung, die die näch-
ste Stufe zünden wird. Das wird dann wesentlich
mehr. Das ist aber auch die Globalisierung, die auch
in die nächste Stufe eintritt. Da ist die zentrale Frage
- jetzt wieder auf den Föderalismus bezogen -, wie
wir es in diesem hoch dynamischen Umfeld schaf-
fen, gleichwertige Lebensverhältnisse in unserer
Bundesrepublik zu schaffen und damit aus unserer
Sicht in unserem Bundesland.

Einige Baustellen möchte der Bund jetzt überneh-
men, wenn es um gleichwertige Lebensverhältnisse
geht. Das Kooperationsverbot soll gelockert werden,
die Stärkung von Alleinerziehenden ist mit Sicherheit
auch eine ganz wichtige Sache. Sie haben auch das
Bereitstellen von IT-Grundstrukturen erwähnt, damit
der Bürger die öffentliche Verwaltung online wahr-
nehmen kann, das ist mit Sicherheit ein ganz wichti-
ger Punkt. Der Fernstraßenbau wird durch die neue
Fernstraßengesellschaft auch zentralisiert gefasst.

Man muss sich schon die Frage stellen, ob die Län-
der dann auch noch bedarfsgerecht versorgt wer-
den. Es ist natürlich ein Abgeben von Kompetenz.
Wir sind jetzt in einer Situation, in der wir sagen,
dass wir das Geld nicht haben. Wenn wir das Geld
nicht haben, ist es besser, der Bund macht es, als
wenn wir es überhaupt nicht machen. Die Länder
sind ja in diesen Punkten auch gescheitert. Es ist of-
fensichtlich, dass da die Probleme liegen. Deshalb
können wir froh sein, dass der Bund das macht.
Aber wird der Bund es auch so machen, dass es in
diesem Land dazu führt, dass noch gleichwertige
Lebensverhältnisse bestehen? Vor diesem Hinter-
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grund möchte ich noch einmal anführen, wie es sich
bereits heute mit dem Bundesverkehrswegeplan
verhält. Ich habe nicht das Gefühl, dass die Projekte
dort mit dem Ziel ausgewählt werden, gleichwertige
Lebensverhältnisse in unserer Bundesrepublik zu
schaffen, und wer weiß, ob es bei anderen Projekten
entsprechend sein wird.

(Beifall von der LINKEN und den PIRATEN.)

Dann gibt es noch offene Baustellen, die bei uns
selbst liegen. Der Umgang mit den Altschulden ist
ganz klar nach wie vor ein drückendes Problem, mo-
mentan gemindert durch die geringen Zinslasten,
auch auf mittelfristige Sicht gesehen gemindert
durch die Zinslasten, weil wir natürlich langfristig fi-
nanzieren. Es sind die Versorgungslasten, Kollege
Kessler hat es ausführlich aufgeführt, aber es ist
auch die anstehende Infrastrukturmodernisierung.
Da ist das Breitband ein plakatives Beispiel. Es ist
aber so, dass wir eine topmoderne Infrastruktur
brauchen, um fit zu sein für diesen neuen globalen
Wettbewerb. Auch da liegt viel im Argen, da ist noch
viel zu tun. Wo sind denn in Zukunft die Spielräume,
um das zu tun, das ist doch die Frage, die wir uns
hier stellen müssen.

Die Frau Ministerpräsidentin hat in ihrer Rede ge-
sagt, dass die Konsolidierungspolitik nie Selbst-
zweck war; sie hat den Menschen im Lande vieles
abverlangt. Ich glaube, das ist genau der Kern der
Sache. Sie hat bereits jetzt den Menschen sehr viel
abverlangt. Ich befürchte, es hat ihnen mehr abver-
langt, als wir heute ahnen, denn noch vorhandene
Spielräume, die wir in den letzten Jahren hatten, ha-
ben wir nicht ausgeschöpft. Das heißt, wir haben
uns immer relativ weit entfernt gehalten von der Net-
toneuverschuldungsgrenze, die im Konsolidierungs-
pfad festgeschrieben war. Da wären noch Spielräu-
me gewesen.

Dieses Fenster hat sich inzwischen weitestgehend
geschlossen, aber die Investitionen, die wir da nicht
getätigt haben, werden uns in Zukunft fehlen. Ist da-
mit die Zukunft verbaut? Das ist die spannende Fra-
ge. Sagt man nein, dann muss man die Frage be-
antworten: Wie wollen wir die Zukunftsfähigkeit ge-
währleisten? Die Ministerpräsidentin spricht von ei-
ner Weggabelung, Prioritäten und Posterioritäten
seien zu setzen. Ich finde, auch damit hat sie den
Kern getroffen, aber es fehlt mir ein bisschen am
Glauben, dass das auch wirklich durchgezogen wird.
Denn es ist eine richtig harte Geschichte, eine Priori-
tät zu setzen und das Gegenteil. Denn vulgo heißt
das ja klarzumachen, was getan werden muss und
was man eben lieber nicht macht.

Gerade der zweite Punkt wird verdammt schwierig,
der wird politisch sehr schwierig durchzusetzen sein.
Mit wenig Finanzausstattung ist es schwierig, Impul-
se zu setzen. Kollege Lafontaine hat das als Leitin-

vestitionen bezeichnet, man könnte auch sagen, es
wird keine landesfinanzierten, Zusammenhalt stiften-
den Leuchtturmprojekte geben in diesem Land, weil
dafür schlicht und ergreifend kein Geld da sein wird.

Ich bin der Meinung, ein großes Potenzial für unser
Bundesland liegt darin, innerhalb unserer Großregi-
on als Grenzraum eine Leuchtturmfunktion zu über-
nehmen und Zugpferd dieser Großregion zu sein.
Und da ist ja durchaus Bedarf. Da ist ein Vakuum,
weil das niemand in dieser Grenzregion macht. Lu-
xemburg macht das in Ansätzen, aber niemand ist
wirklich da, der diese Lücke ausfüllt. Da wäre
durchaus eine Möglichkeit für das Saarland zu bril-
lieren. Aber wir werden kein Geld übrig haben, um
beispielsweise aus dem Pingussonbau ein echtes
Haus der Großregion zu machen. Es wird vermutlich
auch kein Geld da sein, um die TramTrain-Verbin-
dung ins nahe Forbach zu realisieren, um uns die-
sen Raum für Saarbrücken zu erschließen.

Der saarländische Weg muss also andere Wege fin-
den, er muss andere Pfade gehen. Jetzt nur einmal
ein Gegenbeispiel, wie es meiner Meinung nach
nicht geht. Sie haben es vorhin selbst in Ihrer Rede
erwähnt: der Bundesratsentscheid zum Ausstieg aus
den Verbrennungsmotoren im Jahre 2030. Ich finde,
die Position des Saarlandes war an der Stelle ein fa-
tales Zeichen. Jetzt nicht einmal unbedingt aus um-
weltpolitischen Gesichtspunkten, sondern aus struk-
turpolitischen Gründen, denn der Weg wird ohnehin
weggehen vom Verbrennungsmotor. Dieser Bundes-
ratsbeschluss war nicht so formuliert, dass ich da-
von ausgehen muss, dass morgen die Verbrenner
verboten werden. Wenn Sie dann hier sagen, es
ging darum, auf jeden vierten Arbeits-
platz h e u t e zu verzichten, dann ist das nicht kor-
rekt. Die E-Mobilität wird kommen, wir müssen uns
ja dafür aufstellen, das heißt, wir müssen auch die
entsprechenden Signale setzen. Ich glaube, es ist
fatal, an die Autoindustrie das Signal zu senden,
dass sie sich nicht weiterzuentwickeln braucht, weil
wir ihre Verbrenner-Wertschöpfungskette schützen.
Das Signal müsste sein: Ja, die nächste Gigafactory
für Akkumulatoren muss im Saarland stehen. VW
sucht momentan europaweit einen Standort dafür,
da müssen wir uns in die erste Reihe stellen, meine
Damen und Herren.

(Beifall von der LINKEN und den PIRATEN.)

Eines ist sicher: Die nächste Landesregierung wird
es nicht leicht haben, sie wird vor allem nach der
Maxime leben müssen ‘‘Intelligenz statt Geldbeutel“.
Da ist echte Kreativität gefragt.

(Abg. Ensch-Engel (DIE LINKE): Das ist ja heute
schon so.)

Ja, das geht aber noch weiter. - Vielleicht entpuppt
sich dann ja die Mangelwirtschaft als saarländische
Stärke. Das ist vielleicht ein bisschen hart formuliert,

Landtag des Saarlandes - 15. Wahlperiode - 53. Sitzung am 26. Oktober 2016

(Abg. Hilberer (PIRATEN))

4634



aber man muss darüber nachdenken. Die digitale
globale Zukunft giert nach Innovationen. Sie macht
Räume auf, in die man reinwachsen kann. Im Saar-
land - mit Verlaub - gibt es auch eine sehr interes-
sante Knauber-Kultur. Das, was man heute im Sili-
con-Valley vielleicht als Maker-Kultur bezeichnet,
haben wir hier schon sehr lange. Wenn ich mal ein
kleines Beispiel aus meiner eigenen Biografie heran-
ziehen darf: Ich war viele Jahre Mitglied der Freiwilli-
gen Feuerwehr in Neunkirchen. Ich muss sagen,
Neunkirchen gehört nicht zu den reichsten Kommu-
nen in unserem Land, entsprechend konnte man da
viele Hindernisse damit umschiffen, dass wir kreativ
mit Technologie umgegangen sind, um das eine
oder andere zu bauen, was man am Markt nicht be-
schaffen konnte.

Ich glaube, genau das ist der Geist, den das Saar-
land braucht, eine „Knauber“-Kultur statt einer „Ma-
ker“-Kultur. Darauf können wir aufbauen.

(Beifall von den PIRATEN und vereinzelt bei den
Oppositionsfraktionen.)

Aber so etwas braucht Freiräume. Da darf natürlich
nicht der Nächste um die Ecke kommen und sagen:
Aus versicherungstechnischen Gründen ist das aber
nicht machbar, wir müssen auf jeden Fall Gerät x
anschaffen. - Das ist jetzt wieder die politische Fra-
ge. Politik muss diese Freiräume schaffen, damit In-
novationen entstehen können. Das geht auch mit
kleinem Geldbeutel, verlangt aber ein großes Um-
denken. Deshalb müssen wir der nächsten Landes-
regierung ins Stammbuch schreiben, dass die Infra-
struktur stehen muss. Das ist klar. Das kostet Geld.
Es muss aber Priorität sein, denn wir brauchen eine
Grundlage, auf der wir aufbauen können. Ohne
Grundlage, ohne Fundament ist kein Haus zu bau-
en.

Ich halte das Thema öffentliche Mobilität nach wie
vor für sehr wichtig, weil es die Grundlage ist für
Verwaltungszentralisierung. Ich kann Dinge nur
nach Saarbrücken legen, wenn ich den Leuten auch
ermögliche, hierherzukommen. Es ist natürlich auch
eine Frage des Umweltschutzes. Wollen wir Treib-
hausgase einsparen, müssen wir mit dem öffentli-
chen Personennahverkehr durch unser Land kom-
men. Es ist aber auch eine Frage des Lifestyles.
Möchten wir diesen modernen Lifestyle ansprechen,
möchten wir diese kreativen, innovativen Leute be-
kommen? - Dann müssen sie auch in ein Land kom-
men können, von dem sie wissen, dass sie hier kein
eigenes Auto brauchen, wenn sie keines wollen.
Das ist ein absoluter Asset, das müssen wir durch-
setzen.

Vor diesem Hintergrund möchte ich wiederholen:
Wir brauchen in diesem Land einen fahrscheinlosen
ÖPNV. Das ist nicht nur cool und modern, das ist
nicht nur eine coole Publicity für dieses Land, weil

wir die Ersten wären, die so etwas durchsetzen wür-
den, sondern es bringt auch mehr Geld ins System,
und dann können wir uns endlich den ÖPNV bauen,
den wir brauchen. Da müssen wir umdenken. Das
ist ein Teil des Umdenkens, das ich meine.

(Beifall von den PIRATEN.)

Ich kann das auch an Zukunftstechnologien wie dem
autonomen Fahren festmachen. Wir haben einen
entsprechenden Antrag gebracht. Uns ging es dar-
um, ein politisches Zeichen zu setzen. Dieses Land
muss sich in der Schlange nach vorne stellen - gera-
de das Autoland Saarland. Wir haben es gehört, je-
der vierte Arbeitsplatz ist in der Automobilindustrie.
Gerade das Autoland Saarland, das so abhängig ist
von Automotive, muss sich bei einem solchen Mega-
trend, bei einer solchen Zukunftstechnologie ganz
nach vorne stellen und sagen: Ja, wir sind das Land
des autonomen Fahrens. - Das ist bisher nicht pas-
siert. Das ist keine Frage der Finanzen, sondern ei-
ne Frage der PR und eine Frage, wie man Politik
macht. Hier wünsche ich mir einfach mehr politi-
sches Bewusstsein für diese Chancen und Mega-
trends.

(Beifall von den PIRATEN.)

Ich möchte einen letzten Punkt ansprechen. Natür-
lich werden wir uns aus gewissen Bereichen als öf-
fentliche Hand zurückziehen und der Zivilgesell-
schaft den Weg überlassen müssen. Im letzten Jahr
hatten wir ein schönes Beispiel, als wir die hohen
Zahlen an Zuwanderung hatten. Da hatten wir ein
ehrenamtliches Engagement, das unfassbar war. Ich
glaube, daraus müssen wir lernen. Wir müssen dar-
aus lernen, dass es zum Teil nicht gelungen ist, die-
se Ehrenamtler bei der Stange zu halten, dass es
unglaublich schwierig war, eine Struktur zu schaffen,
an der sie andocken können. Der Staat muss sich
hier also auch verändern.

Auch das ist eine Art von Spielraum, das ist eine Art,
Freiraum zu schaffen, damit die Zivilgesellschaft zu-
greifen kann. Momentan, das habe ich ein bisschen
herausgehört bei dem Hinweis auf das Integrations-
gesetz, ist es doch so, dass politisch diejenigen ge-
hört werden, die zu Hause auf dem Sofa sitzen und
Facebook mit Hass-Postings vollschreiben. Es wird
aber nicht auf diejenigen gehört, die in Lebach in der
Landesaufnahmestelle den Leuten helfen. Das kann
es doch nicht sein! Das ist keine Förderung ehren-
amtlichen Engagements, das ist keine Förderung
der Zivilgesellschaft!

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Meine persönliche Meinung ist: Im Zweifel schieben
wir lieber mal einen weniger ab als einen zu viel.

Noch ganz kurz zum Antrag der LINKEN. Wir wer-
den ihm zustimmen, auch wenn uns die ein oder an-
dere Formulierung nicht gefällt. Unter der Millionärs-
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steuer kann ich mir wenig vorstellen. Die Zielrich-
tung ist aber klar. Es wäre mit Sicherheit zum Wohle
der Saarländerinnen und Saarländer, wenn wir es
schaffen würden, auf diese Art und Weise eine Ein-
kommenssteigerung zu schaffen. Ich sehe natürlich
durchaus die Problematik, dass man damit auf ein
„Weitermachen-wie-bisher“ käme. Aber frei nach
Descartes‘ „Zweifel ist der Weisheit Anfang“ zweifle
ich, dass der Weg gegangen wird, den ich vorhin
aufgezeigt habe und den ich für eine Möglichkeit
halte. Dann müssen wir eben im bestehenden Sys-
tem bleiben. Da brauchen wir schlicht und ergreifend
mehr Geld, sonst geht es nicht. - Vielen Dank.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die Landesregierung Frau Ministe-
rin Anke Rehlinger.

Ministerin Rehlinger:
Verehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Es geht heute in der Regierungser-
klärung und der sich anschließenden Debatte um
die Frage, welches Verhandlungsergebnis erzielt
werden konnte, wie dieses Verhandlungsergebnis
zu beurteilen ist und welche Chancen und Perspekti-
ven daraus erwachsen. Das ist quasi die Aufgaben-
stellung, die heute hier zu erledigen ist.

Aus meiner Sicht will ich dazu sagen, dass man das,
was am 14. Oktober dieses Jahres gefunden wor-
den ist, durchaus als einen sehr tragfähigen Kom-
promiss zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit dieses
Landes bezeichnen kann. Vor diesem Hintergrund
kann man auch sagen, dass am 14. Oktober ein gu-
ter Tag für die Menschen an der Saar war, weil wir
einen Beitrag geleistet haben zur Zukunftssicherung
und zur Eigenständigkeit dieses Landes

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich glaube, das braucht man weder zu überhöhen
noch muss man es irgendwie kleinreden. Es ist ge-
nau das, nicht mehr und nicht weniger. Es geht um
eine Perspektive, um eine Chance und eine Mög-
lichkeit, die wir uns erkämpft und erstritten haben
und die wir mit guten Argumenten für uns erarbeitet
haben. Ich glaube, es geht neben dem, was dort an
Ergebnissen und damit als Grundlage für die Zu-
kunft erarbeitet worden ist, auch noch um etwas an-
deres, das neben den Einzelergebnissen in dieser
Zeit durchaus auch einen Wert haben kann. Es geht
nämlich darum, dass klar und deutlich geworden ist,
dass die Politik handlungsfähig ist - die Große Koali-
tion in diesem Lande, wie wir uns mit der Verwaltung
in unserem Rücken in diesen Verhandlungen aufge-
stellt haben, aber auch die Große Koalition in Berlin,
wie sie den Bund repräsentiert hat, genauso wie die
bündische Gemeinschaft, sprich die 16 Bundeslän-

der. Sie alle zusammen unter einen Hut zu bringen
bei der Ausgangssituation der unterschiedlichsten
Interessenlagen, die es natürlicherweise in diesem
Zusammenhang nun einmal gibt, und dann tatsäch-
lich ein Ergebnis erzielen zu können, das ist Aus-
weis von Handlungsfähigkeit in der Politik.

Ich finde, das ist ein Wert in diesen Zeiten, in denen
der Politik immer wieder genau das Gegenteil vorge-
worfen wird, dass sie nämlich nicht in der Lage sei,
Probleme zu lösen, dass sie immer nur streite und
nichts zu Papier bringen könne. Das Gegenteil wur-
de hier zutage gefördert. Die Politik hat sich in höch-
stem Maße bei einer höchst komplexen Materie als
handlungsfähig erwiesen. Auch das ist in dieser Zeit,
in der Angstmacher unterwegs sind, etwas, was
man nicht gering schätzen sollte.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich finde auch, damit ist noch lange nicht alles an
Problemen und Herausforderungen, die wir jetzt
schon kennen, für immer und ewig gelöst, vor allem
auch nicht die Herausforderungen, die wir erst noch
erkennen werden. Es ist aber etwas viel Besseres
erreicht worden, nämlich das, wonach wir immer ge-
fragt haben. Wir sparen jetzt. Wir halten die Schul-
denbremse ein. Die Frage war aber, wofür wir das
tun und wie es nach 2020 weitergeht. Man muss
doch den Menschen in diesem Land, den Beschäf-
tigten, aber auch allen anderen, die in irgendeiner
Art und Weise von diesem Konsolidierungskurs be-
troffen sind, sagen, warum man es macht und wie
es im Einzelnen weitergehen wird.

Ein Grund, warum immer wieder strittig darüber dis-
kutiert worden ist, ob ein solcher Konsolidierungs-
kurs Sinn macht, war die Tatsache, dass man nicht
wusste, ob er Erfolg hat, wie es weitergehen wird
oder ob alles noch viel schlimmer werden würde.
Wir sind jetzt in der Lage, auf genau diese Fragen
Antworten zu geben. Ich glaube, diese Antworten
sind notwendig, um die Akzeptanz in den nächsten
Jahren, die mit dem, was wir noch alles vor der
Brust haben, überhaupt nicht einfacher werden,
hochzuhalten und die Menschen mitnehmen zu kön-
nen bei diesem Kurs, dieses Land nicht nur in seiner
Eigenständigkeit zu sichern, sondern vor allem zu-
kunftsfest zu machen. Auch das ist ein Wert, der
über die Einzelergebnisse und über die Spiegelstri-
che, die in diesem Kompromiss verhandelt worden
sind, am heutigen Tag festzustellen ist.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Es verleiht damit auch etwas, was sich nicht in Euro
und Cent ausdrücken lässt, es verleiht nämlich die
Fähigkeit, mit Zuversicht in die Zukunft zu blicken
und an die Eigenständigkeit, an die eigene Kraft, an
die eigene Entwicklungsperspektive in unserem
schönen Bundesland glauben zu können. Mut und
Zuversicht werden mit diesem Kompromiss auch be-
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gründet, und auch das ist etwas, was deutlich über
Euro und Cent hinausgeht und auch Teil dieses Er-
gebnisses ist.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Natürlich ist es in den nächsten Jahren an uns, die
Antwort darauf zu geben, was wir aus dieser uns
jetzt gegebenen Chance für dieses Land machen.
Diese Antwort gibt es heute noch nicht. Da gibt es
auch unterschiedliche Antworten, und der Kurs der
nächsten Jahre wird im Übrigen auch erst bestimmt
werden. Da haben auch die Saarländerinnen und
Saarländer noch ein Wörtchen mitzureden. Aber das
Entscheidende ist doch, dass wir noch in der Lage
sein werden, selbst am Steuer zu stehen und den
Kurs in diesem Land zu halten. Auch das ist wichtig
für die Saarländerinnen und Saarländer, denn die
Entscheidungen an der Saar und für die Saar wer-
den auch in Zukunft in diesem Land getroffen wer-
den können, und das ist gut so.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Die Einigung war kein Spaziergang, das ist von vie-
len beschrieben worden. Ich war selbst mit dabei. Es
ging um viele Sachfragen, unterschiedliche Interes-
senlagen. Es ging auch um Befindlichkeiten, das
macht es nicht immer einfacher. Man kann in der
Sache viel miteinander diskutieren, aber wenn man
an diesen Punkt kommt, wird es immer schwierig.
Trotzdem ist es tatsächlich gelungen.

Wir haben es auch mit Phasen zu tun gehabt, in de-
nen man in der Tat nicht mehr genau wusste, ob das
so rauskommt. Das beziehe ich nicht nur auf die bei-
den Tage, den Donnerstag und den Freitag, als sich
das zugespitzt hat, sondern auch auf die gesamte
Zeit vornedran. Es war nicht immer klar, dass es zu
einem solchen Kompromiss kommen kann. Ich will
es vielleicht mit einem kleinen Lächeln auf den Lip-
pen sagen: Wenn man in einer solchen Verhand-
lungsphase manchmal den Eindruck hat, dass man
den Wald vor lauter Bäumen nicht mehr sieht, ist es
gut, wenn man einen Förster hat. Bei uns heißt der
Förster mit Vornamen Wolfgang,

(Beifall bei den Regierungsfraktionen)

und er hat einen Kollegen, Dr. Elmar Braun. Bei al-
lem politischen Verhandlungsgeschick muss man
auch immer eine Verhandlungsgrundlage haben, mit
der man in politische Gespräche hineingeht. Das ist
eben hinreichend dargestellt worden, dass wir das
erfreulicherweise und Gott sei Dank auch hatten.
Deshalb, meine sehr verehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen, geht es bei dem,
was wir heute tun, nicht darum - wie ich es im Radio
gehört habe -, sich als Große Koalition auf die
Schulter zu klopfen. Es geht vielmehr um das, was
ich im ersten Teil angesprochen habe, nämlich den
Menschen zu sagen, dass wir eine Perspektive für

sie erarbeitet haben. Das halte ich für eine wichtige
Botschaft. Es geht auch darum zu sagen, wer das
alles erreicht hat. Das sind mehr als nur zwei Perso-
nen in Berlin gewesen, es haben viele hintendran
gestanden, die gesamte Mitarbeiterebene insbeson-
dere des Finanzministeriums, zwei davon sind heute
namentlich im Besonderen und völlig zu Recht auch
gewürdigt worden. Aber es sind auch die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Landesverwaltung gewe-
sen mit ihren Beiträgen, mit ihren Bemühungen zur
Unterstützung unseres Konsolidierungskurses.

Und ich sage ausdrücklich noch einmal: Es sind
auch die Gewerkschaften gewesen, die diesen Weg
mitgegangen sind und uns unterstützt haben und
uns die Gelegenheit gegeben haben, in Berlin einen
soliden Eindruck zu hinterlassen. Denn es gehört zu
der Geschichte mit dazu, dass die Bereitschaft zu ei-
nem Kompromiss und die frühen Zusagen, dass die-
sem Bundesland auf jeden Fall geholfen werden
muss, nichts ist, was uns in den Schoß gefallen ist.
Vielmehr hat es etwas damit zu tun, dass wir mit der
Ernsthaftigkeit, mit der wir in den letzten Jahren Poli-
tik gemacht haben, dafür auch den Boden bereitet
haben, dass man uns das abgenommen hat und ge-
sagt hat: Die haben hier nicht alles über Bord gewor-
fen und wollen jetzt Geld von uns. Nein, sie haben
sich angestrengt, sie haben ihre Vorleistung er-
bracht, sie haben das solide gemacht. Deshalb las-
sen wir sie nicht im Regen stehen. - Deshalb geht es
hier auch nicht um Almosen, sondern um einen Aus-
gleich, der uns zusteht. Das gehört auch dazu, wenn
man die Geschichte der letzten Monate und der ge-
samten Verhandlungsphase hier erzählt, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Natürlich ist damit nicht alles geregelt. Es liegt noch
eine große Kraftanstrengung vor uns, insbesondere
in den Jahren 2018/19, in denen wir es noch mit
dem alten Regime zu tun haben, dann ab 2020, in
den Folgejahren. Es geht bei dem gefundenen Kom-
promiss natürlich nicht nur um die ganz große Lö-
sung, wie die Gelder in der Linie verteilt werden, ver-
tikal und horizontal, sondern es geht durchaus auch
in einem beachtlichen Umfang um das, was dane-
ben noch vereinbart worden ist. Und da ist eben ein
Punkt angesprochen worden, den ich noch einmal
aufgreifen will. Auch wenn die Summe dazu noch
nicht im Einzelnen festgelegt ist, wird sie in der Hö-
he ein Ausmaß haben, das hinter dem Verteilungs-
volumen, das wir bei den Bund-Länder-Finanzbezie-
hungen zur Verfügung haben werden, nicht viel zu-
rückbleiben wird. Sie wird eine Bedeutung haben,
die man auch nicht gering schätzen darf. Da geht es
nämlich darum, dass den Kommunen, vor allem den
finanzschwachen Kommunen in diesem Land, ge-
holfen werden soll, wenn es darum geht, in ihre
Schulen zu investieren, in die Bildungsinfrastruktur
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zu investieren. Im Saarland wären es 160 Schulen,
die davon profitieren könnten. Ich halte es an dieser
Stelle für wichtig festzuhalten, dass - obwohl der
Punkt strittig gestellt worden ist und strittig diskutiert
worden ist - es gelungen ist, im Kompromiss festzu-
schreiben, dass es um die finanzschwachen Kom-
munen in diesem Land geht. Auch das ist ein Bei-
trag zur Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse.
Die Stärkeren sollten nicht noch stärker gemacht
werden, sondern es geht darum, ein gleiches Bil-
dungsniveau in allen Bundesländern zu erreichen.
Es geht darum, denen zu helfen, denen geholfen
werden muss. Deshalb ist das ein ganz wesentlicher
Punkt, nichts, was nur als kleiner Anhang zu be-
trachten wäre. Wir werden das zu erwarten haben,
wenn die konkreten Zahlen dazu festgelegt werden
können.

Systematisch betrachtet ist es in der Tat ein Aufwei-
chen des Kooperationsverbotes. Die SPD hätte sich
an dieser Stelle sogar noch mehr als ein Aufweichen
vorstellen können,

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

aber es ist immerhin der richtige Schritt in die richti-
ge Richtung.

Nun kann man natürlich das Thema dogmatisch be-
trachten. Ich finde aber, wenn es um Investitionen in
die Zukunft dieses Landes geht, nämlich um Investi-
tionen in Kinder und Bildung, sollte man nicht die
Dogmatik über das Wohl der Kinder stellen. Deshalb
sage ich: Wenn der Bund die Absicht hat, uns, den
Ländern oder auch den Kommunen, Geld zu geben,
damit wir in Bildung investieren können, sollten wir
dieses Geld nehmen. Und wenn es dafür Hürden
gibt, sollten wir sie abbauen. Deshalb brauchen wir
diesen ersten Schritt, und wenn es nach mir geht,
soll es auch noch weitere Schritte geben, um das
Kooperationsverbot ganz aufheben zu können.

(Beifall bei der SPD.)

Bei viel Licht gibt es aber immer auch Schatten. Ich
sehe bei der Bewertung die Infrastrukturgesellschaft,
wie sie jetzt angedacht ist, eher auf der Schattensei-
te. Aber so sind Kompromisse nun einmal gestrickt.
Ich bedauere es, aber es ist nun einmal so gekom-
men, und nun ist es an uns, an dieser Stelle das
Beste aus den Vorfestlegungen zu machen. In der
Sache: Es sollen keine unnötigen Schnittstellen ge-
schaffen werden, Abstimmungsmodalitäten er-
schwert werden und alles, was dazugehört. Das wird
man sicherlich ordentlich abarbeiten müssen, vor al-
lem auch mit Blick auf die Betroffenen in den Lan-
desbetrieben. Damit meine ich natürlich insbesonde-
re unseren Landesbetrieb für Straßenbau. Es kann
nicht sein, dass die Interessen der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter bei diesem Kompromiss unter die
Räder kommen. Dazu gibt es auch schon Zusagen.
Es geht letztlich darum, dass unsere Mitarbeiter im

Saarland auch im Saarland arbeiten können sollen,
wenn sie es wollen. Dafür werden wir uns einsetzen,
dafür werden wir auch kämpfen. Ich glaube, das ist
der richtige Weg, um zu verhindern, dass der Kom-
promiss auf dem Rücken der Menschen, die hier viel
geleistet haben für die Infrastruktur des Landes,
ausgetragen wird.

(Beifall bei der SPD.)

Es geht in den Festlegungen, die jetzt zu treffen
sind, aber auch um grundsätzliche Fragen, nämlich
wie wir es jetzt mit der Privatisierung halten. In der
Tat muss man nach den Debatten, die dazu im letz-
ten Jahr geführt worden sind, genau aufpassen, was
an welcher Stelle vereinbart wird. Besprochen ist,
dass es ganz klar eine Eigentümerstruktur gibt, bei
der oben 100 Prozent Bund steht.

Das ist die Ausgangsposition, und ich halte es für ei-
ne ganz wesentliche Aussage, dass wir, zumindest
was die Eigentumsverhältnisse der öffentlichen Stra-
ßeninfrastruktur in diesem Land angeht, eben keine
Privatisierung dulden werden. Bei allen anderen Fra-
gen gibt es in der Tat ein paar Fallstricke; das wird
man sich ansehen müssen, hie und da wird man
auch einen Riegel vorschieben müssen. Ich zumin-
dest bin der Auffassung - insoweit sehe ich aber
auch keinen Streitpunkt innerhalb der Landesregie-
rung -, dass der Staat sein Straßenmonopol nicht
privatisieren darf und vor allem nicht der auf Rendite
schielenden Finanzbranche überlassen darf, damit
die damit ihre Geschäfte machen kann. Ich finde,
dafür darf man keinesfalls Tür und Tor öffnen, noch
nicht einmal ein Hintertürchen darf man dafür öffnen.
Das gilt es jetzt in den Verhandlungen auch durch-
zusetzen. Klar ist, dass wir eine öffentliche Infra-
struktur brauchen, und es sollte nicht der Weg dafür
bereitet werden, dass sie in private Hände kommt.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich glaube, wir haben mit diesem Kompromiss ein
Instrument in der Hand, mit dem sich die Zukunft ge-
stalten lässt. Das wird auch gelingen, wenn wir uns
weiterhin so diszipliniert verhalten, wie wir das in
den letzten Jahren - und nur für die kann ich spre-
chen - getan haben.

Herr Kollege Hilberer, Sie haben gesagt, wir müss-
ten entscheiden, wo wir zukünftig investieren, wo wir
nicht mehr investieren, wir müssten Prioritäten set-
zen und wir müssten den Leuten auch sagen, dass
wir Dinge nicht mehr machen können - als würde
das irgendwann in der fernen Zukunft in diesem
Land notwendig werden. Ich möchte darauf hinwei-
sen, dass das, was Sie gesagt haben, in der Sache
zutreffend ist, aber dass es auch genau das ist, was
jeden Tag in der saarländischen Landesregierung
stattfindet. Wir haben bewiesen, dass wir genau das
können und dass wir genau das tun, wie unbequem
es auch immer sein und zu welchen Debatten in die-
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sem Haus es auch führen mag, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren!

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ja, es geht auch darum, dass wir uns Spielräume
schaffen. Die Frage ist, Spielräume wofür. Ich bin
auch der Auffassung, dass der Spielraum genutzt
werden muss, um, sobald wir einen ausgeglichenen
Haushalt haben, in die Schuldentilgung zu gehen.
Wir haben eben ja gehört, dass dieses Land rund 14
Milliarden Euro Schulden hat, damit auch einen
Schuldendienst von rund 500 Millionen Euro, den wir
jedes Jahr leisten müssen. Dieses Geld könnten wir
gut gebrauchen, um davon Lehrer zu bezahlen, um
damit Polizisten einzustellen oder die Landstraßen
zu sanieren. Deshalb macht es natürlich Sinn, den
Schuldenberg abzubauen, damit wir dieses verlore-
ne Geld des Schuldendienstes wieder zurückgewin-
nen, um damit echte Investitionen in diesem Land
auf den Weg bringen zu können.

Wir müssen auch daran arbeiten, dass das Prinzip
der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse umge-
setzt wird. Deshalb stimme ich denen zu, die gesagt
haben, wir müssten in diesem Land mehr investie-
ren. Genau dafür haben wir jetzt die Spielräume ge-
schaffen, dies übrigens gerade durch die nicht er-
folgte Zweckbindung der Mittel ausschließlich für
den Schuldendienst, weder für Zinsen noch für die
Tilgung. Vielmehr wird es möglich sein, damit auch
zu investieren im Sinne nachholender Investitionen.
Das ist wie beim Eigenheim: Man kann eine Zeit
lang auf gewisse Schönheitsreparaturen verzichten.
Aber irgendwann ist der Zeitpunkt gekommen, ab
dem man definitiv noch einmal investieren muss. Ich
finde, dieser Zeitpunkt kommt immer näher, bei eini-
gen Stellen war er schon erreicht. Deshalb ist es
gut, dass wir diesen Handlungsspielraum gewonnen
haben und dass wir damit auch in die Infrastruktur in
diesem Land investieren können. Denn nur dann
machen die Festlegungen - auch die der Schulden-
bremse - Sinn.

Der ursprüngliche Gedanke ist ja, dass es generatio-
nengerecht ist, die Schuldenbremse festzuschrei-
ben, weil wir nachfolgenden Generationen keine
Schuldenberge hinterlassen wollen. Ja, abstrakt be-
trachtet ist das richtig. Ich finde, das ist aber nur
dann richtig, wenn man einen zweiten Gedanken
hinzufügt, der da lautet: Wir wollen den nachfolgen-
den Generationen deswegen aber auch keine maro-
de Infrastruktur hinterlassen. Der ursprüngliche Ge-
danke stimmt nur, wenn man ihn in dieser Version
vorträgt. Deshalb müssen wir dringend investieren.
Aber auch dafür haben wir jetzt Spielräume geschaf-
fen und können das in Zukunft auch tun.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich gebe Ihnen recht: Ja, das sind Investitionen in
Stein, in Mörtel und in Asphalt. Aber es sind auch In-

vestitionen in die Sicherheit dieses Landes. Diese
Feststellung gilt mit Bezug auf Polizistinnen und Po-
lizisten hinsichtlich Gewalt- und Straftaten. Es geht
aber auch um soziale Sicherheit in diesem Land,
die, wenn sie nicht gegeben ist, die Menschen ver-
unsichern kann. Es geht auch um Investitionen in
die Bildung, in Lehrerinnen und Lehrer, in die Be-
treuung, aber auch in die Infrastruktur, die wir bei
klassischer Betrachtung nie mitdenken, beispiels-
weise um Investitionen in das Internet. Genauso
geht es aber auch um Investitionen in die Schaffung
von Wirtschaftsräumen und in die Wirtschaft selbst,
die es fitzumachen gilt.

Alle diese Spielräume haben wir geschaffen, und al-
le diese Spielräume brauchen wir auch, um unser
Bundesland, wie wir uns das alle miteinander wün-
schen, zu dem liebenswerten Stück Heimat zu ma-
chen, in dem sozialer Fortschritt und sozialer Zu-
sammenhalt gleichermaßen jeden Tag gelebt wer-
den. Das wird funktionieren - da bin ich mir sicher -,
wenn wir den Mut und die Zuversicht nicht aufge-
ben, sondern uns diese bewahren. Deshalb ist das,
was wir hier nun erreicht haben, keineswegs der
Endpunkt all unserer Bemühungen, sondern Aus-
gangspunkt für eine engagierte und selbstbewusste
Landespolitik. Diese gilt es in den nächsten Jahren
zu gestalten. Wir feiern im nächsten Jahr den 60.
Geburtstag dieses Landes. Ich finde, diesem 60.
Geburtstag sollten viele weitere schöne Geburtstage
folgen. Und deshalb sage ich: Ad multos annos für
unser schönes Bundesland! - Herzlich Dank und
Glück auf!

(Anhaltender Beifall bei den Regierungsfraktio-
nen.)

Präsident Meiser:
Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich
schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
DIE LINKE-Landtagsfraktion. Wer für die Annahme
des Antrags Drucksache 15/1976 ist, den bitte ich,
eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer
enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass der
Antrag Drucksache 15/1976 mit Stimmenmehrheit
abgelehnt ist. Zugestimmt haben die Fraktionen DIE
LINKE, PIRATEN und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Dagegen gestimmt haben die Fraktionen von CDU
und SPD.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir am
Ende der Sitzung angelangt. Ich schließe die Sit-
zung.
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